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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie herzlich zu unserer heutigen, 35. Sit-
zung des Landtags Nordrhein-Westfalen willkom-
men. Mein Gruß gilt wie immer auch den anwesen-
den Gästen auf der Besuchertribüne, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Medien sowie den Zu-
schauerinnen und Zuschauern an den Bildschirmen. 

Für die heutige Sitzung haben sich 14 Abgeordnete 
entschuldigt; ihre Namen werden in das Protokoll 
aufgenommen. 

Geburtstag hat heute Raphael Tigges von der Frak-
tion der CDU. Herzlichen Glückwunsch und alles 
Gute! 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank – Präsident André Kuper tritt an 
das Redepult.) 

Sehr geehrte Frau Generalkonsulin Karaarslan! Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender des Landesintegrations-
rates Keltek! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Familie 
Genç dort oben auf der Gästetribüne! Es gibt in der 
Geschichte unseres Landes Tage, die Wunden ge-
rissen haben – Wunden, die für immer bleiben. Der 
29. Mai 1993 – es war der Pfingstsamstag – ist solch 
ein Tag. Rechtsextreme haben an diesem Tag in So-
lingen einen feigen, rassistisch motivierten Brandan-
schlag, ein Verbrechen auf das Haus der Familie 
Genç verübt. 

Zwei junge Frauen und drei Mädchen waren die Op-
fer. Ich nenne ihre Namen: Gürsün İnce, 27 Jahre; 
Hatice Genç,18 Jahre; Gülüstan Öztürk, 12 Jahre; 
Hülya Genç, 9 Jahre; Saime Genç, 4 Jahre. 17 Fa-
milienmitglieder wurden teilweise schwer verletzt. 

Lieber Herr Genç, es ist im Landtag Nordrhein-West-
falen das erste Gedenken an Ihre Kinder und Enkel 
ohne Ihre Frau. Im Oktober ist sie verstorben. Mir und 
uns ist es ein Bedürfnis, in dieser Stunde auch an sie 
zu erinnern, an ihr großes Herz und an ihre Aussöh-
nungsbereitschaft. Mevlüde Genç fehlt uns. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Werte Familie Genç, für uns Abgeordnete ist Ihre An-
wesenheit heute eine besondere Verpflichtung. Es 
war auch wichtig, dass wir heute Morgen bereits die 
Möglichkeit genutzt haben, uns auszutauschen, zu 
sprechen und auch zu schweigen. Wir alle wissen, 
dass keine noch so gut gemeinte Geste, kein Ge-
spräch und nichts Ihnen den Schmerz nehmen, den 
Verlust wieder rückgängig machen kann. Aber wir 
können und wir werden erinnern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste, was 
damals in Solingen geschah, was in Hoyerswerda, in 

Rostock-Lichtenhagen, in Mölln passierte, das bleibt 
uns Demokratinnen und Demokraten Mahnung. 

Bekämpfen wir Rassismus, Extremismus, Antisemi-
tismus, Menschenfeindlichkeit in all ihren hässlichen 
Formen. Setzen wir all jenen deutliche Grenzen, die 
auch heute wieder oder immer noch versuchen, die 
Saat von Hass und Hetze in der Welt auszubringen. 
Machen wir uns stark, wo immer wir können, für Viel-
falt und Toleranz im Zusammenleben, für Verständi-
gung und ein gutes, ein würdevolles Miteinander. Da-
für steht auch der Antrag, den unser Parlament gleich 
beraten wird. 

Ich appelliere auch an dieser Stelle an alle Menschen 
in unserem Land: Wehren Sie dem Extremen. Zeigen 
Sie demokratisches Rückgrat. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank)  

Liebe Familie Genç, insbesondere lieber Herr Genç, 
wenn wir jetzt Ihrer ermordeten Angehörigen geden-
ken, schließen wir auch Ihre verstorbene Frau in un-
ser Gedenken mit ein. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, bitte erheben Sie sich, soweit möglich, von 
Ihren Plätzen. 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plät-
zen.) 

Danke. 

(Präsident André Kuper nimmt wieder Platz.) 

Und so beraten wir jetzt über den Antrag der Fraktio-
nen von CDU, SPD, Grünen und FDP. Ich rufe auf: 

1 Gedenken an die Opfer des rechtsextremisti-
schen Brandanschlags in Solingen – Einstehen 
gegen Rassismus und Diskriminierung 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/4358 

Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/4487 

Als Erster wird für die CDU-Fraktion ihr Fraktionsvor-
sitzender Herr Schick sprechen. 

Thorsten Schick*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! „Liebe 
lässt den Menschen leben, aber der Hass bringt den 
Tod.“ Das hat Mevlüde Genç nach dem heimtücki-
schen Brandanschlag auf das Wohnhaus ihrer 
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Familie in Solingen gesagt. Dieses Bekenntnis von 
Mevlüde Genç darf niemals unterschätzt werden. 

In der Nacht vom 28. auf den 29. Mai 1993 wurden 
zwei Töchter, zwei Enkelkinder und eine Nichte er-
mordet. Das jüngste Opfer war gerade einmal vier 
Jahre alt. Weitere Familienmitglieder wurden schwer 
verletzt und kämpfen zum Teil immer noch mit den 
Folgen. Sie alle wurden Opfer eines heimtückischen 
Brandanschlags in ihrer Heimat, in ihrem Zuhause. 

Der 29. Mai 1993 war ein dunkler Tag in der Ge-
schichte des Landes Nordrhein-Westfalen, ein Tag 
der Schande. Der Anschlag von Solingen steht in ei-
ner Reihe mit Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen 
und Mölln. Es war eine Reihe rechtsextremistischer 
und menschenverachtender Verbrechen in Deutsch-
land. 

Mevlüde Genç hat den Hass hinter sich gelassen. 
Sie war in der Lage, nach einem solchen Schicksals-
schlag die Kraft aufzubringen, nicht in Wut und Ra-
chegedanken zu versinken. Sie hat ihr Leben der 
Versöhnung und der Verständigung gewidmet. 

Daher hat das Land Nordrhein-Westfalen erstmals 
vor fünf Jahren die Mevlüde-Genç-Medaille für be-
sondere Verdienste um Toleranz und Versöhnung 
zwischen den Kulturen und ein friedliches Miteinan-
der der Religionen gestiftet. 

Ich erinnere mich noch an die Bilder aus Solingen in 
den Nachrichten: die verkohlten Balken des Dach-
stuhls, die rauchgeschwärzte Fassade und die Fens-
ter mit den geborstenen Glasscheiben. 

Die Tragödie von Solingen ist Teil der kollektiven Er-
innerung unseres Landes. Wir dürfen niemals ver-
gessen, was Menschen anderen Menschen in unse-
rem Land angetan haben. 

Deshalb ist es das richtige Signal, dass die Fraktio-
nen von CDU, SPD, Grünen und FDP jenseits aller 
parteipolitischen Unterschiede zu solchen Ereignis-
sen zusammenstehen. 

Dieses Hohe Haus wird sich immer gegen Hass, 
Ausgrenzung, Antisemitismus, Rassismus und jede 
Form von Extremismus stemmen. Das sind wir den 
Opfern von Solingen schuldig. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank)  

Auch wenn Mevlüde Genç im vergangenen Jahr ver-
storben ist – ihr Erbe lebt fort. Ihre gesamte Familie 
ist zu Botschaftern der Versöhnung geworden. 

Daher danke ich dem Landtagspräsidenten, dass er 
heute Morgen die Gelegenheit zur Begegnung mit 
der Familie Genç ermöglicht hat. Darunter war auch 
Durmuş, der Ehemann von Mevlüde Genç. Auch er 
hat zwei Töchter, zwei Enkelinnen und eine Nichte 
an den Hass verloren. 

Es ist ein Symbol der Versöhnung, dass die Familie 
heute dieser Debatte auf der Tribüne beiwohnt. Dafür 
danke ich ihr von ganzem Herzen. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich selbst 
habe knapp zwei Jahre an einer Hauptschule in Iser-
lohn unterrichtet. Statistisch gesehen hat mittlerweile 
jeder dritte Schüler in Nordrhein-Westfalen einen 
Migrationshintergrund. An meiner Schule war der An-
teil noch einmal deutlich größer. Dort habe ich erlebt, 
wie wichtig der Respekt gegenüber der Vielfalt von 
Kulturen ist. 

Damals bin ich, wie eigentlich das gesamte Kolle-
gium, wie selbstverständlich zur Feier der türkischen 
Gemeinde gegangen, um Schüler und deren Eltern 
besser kennenzulernen. Die äußerst positive Reso-
nanz hat mich überrascht und tief beeindruckt. Denn 
das zeigt vor allen Dingen eines: Wenn man die ei-
gene Hand reicht und die andere Hand ergreift, dann 
kann man etwas verändern. Kleine Gesten bewegen 
oft mehr als große Worte, wenn sie von vielen und 
von Herzen kommen. Mit Offenheit füreinander ge-
lingt das Miteinander. 

In Nordrhein-Westfalen leben weit mehr als 5 Millio-
nen Menschen mit Migrationshintergrund. Die meis-
ten von ihnen haben türkische Wurzeln. Ihre Eltern 
und Großeltern sind als Gastarbeiter gekommen und 
ganz viele als Freunde hiergeblieben. Sie haben hart 
gearbeitet, Familien gegründet, Kinder großgezogen 
und Freundschaften geschlossen. Sie bereichern un-
ser Land. Sie gehören zu Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Sie gehören zu uns, so wie Mevlüde Genç. Deshalb 
möchte ich meine Rede mit ihrem Auftrag an uns alle 
schließen: Lasst uns Freunde sein. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Schick. – 
Für die SPD spricht ihr Fraktionsvorsitzender Herr 
Ott. 

Jochen Ott (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Frau Generalkonsulin Karaarslan! Sehr geehrter 
Herr Keltek! Lieber Herr Genç! Liebe Familie Genç! 
Wir gedenken heute Gürsün, Hatice, Gülüstan, Hülya 
und Saime, die vor 30 Jahren von deutschen Rechts-
extremisten ermordet wurden. 

Dass Sie heute aus diesem Anlass zu uns in den 
Landtag gekommen sind, ist eine Ehre für dieses 
Parlament. Denn es ist ein Zeichen der Versöhnung, 
das die deutsche Mehrheitsgesellschaft so nicht er-
warten durfte – nicht nach allem, was Ihnen angetan 
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wurde. Dass Sie trotzdem heute hier sind, erfüllt mich 
mit Demut. Danke, dass Sie gekommen sind. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Schon im Jahr 2003, am zehnten Jahrestag des 
Mordanschlags, erinnerte Bundespräsident Johan-
nes Rau voller Bewunderung an das Wirken Ihrer Fa-
milie, als er sagte – ich zitiere –: 

„Das Bewegendste ist für mich die Haltung der 
Familie Genç. Da war kein Hass, kein Abschied, 
sondern stets der Ruf nach Versöhnung zwischen 
den Menschen und den Völkern. Das ist das po-
sitive Signal nach dieser schrecklichen Tat.“ 

Niemand verkörpert diesen Geist der Versöhnung 
mehr als Ihre Ehefrau, Mutter und Großmutter Mev-
lüde Genç. 

Lieber Herr Durmuş Genç, ihre Stärke und die Kraft 
Ihrer Frau sind für mich bis heute Vorbild und Antrieb. 
Wir gedenken ihr heute in großer Dankbarkeit. 

Ich möchte auch, wie Thorsten Schick, noch einmal 
auf die Begegnung heute Morgen eingehen. Lieber 
Can Genç, liebe Özlem Genç, wir haben heute dar-
über gesprochen, und Sie haben mich sehr beein-
druckt. Sie haben über die Sprachlosigkeit in der Fa-
milie geredet und gesagt, wie schwierig es ist, über 
diese Ereignisse zu sprechen, aber auch die große 
Herausforderung erwähnt, für die nächsten Genera-
tionen dafür zu sorgen, dass das nicht in Vergessen-
heit gerät. Ihre Worte haben mich heute sehr bewegt. 
Ich glaube, sie werden uns alle in den nächsten Mo-
naten auch tragen. Herzlichen Dank dafür. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Der Mordanschlag von Solingen war eine Zäsur. 
Seitdem konnte es keinen Zweifel mehr geben: Ras-
sismus und Rechtsextremismus sind tödliche Reali-
tät in Deutschland. Sie sind es noch immer. 

Wir müssen daraus die Konsequenzen ziehen. Der 
gewalttätige Rechtsextremismus ist die größte Ge-
fahr unserer Demokratie. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN, 
der FDP, Andreas Keith [AfD] und der Regie-
rungsbank) 

Er muss die Macht der wehrhaften Demokratie zu 
spüren bekommen, und zwar noch härter und stär-
ker, als das bisher der Fall war. 

Wir müssen Menschen mit Migrationsgeschichte 
besser schützen – auch vor Worten, auch vor Diskri-
minierung. Der Geburtsort von Eltern oder Großel-
tern darf nicht über die Bildungs- und Berufschancen 
eines Kindes entscheiden. Der Klang eines Nachna-
mens darf nicht darüber entscheiden, wer die gute 
Wohnung, den günstigen Kredit oder die Beförde-
rung bekommt – nein, nicht in Deutschland, nicht in 

Nordrhein-Westfalen, nicht in einem Land mit unse-
ren Werten. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Dazu muss die Mehrheitsgesellschaft auch begrei-
fen, wie verletzend und ausgrenzend die alltäglichen 
Diskriminierungen sind. In unserem Land muss sich 
etwas ändern. Es wird Zeit, dass wir Menschen mit 
Migrationsgeschichte endlich den Respekt und die 
Anerkennung erweisen, die sie verdienen.  

Das Türkische und Arabische sind eine Bereicherung 
für unsere Kultur. Als Bildungspolitiker weiß ich ge-
nau, dass viele unserer Kinder neben dem Deut-
schen auch diese Sprachen sprechen. Das ist kein 
Nachteil, sondern ein Gewinn für unser Land. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Wir sollten das fördern und unterstützen, auch an un-
seren Schulen und Universitäten. Wir müssen end-
lich anerkennen, dass ein Mensch seine deutsche 
Heimat und das Geburtsland seiner Eltern lieben 
kann – sei es Holland, Italien oder die Türkei. Die 
doppelte Staatsbürgerschaft bedeutet Fortschritt für 
Deutschland. Es ist gut, dass sie endlich ermöglicht 
wird. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Die Morde von Solingen waren eine Zäsur, auch für 
die Politik. Johannes Rau wollte aus Scham zurück-
treten. Er tat es dann nicht. Stattdessen leitete er ei-
nen Politikwechsel ein. Die alte sogenannte Auslän-
derpolitik war am Ende. Die Zeit der Integrationspoli-
tik begann über Parteigrenzen hinweg. 

In der christlich-liberalen Koalition unter Jürgen Rütt-
gers gab es den ersten Integrationsminister Deutsch-
lands. Sein Name war Armin Laschet. Auch das war 
ein Meilenstein für echte Integrationspolitik. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Für Armin Laschet ist Integration bis heute ein Her-
zensthema. Das hat mich immer beeindruckt, und 
dafür hat er meinen Respekt. 

Es gibt also auch Fortschritte seit dem furchtbaren 
Verbrechen von Solingen. 

Heute gibt es Kinder und Enkel der ersten Einwan-
derergeneration, die Professoren, Unternehmerin-
nen oder Gewerkschafter sind. Einige Nachkommen 
der Gastarbeitergeneration sind schon Bundesminis-
ter oder Staatssekretäre. Ich bin mir sehr sicher: Ei-
nes Tages werden wir auch einen Ministerpräsiden-
ten oder eine Ministerpräsidentin, eine Bundeskanz-
lerin oder einen Bundeskanzler mit migrantischen 
Wurzeln haben. Vielleicht wird sie Christdemokratin 
oder er Sozialdemokrat sein. In jedem Fall werden 
wir mit Leidenschaft über Politik streiten. 
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(Heiterkeit bei der SPD, der CDU, den 
GRÜNEN und der FDP) 

Doch unbestreitbar wird sie eine von uns sein. 

Schließlich möchte ich mit einem kleinen Gedicht von 
Nazım Hikmet schließen: 

„Leben wie ein Baum, einzeln und frei,  
doch brüderlich wie ein Wald,  
das ist unsere Sehnsucht.“ 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Ott. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht die Fraktionsvor-
sitzende Frau Schäffer. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie darauf 
hinweisen, dass die AfD gerade mit Drucksache 
18/4487 einen Änderungsantrag zu Tagesordnungs-
punkt 1 eingereicht hat. Er wird als Drucksache jetzt 
im weiteren Verlauf verteilt. – Bitte. 

Verena Schäffer*) (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! In der Nacht auf den 29. 
Mai 1993 verlor die Familie Genç fünf Familienmit-
glieder. Die Erinnerung an die fünf getöteten Frauen 
und Mädchen der Familie Genç wachzuhalten, ist ein 
ganz zentraler Teil der Erinnerungskultur unseres 
Landes. Wir werden Gürsün İnce, Hatice Genç, Gül-
üstan Öztürk, Hülya Genç und Saime Genç nicht ver-
gessen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute nennen wir 
uns ganz selbstverständlich Einwanderungsgesell-
schaft. Das war ja nicht immer so. Als in den 50er-, 
60er- und 70er-Jahren Menschen als Arbeitskräfte 
angeworben wurden, nannte man sie Gastarbeiter. 
Man erwartete, dass sie irgendwann in ihr Herkunfts-
land zurückkehren würden. 

Auch Mevlüde und Durmuş Genç wanderten in den 
70er-Jahren nach Deutschland ein. Und sie blieben 
mit ihrer Familie. – Herr Genç, liebe Familie Genç, 
danke, dass Sie heute da sind. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Anfang der 90er-Jahre, kurz nach der Wiedervereini-
gung, wurde rassistisch aufgeheizt über die Auf-
nahme von Geflüchteten diskutiert. Trotz der Pogrome 
und Anschläge von Mölln, Rostock-Lichtenhagen oder 
Hoyerswerda wurde am 26. Mai 1993 im Deutschen 
Bundestag der sogenannte Asylkompromiss und da-
mit eine erhebliche Beschneidung des Asylrechts be-
schlossen. 

Für Neonazis und Rechtsextreme muss das eine Be-
stätigung für ihre menschenverachtende Hetze ge-

wesen sein. Nur drei Tage später brannte in Solingen 
das Haus der Familie Genç. 

Ich finde, das sollte uns sehr nachdenklich machen – 
nachdenklich darüber, wie wir als Politikerinnen und 
Politiker diskutieren, wie wir kommunizieren und was 
wir sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Am kommenden Montag jährt sich dieses furchtbare 
Ereignis zum 30. Mal. Der Brandanschlag von Solin-
gen hat tiefe Narben in der Geschichte unseres Lan-
des hinterlassen. Viele insbesondere junge Men-
schen mit Migrationsgeschichte in Nordrhein-West-
falen hat dieser rassistische Anschlag sehr geprägt. 
Wenn man mit ihnen spricht, kann man erahnen, wel-
che Angst und Wut damals in der Luft lag. Diese Ver-
unsicherung begleitet eine ganze Generation bis 
heute. 

Neben der Erinnerung an die ermordeten Mitglieder 
der Familie Genç ist der Jahrestag auch ein wichtiger 
Anlass, über Kontinuitäten rechtsextremer Gewalt in 
Deutschland zu sprechen. Denn Solingen ist kein 
Einzelfall. Rassistische Gewalt in der Bundesrepublik 
begann nicht erst mit den 1990er-Jahren. Auch heute 
geht die größte Gefahr für unsere demokratische Ge-
sellschaft vom Rechtsextremismus aus. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Um Rechtsextremismus zu bekämpfen, stärken wir 
die Beratungsstellen gegen Rechtsextremismus. Wir 
stärken die Präventionsarbeit. Wir reagieren auf 
neue Phänomene wie etwa die Verbreitung von Ver-
schwörungserzählungen. Wir gehen gegen rechts-
extreme Akteure vor, indem wir den Ermittlungsdruck 
gegen rechtsextreme Straftaten hoch halten. 

Es ist eine gemeinsame Verantwortung und Aufgabe 
aller Demokratinnen und Demokraten, gegen 
Rechtsextremismus konsequent vorzugehen. 

Mir ist aber auch wichtig, zu sagen, dass wir über 
Rechtsextremismus nicht losgelöst von Rassismus 
und menschenverachtenden Einstellungen in der 
Mitte der Gesellschaft diskutieren können. Deshalb 
ist es wichtig, neben der Bekämpfung des Rechtsext-
remismus für wirksame Antidiskriminierungsstruktu-
ren zu sorgen, diejenigen zu stärken, die von Rassis-
mus und Diskriminierung in unserer Gesellschaft be-
troffen sind, ein eigenes Landesgesetz zu schaffen, 
um die Schutzlücken des AGG zu schließen, und 
eine Landesantidiskriminierungsstelle zu schaffen. 
Denn jeder Mensch soll ohne Angst vor rassistischer 
Gewalt oder Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen 
leben können. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP)  
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Bereits unmittelbar nach dem Anschlag rief Mevlüde 
Genç zur Versöhnung auf, und sie tat alles dafür, die 
Erinnerung wach zu halten. Mir ist bei einer der vielen 
Veranstaltungen, die ich miterleben durfte, auf der 
Mevlüde Genç gesprochen hat, in Erinnerung geblie-
ben, wie Mevlüde Genç vor einigen Jahren von ihrer 
Enkelin Saime berichtete. Saime habe sich so sehr 
gefreut, endlich bald den Kindergarten besuchen zu 
dürfen. Dazu ist es nicht gekommen, weil die kleine 
Saime im Alter von gerade einmal vier Jahren ermor-
det wurde. 

Die Geschichte von Saime ist die Geschichte eines 
nicht gelebten Lebens. Alle fünf Frauen und Mäd-
chen waren sehr jung und hatten ihr ganzes Leben 
vor sich. Der Gedanke, was es bedeutet, was sie al-
les nicht erleben konnten, macht mich tief traurig, und 
den Schmerz der Angehörigen können wir nur erah-
nen. 

Nie wieder sollen Eltern und Großeltern ihre Kinder 
durch einen rechtsextremen Anschlag verlieren, und 
wir als Demokratinnen und Demokraten müssen al-
les für dieses „Nie wieder“ tun. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD, 
der FDP, Enxhi Seli-Zacharias [AfD] und der 
Regierungsbank) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Schäf-
fer. – Für die FDP spricht ihr Fraktionsvorsitzender 
Herr Höne. 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Ho-
yerswerda 1991, Rostock, Mölln 1992, Solingen 
1993: Das sind Orte und Jahreszahlen, an denen 
Menschen ihr Leben viel zu früh verloren haben. 
Diese Menschen wurden von Rechtsextremen in ei-
ner Serie rechtsextremer Gewalt nach der Wieder-
vereinigung ermordet. 

Am kommenden Montag, am 29. Mai 2023, jährt sich 
der Brandanschlag auf das Wohnhaus der Familie 
Genç in Solingen zum 30. Mal. Fünf Menschen zwi-
schen 4 und 27 Jahren wurden getötet, viele weitere 
wurden verletzt. Mit dieser Debatte heute, für die ich 
sehr dankbar bin, machen wir im Landtag Nordrhein-
Westfalen deutlich: Auch 30 Jahre nach diesem fei-
gen Anschlag haben wir die Opfer nicht vergessen. 
Wir haben auch den Schmerz der Familie nicht ver-
gessen, den wir nur erahnen können. 

Darum, sehr geehrte Familie Genç: Herzlichen Dank, 
dass Sie hier sind. Herzlichen Dank für Ihren jahre-
langen Einsatz für Versöhnung. Ihnen allen gilt unser 
tief empfundenes Mitgefühl. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Wir führen diese Debatte, um an die Opfer zu erin-
nern; sie sollen unvergessen bleiben. Wir führen 
diese Debatte aber auch, um an die Überlebenden 
zu erinnern. Wir wollen an den unermesslichen 
Schmerz der Überlebenden – der Familie, der 
Freunde – erinnern. Wir wollen aber auch daran er-
innern, wie die Überlebenden mit diesem Erlebnis 
umgegangen sind. 

Bereits am Tag nach dem Anschlag hat Mevlüde 
Genç zur Versöhnung aufgerufen. Das bedurfte einer 
unvorstellbaren Kraft, die mich bis heute tief beein-
druckt und die wir nicht vergessen dürfen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Es wurde gerade schon angesprochen: Das Land 
Nordrhein-Westfalen verleiht seit 2018 die Mevlüde-
Genç-Medaille und möchte damit Bürgerinnen und 
Bürger auszeichnen, die sich für Toleranz und für 
Verständigung einsetzen. Mit dieser Medaille bleiben 
aber vor allem die Kraft, das große Herz, der Wille 
und die Bereitschaft zur Versöhnung der Überleben-
den in Erinnerung und gerade nicht der Hass der Tä-
ter. Diese Debatte soll auch dazu einen Beitrag leis-
ten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir erinnern heute 
an diese schreckliche Tat, an diesen feigen An-
schlag. Erinnern ist immer untrennbar mit dem Be-
wusstsein für eine Verantwortung verbunden, näm-
lich der Verantwortung, dass sich solche Anschläge 
und solche menschenverachtenden Taten nicht wie-
derholen dürfen. 

Der NSU und die Anschläge in Kassel, in Halle und 
in Hanau führen uns vor Augen, wie groß diese Ver-
antwortung ist und wie groß die Aufgabe ist, vor der 
wir hier stehen. Wir alle sind täglich gefordert, Hass, 
Rassismus, Fremdenhass und Vorurteilen entgegen-
zutreten. Wir alle sind auch täglich gefordert, uns de-
nen mit aller Kraft entgegenzustellen, die unsere of-
fene Gesellschaft gefährden und die als geistige 
Brandstifter tätig sind. 

CDU, SPD, Grüne und FDP bringen heute genau im 
Geiste dieser Verantwortung Beschlüsse mit dem 
klaren Signal auf den Weg, zum Beispiel Handlungs-
konzepte gegen Rechtsextremismus und gegen 
Rassismus weiterzuentwickeln sowie Dunkelfelder 
zu erforschen und damit aufzuhellen, um noch bes-
ser gegen diese Phänomene vorzugehen und den 
Ermittlungsdruck hochzuhalten. Außerdem wollen 
wir künftig Projekte fördern, die an diese feigen An-
schläge erinnern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Solingen erinnert 
ein Mahnmal an das Attentat; es wurde ein Jahr nach 
dem Anschlag eingeweiht. Dieses Mahnmal zeigt 
zwei Figuren aus Metall, die gemeinsam ein Haken-
kreuz zerreißen. Diese Figuren werden von Metall-
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ringen geschützt, und auf jedem dieser Ringe steht 
ein Name. Bürgerinnen und Bürger können ihren Na-
men dort eingravieren lassen und auf diese Weise 
ein Zeichen setzen, und dieses Zeichen bedeutet, 
dass wir uns erinnern, hinsehen und gegen Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit aufstehen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Höne. – 
Für die AfD spricht ihr Abgeordneter Herr Dr. Beu-
cker. 

Dr. Hartmut Beucker*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Damen! Geehrte Herren! Ein 
Haus zerstört, 17 zum Teil lebensgefährlich verletzte 
Menschen und, am schlimmsten, fünf junge Men-
schenleben ausgelöscht: Das ist das traurige Resul-
tat des Brandanschlags von Solingen, dessen wir 
heute in Trauer gedenken.  

Ich selbst wohnte damals weit weg, in Ostbayern. 
Der niederschmetternde Eindruck eines Gewaltver-
brechens mit wahrhaft niedrigen Beweggründen und 
solch furchtbaren Folgen hat jedoch keine geografi-
sche Abstufung. Einen vergleichbaren Anschlag ken-
nen wir aus NRW nicht, weder vorher noch nachher.  

Wir können aber feststellen, dass der Anschlag die 
Gesellschaft nicht gespalten hat. Deutschland ist un-
gebrochen Ziel von Millionen muslimischer Einwan-
derer aus aller Welt. Dies zeigt, dass die hier erlebte 
Realität für muslimische Einwanderer überwiegend 
eine gänzlich andere ist, als der Antrag an dieser 
Stelle impliziert – Gott sei Dank!  

Aber an einem solchen Tag sind wir aufgerufen, die 
Lehren aus diesem feigen Anschlag neu zu ziehen. 
Schafft das der Antrag? – Insoweit, als er sich gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus wendet, durch-
aus. Dem stimmen wir uneingeschränkt zu. Zwar 
müssen wir uns gegen jede Form von Extremismus 
wenden, aber gerade am heutigen Tag ist Anlass, 
das speziell für den Rechtsextremismus zu betonen.  

Der Antrag vermischt dabei zwei Dinge. Zu Recht 
wendet er sich gegen Rassismus und die hier wirk-
sam gewordene Form von Extremismus. Mit dem 
Anschlag gar nichts zu tun, hat aber die Bekämpfung 
einer dann auch gar nicht näher, ja, ausdrücklich 
nicht näher definierten Diskriminierung. Auf eine un-
vermittelte Art wird eine Beziehung hergestellt zwi-
schen gesetzlich definierten Straftaten und einer Un-
terschiedsbehandlung, von der im Einzelfall kaum si-
cher entschieden werden kann, ob sie überhaupt 
schon moralisch verwerflich ist, von der Strafbarkeit 
ganz zu schweigen. Soweit ein solches Verhalten 
nicht verboten ist, kann auch kein staatlich gewähr-
tes Recht bestehen, sich dagegen zu wehren. 

Keineswegs alle Diskriminierungen sind verboten. 
Alles das wirft der Antrag durcheinander.  

Der Grund ist politischer Natur, denn es soll die Ar-
beit der jüngst errichteten Meldestellen zu Vorfällen 
des Rassismus und der Queerfeindlichkeit künstlich 
mit Bedeutung aufgeladen werden. Und so wird dem 
Forderungsteil die Unterstützung dieser Stellen un-
tergeschoben. Wir halten das für eine unangebrachte 
Vermischung, eine Vermischung, die zudem nichts in 
Hinsicht auf die Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus verbessern wird. Sie wissen gar nicht, was da 
zu tun ist.  

Der vorliegende Antrag hält das Problem für groß, 
auch weil er neben extremistischen Taten zudem sol-
che von Geisteskranken aufführt. Aber er stellt nicht 
die sich doch aufdrängende Frage, ob die bisherige 
Arbeit wirklich effizient und zielgerichtet angelegt ist. 
Warum ist trotz aller Bemühungen die Gefahr, die Sie 
als größte Gefahr für die Demokratie selbst bezeich-
nen, noch nicht verringert, gar beseitigt? Und warum 
sollen gerade die Bemühungen vermehrt und inten-
siviert werden, die doch allem Anschein nach erfolg-
los waren? 

Wir bringen den Antrag unter Berücksichtigung die-
ser methodenkritischen Aspekte neu ein. Wir lehnen 
zudem die Bezeichnung „antimuslimischer Rassis-
mus“ ab. Der Islam definiert keine Rasse. Im Sinne 
politischer Klarheit ist dieser Begriff daher unzuläs-
sig. Belassen haben wir aber im Feststellungsteil, 
dass der Landtag für eine lebendige, demokratische 
Debattenkultur ohne Ausgrenzung und Diskriminie-
rung steht. Theoretisch ist das nämlich der Anspruch.  

Praktisch allerdings erleben wir als Oppositionspoliti-
ker Diskriminierung und Ausgrenzung – bildhaft 
sichtbar an der Ausgrenzung beim Einbringen just 
dieses Antrags sowie bei der Besetzung des Präsidi-
ums des Landtags und anderer Gremien. Dies je-
doch nützt Ihnen nichts, meine Damen und Herren. 
Das fällt als undemokratisch auf Sie selbst zurück.  

Ich fasse zusammen: Leider bietet der Antrag den 
dringenden Grund, ihn so, wie von uns gefasst, neu 
einzubringen. Gerade wer das heutige Gedenken 
ernst nimmt, kann an einer grundsätzlichen Metho-
denkritik nicht vorbei. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Für die Landesregierung 
spricht nun Herr Ministerpräsident Wüst.  

Hendrik Wüst, Ministerpräsident: Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau 
Generalkonsulin! Herr Keltek! Liebe Familie Genç! 
Bevor ich zu meiner Rede komme: Herr Dr. Beucker, 
ich würde einfach mal sagen: Thema verfehlt! Ein-
fach Thema verfehlt!  
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(Lebhafter Beifall von der CDU, der SPD, den 
GRÜNEN und der FDP) 

Der Antrag, die Debatte stellen das Gedenken in den 
Mittelpunkt. Ich glaube, auch eine AfD kann die Re-
dezeit von fünf Minuten klug darauf verwenden, zu 
gedenken. Alles andere können Sie gern an anderer 
Stelle sagen. Sie wissen, dass ich normalerweise 
Redebeiträge von Abgeordneten nicht kommentiere, 
aber ich glaube, das musste hier jetzt mal gesagt 
werden.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Der Mordanschlag von Solingen vor 30 Jahren hat 
vielen Menschen überall im Land Angst gemacht, vor 
allen Dingen Menschen mit türkischen Wurzeln. 
Viele sind danach jeden Abend voll Sorge ins Bett 
gegangen. Manche haben ihre Kinder nach dem 
Abendbrot und dem Zähneputzen in Kleidung schla-
fen gelegt – für den Fall, dass sie nachts schnell aus 
dem Haus müssen. Was muss das für ein Gefühl 
sein, wenn die eigene Wohnung, das eigene Haus, 
das Kinderbettchen der eigenen Kinder keine siche-
ren Orte mehr sind – mitten in Deutschland, hier bei 
uns in Nordrhein-Westfalen vor gerade einmal 30 
Jahren?  

Viele türkischstämmige Menschen sahen sich da-
mals mit den Fragen konfrontiert: Wollen wir hier, 
wollen wir in diesem Land noch leben? Ist das wirk-
lich unser Land? Sind wir hier sicher? Familie Genç 
hat diese Fragen damals klar beantwortet. Sie hat 
gesagt: Ja, das ist auch unser Land, und wir lassen 
uns dieses Land nicht nehmen. Das war mutig, und 
das verdient Respekt. Ich bin sicher, ich spreche im 
Namen aller demokratischen Kräfte in diesem Hohen 
Hause, wenn ich sage: Danke, lieber Herr Genç, 
danke, liebe Familie Genç, dass Sie geblieben sind!  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP – Vereinzelt Beifall von der AfD) 

Lieber Herr Genç, Ihre Enkeltochter Saime wäre 
heute 34 Jahre alt, eine junge Frau, die vielleicht eine 
Ausbildung gemacht oder studiert hätte. Vielleicht 
wäre sie schon verheiratet, hätte Kinder. Wir wissen 
all das nicht, weil Saime nur vier Jahre alt geworden 
ist, ein kleines Mädchen, mitten aus dem Leben ge-
rissen.  

Hülya Genç war 9, Hatice war 18, Gürsün İnce 27 
und Gülüstan Öztürk war 12 Jahre. Sie alle sind vor 
30 Jahren, am 29. Mai 1993, gestorben. Es war kein 
tragischer Unfall, keine Naturkatastrophe – nein, sie 
sind Opfer eines heimtückischen Brandanschlags 
geworden, ein Anschlag, begangen aus Hass gegen 
alle, die in den Augen der Täter fremd waren.  

Zum 30. Mal jährt sich dieser Brandanschlag am 
kommenden Montag, einer der dunkelsten Tage in 
der Geschichte unseres Landes. Die Tat von Solin-
gen hat eine ganze Familie in unfassbarer Weise 

gezeichnet, verletzt, traumatisiert. Für Familie Genç 
ist diese furchtbare Nacht nie ganz vergangen. Sie 
ist noch immer präsent, an jedem Tag, ebenso wie 
die Erinnerung an ihre Angehörigen.  

Aber Familie Genç ist nicht einfach nur geblieben; 
insbesondere Mevlüde Genç hat dem Hass der Men-
schenfeindlichkeit etwas ungeheuer Kraftvolles ent-
gegengesetzt: Menschenliebe. Während des Ge-
richtsprozesses gegen die Täter hat sie gesagt:  

„Obwohl ich fünf Kinder und mein Zuhause verlo-
ren habe, bezeuge ich trotzdem Zuneigung. Wir 
sind alle Brüder. Das lässt sich auch durch Ver-
brennen und Kaputtmachen nicht verhindern.“ 

Die Auszeichnung unseres Landes, mit der Engage-
ment für Versöhnung, Toleranz und Zusammenhalt 
geehrt wird, trägt deshalb ihren Namen: die Mevlüde-
Genç-Medaille. Auch an Mevlüde Genç denken wir 
in diesen Tagen; sie ist im vergangenen Oktober ver-
storben. Sie war ein großes Vorbild der Versöhnung. 
Wir verneigen uns vor Mevlüde Genç. Sie hat dem 
Hass Liebe entgegengesetzt.  

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Solingen war kein Einzelfall. Rostock-Lichtenhagen, 
Hoyerswerda, Mölln, auch Hünxe bei uns, München, 
Kassel, Halle und Hanau später: Die Namen dieser 
Städte sind auch mit rechtsextremistischer Gewalt 
verbunden. Die Bedrohung durch Rassismus und 
Rechtsextremismus besteht fort.  

Auch heute werden Menschen wegen ihrer Wurzeln, 
Kultur und Religion ausgegrenzt, diskriminiert und 
angefeindet. Rechtsextremismus ist die größte Ge-
fahr für unsere Demokratie. Es ist an uns allen – an 
Politik, an Gesellschaft –, hinzuschauen, ernst zu 
nehmen, zu handeln, denn aus Gedanken werden 
Worte, und Worten folgen Taten.  

Deshalb beunruhigt es sehr, dass rechtsextremes 
Gedankengut so verbreitet ist, dass rassistische und 
rechtsextreme Propaganda und Straftaten weiter zu-
nehmen. Dem müssen wir uns fortwährend entge-
genstellen und gemeinsam für ein respektvolles ge-
sellschaftliches Miteinander einstehen.  

Mevlüde Genç hat kurz nach dem schrecklichen An-
schlag den beeindruckenden Satz gesagt: Lasst uns 
Freunde sein. – Sie hat damit allen Menschen die 
Hand gereicht in der Hoffnung, dass es uns gelingt, 
als Freunde zu leben. Das sollten wir uns alle zum 
Ziel setzen.  

So, wie Familie Genç vor 30 Jahren eine klare Ant-
wort gegeben hat und geblieben ist, sage ich in aller 
Klarheit: Es ist unser Land, ein Land der Vielfalt, ein 
Land der Toleranz, ein Land des respektvollen Mitei-
nanders. Dieses Land lassen wir uns von nieman-
dem wegnehmen. – Vielen Dank. 
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(Anhaltender Beifall von allen Fraktionen und 
der Regierungsbank) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister-
präsident. – Mit den Worten des Ministerpräsidenten 
ist die Aussprache geschlossen.  

Wir stimmen als erstes über den Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD Drucksache 18/4487 ab. Wer 
möchte dem zustimmen? – Das ist die AfD. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP. Enthaltungen brauche ich nicht mehr 
abzufragen. Damit ist der Änderungsantrag Druck-
sache 18/4487, wie gerade festgestellt, abgelehnt.  

Wir stimmen – zweitens – über den Antrag der Frak-
tionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP Drucksache 18/4358 ab. Wer diesem Antrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Das ist die AfD. Damit ist der Antrag Druck-
sache 18/4358, wie gerade festgestellt, angenom-
men.  

Ich rufe auf: 

2 Einsetzung einer Enquetekommission „Chan-
cengleichheit in der Bildung“ (EK Chancen-
gleichheit) 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/3865 

Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion als 
antragstellende Fraktion spricht als Erster ihr Frakti-
onsvorsitzender Herr Ott. 

(Unruhe) 

Jochen Ott*) (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In meiner Zeit als Lehrer an der Gesamt-
schule Brühl lernte ich eine Schülerin kennen, die mit 
einer Förderschulempfehlung in die 5. Klasse kam. 
Sie meisterte mit dieser Empfehlung die Unter-, Mit-
tel- und Oberstufe und erreichte im Zentralabitur ei-
nen Zweierschnitt.  

Ein junger Mann mit dem Namen Uğur Şahin, heute 
bekannt als BioNTec-Gründer, wurde in der Türkei 
geboren. 

(Anhaltende Unruhe) 

Präsident André Kuper: Herr Ott, darf ich Sie ge-
rade unterbrechen? Es gibt ein hohes Störungslevel. 
Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die herausge-
hen, das leise zu machen, damit wir der Rede folgen 
können. 

Jochen Ott*) (SPD): Ich danke Ihnen. – Ich sprach 
von Uğur Şahin, BioNTech-Gründer, der in der Tür-
kei geboren wurde und im Alter von vier Jahren mit 
seiner Mutter zu seinem Vater, der bei den Kölner 
Ford-Werken arbeitete, zog. In der Grundschule 
wurde die Empfehlung „Hauptschule“ ausgespro-
chen. Erst nach der Intervention eines Nachbarn, der 
den Jungen häufiger sah, wurde das ermöglicht. Er 
absolvierte 1984 das heutige Erich Kästner-Gymna-
sium in Köln-Niehl als erstes türkischstämmiges 
Gastarbeiterkind der Schule überhaupt mit dem Abi-
tur. Wie die Geschichte weitergeht, brauche ich nicht 
zu erzählen.  

Ich möchte – drittens – darauf hinweisen, dass in vie-
len wissenschaftlichen Studien – ob es die Max-vs.-
Murat-Studie oder andere Studien sind – darauf hin-
gewiesen wurde, dass Kinder mit ausländischen 
Wurzeln im Fach Deutsch von angehenden Lehrkräf-
ten schlechter benotet werden. Offensichtlich haben 
wir also auch hier – das ist der Verbindungspunkt 
zum vorangehenden Tagesordnungspunkt – ein 
Problem.  

Warum sage ich das hier? Studien über die Bildungs-
erfolge unserer Kinder wie die IGLU-Studie und die 
IQB-Bildungstrends zeigen uns deutlich: Viele Kinder 
erreichen die Mindeststandards in Lesen, Rechnen 
und Schreiben nicht.  

Als wäre das nicht genug, zeigte auch der zuletzt vor-
gelegte nationale Bildungsbericht „Bildung in 
Deutschland 2022“, dass Bildungschancen von Kin-
dern und Jugendlichen immer noch stärker vom Hin-
tergrund des Elternhauses bzw. von der sozioökono-
mischen Herkunft abhängen, als wir uns das eigent-
lich wünschen würden. Das ist in den letzten Jahren 
durch die Pandemie noch verschärft worden. Ich 
finde dies beschämend.  

Ich schäme mich aber nicht nur dafür, sondern es ist 
auch verheerend. Denn wir sprechen über die Zu-
kunft unseres Landes. Bildung ist das A und O. Frü-
her konnte über Bildung ein Aufstiegsversprechen 
gegeben werden, und viele konnten es nutzen. 
Heute ist klar, dass das vielen gar nicht mehr gelingt. 
Seit mindestens zwei Jahrzehnten ist jedes fünfte 
Kind in Deutschland von Armut betroffen. Das darf 
nicht so bleiben. 

(Beifall von der SPD) 

Wir müssen grundlegend an die Strukturen ran und 
das System überarbeiten. Dazu bedarf es nach An-
sicht meiner Fraktion weiterer empirischer, wissen-
schaftlicher Erkenntnisse und einer fraktionsüber-
greifenden Zusammenarbeit im Rahmen einer En-
quetekommission. An dieser Stelle muss klar gesagt 
werden: Es geht hier nicht um die Frage eines Schul-
konsenses. Den empfehlen wir Ihnen ja schon seit 
Längerem für die drängenden kurzfristigen Fragen, 
um über die Bildungsfinanzierung zu sprechen, die 
hier auch öfter unter dem Thema „New Deal“ 
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eingebracht werden. Nein, im Gegensatz dazu ist 
das Ziel einer Enquetekommission, individuelle Dis-
paritäten der Kinder bzw. Jugendlichen und deren 
Entwicklung im Verlauf der Bildungswege zu unter-
suchen.  

Was heißt das? – Wir brauchen eine Untersuchung 
der strukturellen Gegebenheiten, der didaktischen, 
methodischen und materialbasierten Aufbereitung 
der Bildungsinhalte und der vielseitigen Möglichkei-
ten im physisch-präsenten sowie im digitalen Be-
reich. Deshalb müssen wir die Übergänge von der 
Kita zur Schule und von der Grundschule zur weiter-
führenden Schule sowie dann den Übergang in die 
beruflich-akademische Phase in den Vordergrund 
stellen. Ziel wäre es, die jeweils erlangte Fähigkeit ei-
nes Kindes – sei es die Schulfähigkeit, die Studier- 
oder die Ausbildungsfähigkeit – zu betrachten, zu be-
werten und langfristig zu entwickeln. Die Enquete-
kommission „Chancengleichheit in der Bildung“ soll 
die Expertise aus Wissenschaft und Praxis zusam-
menbringen. 

Schule muss neu gedacht werden. Wir brauchen ein 
gut aufgestelltes, chancengerechtes, funktionieren-
des Schulsystem, das auch noch alle verstehen kön-
nen. 

(Beifall von der SPD) 

Eine solche Debatte muss man sorgfältig führen. Die 
muss man miteinander führen. Sie ist notwendig, weil 
Nordrhein-Westfalen ein solides Fundament für 
Chancengleichheit braucht, das individuelle Bil-
dungsmöglichkeiten in jeder Form eröffnet und diese 
dann in gleichem Maße wertschätzend in den Blick 
nimmt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen, ins-
besondere aller demokratischen Fraktionen in die-
sem Haus, mit der Enquetekommission „Chancen-
gleichheit in der Bildung“ reichen wir Ihnen ein weite-
res Mal die Hand zur Zusammenarbeit. Lassen Sie 
uns innehalten und die Zeit nutzen, um in den nächs-
ten zwei Jahren der Arbeit der Enquetekommission 
dafür zu sorgen, dass die Kinder, die heute geboren 
werden, deutlich mehr Chancengleichheit haben als 
die Kinder, die vor Jahren geboren wurden. Das sind 
wir den Kindern schuldig, aber wir sind es auch der 
Zukunft unseres Landes schuldig. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Ott. – 
Für die CDU spricht der Abgeordnete Herr Grunwald. 

Jonathan Grunwald (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Grund-
stein für Bildungserfolg und Teilhabe wird bereits vor 
dem ersten Schultag gelegt. Denn nichts ist für Schü-
lerinnen und Schüler frustrierender und damit 

schädlicher, als vom Tag der Einschulung an hinter-
herzurennen. Die Folgen sind im schlimmsten Fall 
ein Unwohlsein beim Betreten der Schule, innere 
Migration, frustabladende Ausbrüche, Schulverweise 
und das Verlassen der Schule ohne Abschluss. 

„Frühkindliche Bildung schafft wichtige Voraus-
setzungen für Chancengerechtigkeit, eine erfolg-
reiche Bildungsbiografie und ein Leben in Frei-
heit, Solidarität und Selbstbestimmung.“ 

Dieser Satz stammt nicht etwa aus dem dieser De-
batte zu Grunde liegenden Antrag zur Einsetzung der 
Enquetekommission, nein, vielmehr haben ihn CDU 
und Grüne vor elf Monaten in den Zukunftsvertrag 
geschrieben und damit unterstrichen, dass Chancen-
gerechtigkeit ein zentraler Baustein unserer Bil-
dungspolitik ist. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Es ist absolut unstrittig und wissenschaftlich hinrei-
chend belegt, dass Bildungschancen in Deutschland 
nach wie vor zu sehr von der sozialen Herkunft der 
Kinder abhängen. Genauso ist es unstrittig, dass es 
sich dabei um eine gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung handelt, die nicht alleine von den Lehrerin-
nen und Lehrern an unseren Schulen gelöst werden 
kann.  

Diese Erkenntnisse sind jedoch keineswegs neu. In 
der Studie „Bildungsgerechtigkeit. Herausforderung 
für das deutsche Bildungssystem“ aus dem Jahr 
2021 führen Christina Anger und Axel Plünnecke 
eine Reihe von Handlungsempfehlungen auf, die wir 
bei uns in Nordrhein-Westfalen bereits in konkretes 
Regierungshandeln überführt haben. Ein zentraler 
Baustein unserer Politik ist die Stärkung der Famili-
enzentren. Nur wenn wir die Eltern gerade auch in 
den sozial benachteiligten Milieus mitnehmen, wer-
den wir die Chancengerechtigkeit in der Bildung 
nachhaltig erhöhen. Wir haben daher bereits nach 
wenigen Monaten die Einrichtung von 150 weiteren 
Familienzentren beschlossen. Werte Kolleginnen 
und Kollegen, wir reden nicht nur von Chancenge-
rechtigkeit, wir lassen Taten folgen. 

(Beifall von der CDU) 

Unstrittig ist: Um die Stärken und Schwächen jeder 
Schülerin und jedes Schülers zu berücksichtigen, be-
nötigen wir ausreichend Lehrkräfte. Mit dem Hand-
lungskonzept von Dorothee Feller zur Unterrichtsver-
sorgung und der Angleichung der Einstiegsbesol-
dung unserer Grundschul- und Sek.-I-Lehrer wollen 
und werden wir mehr junge Menschen für das Lehr-
amt gewinnen. 

Die letzten Ergebnisse des IQB-Bildungstrends und 
der IGLU-Studie haben den Handlungsbedarf unter-
strichen. Wenn rund ein Viertel aller Grundschüler in 
Deutschland die Mindeststandards in Deutsch und 
Mathe sowie bei der sozialemotionalen Entwicklung 
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nicht erfüllt und Ausbilder genauso wie Hochschul-
lehrer gleichermaßen die Ausbildungsreife der 
Schulabsolventen bemängeln, dann müssen wir ge-
rade bei den Basiskompetenzen nachlegen. 

Mit der Erhöhung der verbindlichen Lesezeiten um 
zusätzliche 60 Minuten pro Woche und der Einfüh-
rung der digitalen Lehranwendung „Leo“ zum kom-
menden Schuljahr stärken wir diese Schlüsselkom-
petenz bei uns in Nordrhein-Westfalen daher nach-
haltig. Sie sehen: Wir reden nicht nur von Chancen-
gerechtigkeit, wir lassen Taten sprechen. 

(Beifall von der CDU) 

In unseren Kindern liegt unsere Zukunft. Sie sind es, 
die die Ideen von morgen entwickeln, Geschäfte eröff-
nen und in unseren Unternehmen, in der Pflege oder 
an unseren Schulen arbeiten werden.  

Im Jahr 2021 haben Bund und Länder insgesamt 252 
Milliarden Euro in die Bildung investiert. Das sind 40 % 
mehr als noch im Jahr 2010. Noch nie floss so viel 
Geld in den Bildungsbereich, und noch nie wurden 
unsere Kinder so lange außerhalb des Elternhauses 
betreut und beschult. Trotz alledem haben sich die 
Lernergebnisse unserer Schüler in dem Zeitraum 
nicht verbessert. Der Ruf nach immer mehr Geld 
greift zu kurz.  

Lassen Sie uns daher die Enquetekommission ge-
meinsam nutzen, um den Blick auch abseits des po-
litischen Tagesgeschäfts zu schärfen und Fragen zu 
stellen: Kann ein verpflichtendes letztes Kita-Jahr die 
Chancengerechtigkeit erhöhen? Inwiefern können 
KI-Technologien zur Bildungsteilhabe beitragen und 
einer zunehmend heterogenen Schülerschaft ge-
recht werden? Welche Auswirkungen haben Mento-
ring-Programme auf den Lernerfolg und die soziale 
Kompetenz gerade bei lernschwächeren Schülerin-
nen und Schülern? Oder: Wie gelingt es uns, die Be-
geisterung und intrinsische Motivation für Lernen und 
Wissen bei allen Schülerinnen und Schülern zu stei-
gern? 

Lassen Sie uns gemeinsam und mit wissenschaftli-
cher Begleitung Antworten auf diese Fragen finden 
und Handlungsempfehlungen erarbeiten, wie wir der 
Individualität und Einzigartigkeit unserer Schülerin-
nen und Schüler noch stärker Rechnung tragen und 
sie noch unabhängiger von ihrer sozialen Herkunft 
fördern und fordern können und damit allen Kindern 
die Türen für ein selbstbestimmtes Leben aufreißen. 

Ich freue mich mit meinen Kolleginnen und Kollegen 
der CDU-Fraktion auf die vor uns liegende Arbeit in 
der Enquetekommission und wünsche uns allen kon-
struktive und sachliche Beratungen im Sinne unserer 
Kinder und im Sinne der Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Herr Kollege Grunwald. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht jetzt der Abgeordnete 
Sonne. 

Dennis Sonne (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Es gibt ein sehr bekanntes Zitat 
von John F. Kennedy: „Es gibt nur eins, was auf 
Dauer teurer ist als Bildung: keine Bildung.“ 

Dieses Zitat fasse ich hier und heute weiter, denn 
Chancenungleichheit im Bildungssystem ist etwas, 
was so teuer ist, dass wir es uns nicht leisten können. 
Damit meine ich nicht nur die finanziellen Kosten. 

Liebe SPD, Sie haben in Ihrem Antrag ein Zitat des 
Deutschen Kinderhilfswerks aufgeführt, das in vielen 
Punkten genau so im Koalitionsvertrag festgeschrie-
ben ist: Alle Kinder, unabhängig von Herkunft, sozia-
lem Hintergrund oder Behinderungen, sollen von gu-
ter Bildung profitieren. Dabei sollen Kinder an allen 
Schulen willkommen sein und zu ihrem bestmögli-
chen Abschluss begleitet werden. 

Wenn man Schüler*innen – in diesem Fall aus einer 
siebten Klasse – fragt, was ihnen zum Stichwort „Bil-
dungsgerechtigkeit“ einfällt, dann sind es die Schlag-
worte „Motivation“, „körperliche Probleme“, „psychi-
sche Probleme“ und „Intellekt“. Wenn man sie fragt, 
was man braucht, um Bildungsgerechtigkeit herzu-
stellen, dann kommt dabei Folgendes heraus: „alle 
Leute einbinden“, „Bildung anpassen“ und „alle Kin-
der so annehmen, wie sie sind“. 

Das ist zwar nur ein minimaler Einblick in die Gedan-
kenwelt von Schüler*innen, doch man sieht, welche 
Gedanken im Vordergrund stehen: Annahme, Sicht-
barkeit und Wertschätzung. 

Deutschland und insbesondere Nordrhein-Westfalen 
sind noch immer von einer Bildungsschere und ei-
nem sozialen Ungleichgewicht geprägt, das wir als 
Industrieland uns in dieser Form nicht mehr leisten 
dürfen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Bianca Winkel-
mann [CDU]) 

Ein so wohlhabendes Industrieland wie unseres darf 
weder in der IGLU-Studie noch in der IQB-Studie so 
wie zuletzt abschneiden, doch trotzdem tun wir es. 

(Dilek Engin [SPD]: Nein, das tun Sie nicht!) 

Es ist so wichtig, dem auf den Grund zu gehen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wir müssen den Blick hinter die Struktur unseres 
Schulsystems – den Bereich der frühkindlichen Bil-
dung eingeschlossen – schärfen. Dasselbe gilt für 
die Struktur der Übergangssysteme. Segregation 
und Exklusion verhindern Chancengleichheit. Das 
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muss thematisiert werden, ebenso die Debatte über 
integrative Systeme. Wir kommen auch nicht darum 
herum, uns einer umfangreichen Debatte über frühe 
Selektionsentscheidungen in unserem gegliederten 
Bildungssystem zu stellen. 

Wir sind uns unter den demokratischen Fraktion 
doch einig: Kinder und Jugendliche verdienen nicht 
nur die beste Bildung, einen guten Abschluss und 
eine gute Berufsausbildung auf allen Ebenen – und 
zwar unabhängig von dem Elternhaus, dem Wohnort 
oder ihrer Herkunftsgeschichte –, sondern auch ei-
nen Raum, in dem sie heranwachsen und aus dem 
sie stark, resilient und wertschätzend hervorgehen 
können. 

Im OECD Better Life Index von 2022, bei dem Men-
schen von 25 bis 64 Jahren zu ihrem Wohlergehen 
und zu ihrer Lebensqualität befragt wurden, nimmt 
Deutschland im evaluierten Bildungsindex im Be-
reich „Bildungsniveau“ Platz 16 von 41 ein. Das klingt 
im ersten Moment gut – in Anführungsstrichen wohl-
gemerkt. Wenn man sich dann aber den Faktor der 
sozialen Ungerechtigkeit bzw. Ungleichheit an-
schaut, der eine wesentliche, abhängige Rolle in der 
Bildungsevaluierung spielt, dann erkennt man, dass 
Deutschland Platz 34 von 39 belegt. Und das muss 
man erst mal sacken lassen. 

Das ist der Kern: Das Bildungsniveau liegt im oberen, 
aber die soziale Ungleichheit im absolut unteren Be-
reich. Das ist eine Herausforderung, die wir – ge-
nauso wie die oben genannten Strukturen und Pro-
zesse – zielgerichtet und detailliert durchleuchten 
müssen. Die Tragfähigkeit der Enquetekommission 
muss deshalb am Ende ein Spotlight ergeben und 
nicht in Schattenspielen enden. 

(Beifall von den GRÜNEN, Bianca Winkel-
mann [CDU] und Dr. Patricia Peill [CDU]) 

Beschäftigt man sich mit dem Thema „Chancen-
gleichheit“, dann stellt man schnell fest, dass Chan-
cengleichheit nur mit inklusiver Bildung gedacht wer-
den kann. Einige Institutionen wie die Lebenshilfe ha-
ben wichtige Punkte zur inklusiven Bildung festgehal-
ten. Ich zitiere, wenn es der Präsident gestattet:  

„Die Aufgabe des Bildungssystems ist es, diesen 
Anforderungen gerecht zu werden. Es muss auf 
die zunehmende Heterogenität reagieren, Vielfalt 
als Chance nutzen und allen Menschen bestmög-
liche Bildung ohne jede Form der Diskriminierung 
ermöglichen. […] Grundvoraussetzung, um sich 
zu einem inklusiven Bildungssystem weiterzuent-
wickeln, ist ein gleichberechtigter Zugang für alle 
zu inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen 
Bildungsangeboten an Grund- und weiterführen-
den Schulen. Genau dazu verpflichtet uns die 
UN-Behindertenrechtskonvention in Artikel 24 so-
wie das Diskriminierungsverbot in Artikel 5.“ 

Passend zum 74. Geburtstag des Grundgesetzes 
schreibt die Lebenshilfe: „Gleichheit aller Menschen 
in ihrer Unterschiedlichkeit.“ Genau dieses inklusive 
Verständnis haben wir im Koalitionsvertrag festge-
halten: „Alle Kinder sind an allen Schulen willkom-
men.“  

Wir haben dem Thema „Chancengerechtigkeit im Bil-
dungssystem“ im Zukunftsvertrag ein komplettes Ka-
pitel gewidmet. Trotzdem bleibt noch viel zu sagen 
und vor allem viel zu tun. Wir freuen uns daher auf die 
Diskussionen mit Ihnen in der Enquetekommission 
und stimmen dem Antrag selbstverständlich zu. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, Bianca Winkel-
mann [CDU], Dr. Patricia Peill [CDU] und 
Heinrich Frieling [CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sonne. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt die Kollegin Müller-Rech.  

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für uns 
Freie Demokraten ist glasklar: Es kommt nicht darauf 
an, woher du kommst, sondern allein darauf, wohin 
du willst. – Genau das ist gelebte Chancengerechtig-
keit. Ich bin sehr froh, dass wir uns hier erneut mit 
diesem Thema befassen. 

Lassen Sie mich eines zu Anfang klarstellen: Diese 
Enquetekommission zur Chancengleichheit darf 
keine verkappte Schulstruktur-Enquetekommission 
werden. Dafür ist das Thema viel zu wichtig, viel zu 
übergreifend. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir 
einen Kompromiss, eine übergreifende Zusammen-
kunft finden würden, um über das Thema „Chancen-
gerechtigkeit“ reden zu können, ohne wieder ideolo-
gische Schulstrukturdebatten eröffnen zu müssen. 

Lassen Sie mich mit Blick auf die berufliche Bildung 
und die Zukunft unserer Schülerinnen und Schüler 
noch etwas sagen: Gerade im Hinblick auf Neuerun-
gen wie ChatGPT werden wir auf Berufe setzen müs-
sen, die nicht durch Technik ersetzt werden können, 
und die finden sich vor allem im Handwerk. Würden 
wir politisch definieren, dass unbedingt jeder ein-
zelne Schüler, jeder einzelne Schülerin Abitur ma-
chen müsse, weil das die gesellschaftliche Forde-
rung sei, würden wir einen großen Fehler begehen. 
Das Abitur ist nicht der sichere und nicht der einzige 
Weg zum Glück. Genau daran müssen wir als Ge-
sellschaft insgesamt arbeiten und die mittleren 
Schulabschlüsse mit Blick auf die Zukunft dringend 
wieder stärken. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Talente sind eben unterschiedlich, und wir dürfen 
nicht den Fehler machen, nur auf akademische 
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Talente zu schauen. Für die Weiterentwicklung un-
serer Gesellschaft werden wir vor allem die berufli-
chen Bildungstalente brauchen können, insbeson-
dere aus Handwerk und Technik. Sie sind nicht we-
niger gut als akademische Talente. 

Unabhängig davon, welche Talente jedes Kind mit-
bringt, ist es noch zu sehr davon abhängig, wo man 
aufwächst, welche finanziellen Möglichkeiten das El-
ternhaus hat, in welchem Stadtteil man lebt oder wel-
chen Nachnamen man hat. Wir müssen dringend da-
ran arbeiten, dass jedes Kind, jeder Mensch in Nord-
rhein-Westfalen unabhängig von diesen Vorausset-
zungen – für die man nichts kann – seine Talente 
entfalten kann, dass sie entdeckt und gefördert wer-
den, damit man sein Leben selbst in die Hand neh-
men und selbstbestimmt leben kann. 

Wir haben in der vergangenen Legislaturperiode 
schon Maßnahmen für Chancengerechtigkeit in der 
schulischen Bildung auf den Weg gebracht, zum Bei-
spiel die Talentschulen. Hier wurden Mittel nicht mit 
der Gießkanne verteilt, sondern dort Unterstützung 
hingebracht, wo sie am meisten benötigt wird. Wir 
haben den schulscharfen Sozialindex auf den Weg 
gebracht, der dafür sorgt, dass Ressourcen gerecht 
verteilt werden, nämlich dorthin, wo sie am meisten 
gebraucht werden. Auch mit dem Masterplan Grund-
schule haben wir diese wichtige Schulform enorm 
gestärkt und zum Beispiel mit 3.000 sozialpädagogi-
schen Fachkräften in der Schuleingangsphase für 
mehr gelebte Chancengerechtigkeit im schulischen 
Alltag gesorgt. 

Es ist wichtig, zu erwähnen, dass auch der Bund sei-
ner Verantwortung nachkommt. Die Bundesbil-
dungsministerin Bettina Stark-Watzinger hat mit der 
Ampelkoalition jetzt ein Startchancenprogramm auf 
den Weg gebracht – eine Bildungsmilliarde, die auch 
nicht mit der Gießkanne verteilt wird, sondern mittels 
einer gezielten Förderung an diejenigen Schulen ge-
bracht werden soll, an denen diese Förderung am 
meisten gebraucht wird. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie merken es mir an: Ich 
freue mich wirklich auf dieses Thema. Ich mache bei 
dieser Enquetekommission für mehr Bildungsge-
rechtigkeit gerne mit. 

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall von der SPD) 

– Vielen Dank. – Ich glaube, dass wir für dieses wich-
tige Thema gemeinsam viel erreichen können. Ich 
freue mich auf die Arbeit mit Ihnen und euch. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Müller-Rech. – Für die AfD-Frak-
tion spricht jetzt der Abgeordnete Clemens. 

Carlo Clemens*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! 
Mittlerweile verfehlt ein Viertel der Viertklässler das 
Mindestniveau bei den grundlegenden Lesefähigkei-
ten. Damit fehlt diesen jungen Menschen jede 
Grundlage für so ziemlich alle Schulfächer und damit 
das Fundament für einen erfolgreichen Werdegang. 
Berufs- und Aufstiegschancen können dadurch für 
immer verbaut werden. 

Das selbst ernannte Bildungsland NRW darf sich sol-
che Ergebnisse angesichts des drückenden Fach-
kräftemangels nicht leisten. Das Elternhaus ist der 
entscheidende Faktor dafür, mit welchen Startvo-
raussetzungen junge Menschen ihren Bildungsweg 
antreten. Die Tragweite dieses nicht neuen Befundes 
hat sich seit 2001, als die IGLU-Studie zum ersten 
Mal ihre Ergebnisse veröffentlichte, nicht verändert; 
im Gegenteil: Sie hat sich zunehmend vergrößert 
und verfestigt. 

Deutschland gehört zu den Ländern, in denen der 
Einfluss der sozioökonomischen Herkunft besonders 
stark ausgeprägt ist. Jedes fünfte Kind in Deutsch-
land ist von Armut bedroht. Jedes fünfte Kind wächst 
mit nichtdeutscher Familiensprache auf. Beides 
überschneidet sich häufig. Das Zusammenwirken 
sozialer und migrationsbezogener Disparitäten führt 
dazu, dass nicht nur sprachliche Fähigkeiten bei der 
Einschulung stark auseinandergehen. Das betrifft 
auch das Sozialverhalten, Grob- und Feinmotorik, 
allgemein die sozialen und emotionalen Kompeten-
zen. 

Wenn Kleinkindern regelmäßig vorgelesen wird, 
macht das etwas mit dem Sprachvermögen und dem 
Wortschatz des Kindes. Wenn sich die Eltern ge-
wählt ausdrücken, am Esstisch viel diskutieren, ist 
die Wahrscheinlichkeit groß, dass auch die Kinder 
differenziert sprechen und schreiben. 

Es fehlt oftmals nicht nur an Vorbildwirkung und al-
tersgerechter Unterstützung, Eltern verstärken sogar 
oft noch die herkunftsbedingten Unterschiede. In der 
Bildungsforschung nennt sich das sekundärer Her-
kunftseffekt. Wenn die Eltern selber nicht auf dem 
Gymnasium waren, tendieren sie in der Übergangs-
phase zwischen Grundschule und weiterführender 
Schule aus verschiedenen Gründen dazu, die Fähig-
keiten des eigenen Kindes zu unterschätzen und 
Aufstiegschancen zu übersehen. Bei Akademikerel-
tern ist es genau umgekehrt: Dort entscheidet oft der 
Wunsch nach Statuserhalt. Das tatsächliche Poten-
zial des Arbeiter- oder des Akademikerkindes spielt 
beim Übergang zu oft eine nebensächliche Rolle. 

Diese sozialen Faktoren werden durch die aktuelle 
Schulleiterumfrage „Schule im Brennpunkt 2023“ der 
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Wübben Bildungsstiftung zur Lage an Brennpunkt-
schulen bestätigt. Die überwiegende Mehrheit der 
Schulleiter kommt zu dem Schluss, dass das deut-
sche Schulsystem auf die besonderen Bedürfnisse 
zahlreicher Kinder aus sozialen Brennpunkten nicht 
ausgerichtet sei. 80 % der Befragten sagen, dass die 
Lehrpläne und die gängigen Lehrwerke hinsichtlich 
Schwierigkeitsgrad und Umfang sowie thematisch 
für die Schüler nicht taugten. 70 % sagen, dass die 
räumliche und personelle Situation mangelhaft sei. 
Es fehlt an allen Ecken und Enden an qualifiziertem 
Fachpersonal. 

Für Grundschüler aus diesen schwierigen Umstän-
den sind Kitas und Grundschulen wohl die wichtigs-
ten Orte, um soziale Ungleichheiten auszugleichen. 
Nicht zuletzt deshalb beantragte die AfD bereits im 
Februar nach dem Vorbild der Länder Hessen und 
Hamburg, unter Einbeziehung von Kindertagesstät-
ten, Grundschulen und Eltern verpflichtende Vorlauf-
kurse für alle Kinder im Vorschulalter mit Deutschför-
derbedarf einzurichten und die hierfür notwendigen 
Änderungen im Schulgesetz vorzunehmen.  

Für Grundschüler aus schwierigen Umständen ist si-
cherlich der Ganztag die ideale Lösung, um über-
haupt erst die Chance auf eine geeignete Lernumge-
bung zu erhalten, Erfahrungshorizonte zu erweitern 
und Zukunftsperspektiven zu schaffen – oder manch-
mal auch nur, um der Dauerbeschallung durch TV 
und Spielekonsole zu entkommen. 

Sie sehen: Angesichts der Realität wird man pragma-
tisch. Man sollte es zumindest werden. Wir sollten 
uns nicht wieder in Debatten um Schulstrukturen ver-
rennen. Insofern umfasst dieser Antrag auf Einrich-
tung einer Enquetekommission wichtige Themen-
komplexe der Zeit, auch wenn die Unterpunkte unter 
III. vermuten lassen, dass die ideologischen Scheu-
klappen bei der SPD aufgesetzt bleiben. 

Aber Schule kann kein gesellschaftlicher Reparatur-
betrieb sein. Bildungspolitik allein kann nicht die so-
zialen Probleme unserer Gesellschaft lösen. Wir soll-
ten Bildungsthemen weder moralisch noch idealis-
tisch oder sozialpolitisch überfrachten. Gerade im 
Sinne der Chancengerechtigkeit muss man kritische 
Stimmen aus Forschung und Praxis anhören, die da-
rauf hinweisen, dass man in allzu heterogenen Lern-
gruppen weder den leistungsschwächeren noch den 
besonders leistungsstarken Schülern vollends ge-
recht werden kann. 

Defizite werden unter diesen Voraussetzungen nur 
bedingt ausgeglichen. Statt das Selbstvertrauen zu 
stärken, werden benachteiligte Schüler mit Misser-
folgserlebnissen konfrontiert und fühlen sich zurück-
gesetzt und abgehängt. 

Pragmatismus erwarte ich auch bei der Anerken-
nung, dass unsere Schulen und Lehrkräfte an ihren 
Belastungsgrenzen angekommen sind. Das belegen 
sämtliche Untersuchungen zur Lehrergesundheit. 

Die übergeordnete Politik sollte sich endlich anschi-
cken, Stress und Belastung nicht noch weiter zu er-
höhen.  

Bestimmt ist eine Enquetekommission der richtige 
Ort, um überfraktionelle Schnittmengen zur Unter-
stützung benachteiligter Schüler pragmatisch neu 
auszuloten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Clemens. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss 
der Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung.  

Die antragstellende Fraktion der SPD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/3865. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das sind 
die Fraktion von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU 
und FDP. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer 
enthält sich? – Das ist die Fraktion der AfD. Damit ist 
der Antrag Drucksache 18/3865 angenommen. 

Wir kommen zu: 

3 Novellierung der Justizwachtmeister-Ausbil-
dung dringend erforderlich! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/4349 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Dr. Pfeil das 
Wort. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Personalmangel und Nachwuchsgewinnung 
sind Probleme in allen Berufsgruppen. Wenn dann 
allerdings noch die Bezahlung schlecht ist, große 
Flexibilität bei den Arbeitszeiten erforderlich ist und 
kaum Aufstiegsmöglichkeiten bestehen, wird die 
Lage kritisch.  

So sieht es leider aktuell bei den Justizwachtmeistern 
aus. Schon jetzt ist die Personalsituation schwierig. 
Bei größeren Prozessen muss teilweise schon Per-
sonal von anderen Gerichten in Nordrhein-Westfalen 
angefordert werden, um die erforderliche Sicherheit 
gewährleisten zu können.  

In der Öffentlichkeit wird leider oft viel zu wenig wahr-
genommen und unterschätzt, welch verantwortungs-
volle Aufgabe Justizwachtmeister übernehmen. Sie 
bilden die Säule für eine funktionierende Justiz. Ohne 
sie wäre ein reibungsloser Ablauf bei Gericht nicht 
denkbar. Justizwachtmeister sorgen für Sicherheit 
von Terminen und Sitzungen, vollziehen sitzungs-
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polizeiliche Maßnahmen und begleiten Gefangene 
zu Sitzungen und Terminen. 

Sie übernehmen oder unterstützen das Bewachen, 
Festhalten, Festnehmen, Vorführen oder Verhaften 
einer Person. Zusätzlich nehmen sie zahlreiche wei-
tere Tätigkeiten in der Gerichtsverwaltung wahr. 
Hinzu kommen auch im Rahmen der Digitalisierung 
gänzlich neue Aufgaben wie die Betreuung des elekt-
ronischen Postfachs. 

Die bisherige Ausbildung und die Einstufung in den 
einfachen Dienst wird angesichts der anspruchsvol-
len und vielfältigen Tätigkeit diesem Berufsbild nicht 
mehr gerecht. Aktuell absolvieren die Anwärter nur 
eine Kurzausbildung. Während eines neunmonati-
gen Vorbereitungsdienstes werden sie praktisch an 
den jeweiligen Gerichten und Staatsanwaltschaften 
in die spätere Tätigkeit eingearbeitet, und sie neh-
men an einem zehnwöchigen theoretischen Lehr-
gang teil.  

Eine Anpassung der Ausbildung an die tatsächlichen 
Verhältnisse ist unserer Meinung nach dringend ge-
boten. Wir fordern eine Reformierung des Ausbil-
dungsweges zum Justizwachtmeister, wie andere 
Bundesländer es vorgemacht haben: Thüringen, 
Bayern und Baden-Württemberg. Wir beantragen 
eine Ausweitung der Berufsausbildung auf 24 Mo-
nate.  

Bestandteil der neuen Ausbildungsordnung müssen 
unter anderem vertiefte rechts- und verwaltungsthe-
oretische sowie IT-Inhalte sein. Schlüsselkompeten-
zen müssen trainiert werden. Der Umgang mit einem 
zunehmend aggressiven und gewaltbereiten Publi-
kum zum Eigen- und Fremdschutz muss geübt, und 
Standardsituationen müssen einstudiert werden. Ich 
nenne hier als Beispiele einsatzbezogene Selbstver-
teidigung, Deeskalationstraining und Erste-Hilfe-
Maßnahmen. 

Infolge des größeren Ausbildungs- und Tätigkeitsum-
fangs sind Justizwachtmeister zukünftig in den mitt-
leren Dienst einzuordnen. Dies bildet die Möglichkeit, 
die Besoldungsstufe A9 zu erreichen und erhöht so 
massiv die Attraktivität des gesamten Berufsbildes. 

(Beifall von der FDP) 

Durch eine derart umfassende Ausbildungsreform 
machen wir den Beruf des Justizwachtmeisters in 
Nordrhein-Westfalen zukunftsfähig und stellen die 
Weichen dafür, dass er sich trotz Fachkräftemangel 
in den nächsten Jahren weiter behauptet. Ich freue 
mich auf die weitere Diskussion im Ausschuss. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Pfeil. – Für die CDU-Fraktion spricht 
jetzt die Kollegin Erwin. 

Angela Erwin (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Justizwachtmeiste-
rinnen und Justizwachtmeister stellen sich in den 
Dienst des Staates und sorgen für Sicherheit und 
Ordnung in Justizzentren und Gerichten. Dabei wer-
den sie meist nicht besonders auffällig wahrgenom-
men. Ihre Arbeit hingegen ist unersetzbar. Sie erfül-
len einen bunten Strauß an Aufgaben, und es lohnt 
sich, sich diesen einmal vor Augen zu führen. 

Justizwachtmeister sorgen primär für Sicherheit und 
Ordnung in vielerlei Hinsicht. Sie führen Strafgefan-
gene zu den Sitzungen und bewachen sie dort. Sie 
wickeln Zugangskontrollen von Zeugen und Besu-
chern ab und sorgen für ein sicheres Gebäude. Im 
Ernstfall führen sie sogar vorläufige Festnahmen im 
Gerichtsgebäude durch oder begleiten Gefangene in 
medizinische Einrichtungen, wo ebenfalls der Wacht-
dienst anfällt.  

Besondere Aufgaben kommen Justizwachtmeistern 
im Umgang mit jugendlichen Arrestanten zu. Sie be-
treuen sie, indem sie diese an- und aufnehmen, sie 
beaufsichtigen und verpflegen sowie das notwendige 
Vollstreckungsheft führen. 

Neben diesen Kernaufgaben kommen Justizwacht-
meistern aber auch eine Reihe an Verwaltungsauf-
gaben zu, die sie ebenso bewältigen. Das elektroni-
sche Verwaltungspostfach wird gepflegt, sämtliche 
Akten und Vorlagen werden gescannt und digitali-
siert. Aktenregister werden geführt, telefonische und 
persönliche Fragen im Publikumsverkehr werden be-
arbeitet. Aber auch die Führung der Gerichtsvollzie-
herverteilungsstelle sowie der Einkauf und die Ver-
waltung von Verbrauchsmaterialien oder technisch-
handwerkliche Aufgaben in den Gerichtsgebäuden 
werden übernommen. 

Allein die lange Aufzählung der Tätigkeitsfelder von 
Justizwachtmeistern zeigt, wie wichtig sie für unsere 
Justiz sind. Die Arbeit der Frauen und Männer in die-
sem Berufsfeld nötigt mir persönlich großen Respekt 
und Dankbarkeit ab. 

Neben den inhaltlichen Schwerpunkten ist auch der 
zeitliche Einsatz nicht zu unterschätzen. Bei ihren 
Aufgaben bzw. Einsatzzeiten müssen Justizwacht-
meister eine hohe Flexibilität mitbringen. Uns allen ist 
die zunehmende Dauer von Verhandlungen ja be-
kannt. 

Für ihre Tätigkeit müssen die Frauen und Männer in 
ihrem Beruf ausreichend und am Puls der Zeit aus-
gebildet werden. Das gilt nicht zuletzt auch deshalb, 
weil sie sich immer häufiger Aggressionen ausge-
setzt sehen. Die Gesamtdauer der Ausbildung wurde 
deshalb bereits 2018 von sechs auf neun Monate 
verlängert. 

Bekanntermaßen sagt allein die Dauer der Ausbil-
dung aber nicht zwingend etwas über ihre Qualität 
aus. Ob eine weitere und erneute Verlängerung 



Landtag   26.05.2023 

Nordrhein-Westfalen 17 Plenarprotokoll 18/35 

 

deshalb überhaupt notwendig ist, erschließt sich uns 
nicht. 

Besonders sollten wir darauf achten, nicht nur über 
eine abstrakte Dauer zu sprechen, sondern vor allem 
über Inhalte. Der Schritt der Erweiterung des fach-
theoretischen Ausbildungsteils ebenfalls bereits 
2018 war deshalb richtig. Bereits jetzt wird der Kern-
bereich des eigentlichen Ausbildungsangebots zu-
sätzlich durch ein bedarfsgerechtes Fortbildungsan-
gebot der stetigen Weiterbildung ergänzt. 

(Beifall von der CDU) 

Zu guter Letzt bleibt noch die Frage der Besoldung, 
die Sie in Ihrem Antrag thematisieren. Selbstver-
ständlich ist es richtig, die Frage nach der Angemes-
senheit der Besoldung aufzuwerfen und über eine 
mögliche Anhebung nachzudenken, auch vor dem 
Hintergrund gestiegener Lebenshaltungskosten. 

In der von Ihnen vorgeschlagenen Variante würde 
der Justizwachtmeisterdienst insgesamt in den mitt-
leren Dienst gehoben. Die Folge daraus: Die Ein-
stiegsvoraussetzungen würden deutlich steigen. 
Menschen mit einem Hauptschulabschluss oder ei-
nem vergleichbaren Abschluss wäre ein Einstieg in 
dieses Berufsfeld dann nicht mehr möglich. Ab dann 
wäre ein mittlerer Bildungsabschluss notwendig, was 
uns vor neue Nachwuchsprobleme stellen würde. 

Der Vorschlag in Ihrem Antrag ist nicht zu Ende ge-
dacht. Der Überweisung stimmen wir aber selbstver-
ständlich gerne zu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Erwin. – Für die SPD-Fraktion spricht 
jetzt die Abgeordnete Bongers. 

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
es gerade durch die beiden Vorredner gehört: Die 
Justizwachtmeister erfüllen wichtige Aufgaben für die 
Sicherheit in der Justiz und somit für unser aller Si-
cherheit. Sie sorgen für einen reibungslosen Ablauf 
bei der Einlasskontrolle an den Gerichten, führen Ge-
fangene zu den Sitzungen und bewachen diese wäh-
rend der Verhandlungen. 

Sie führen aber auch Bürotätigkeiten aus. Zum Bei-
spiel pflegen sie das elektronische Verwaltungspost-
fach, scannen die umfangreichen Papiereingänge, 
führen die Akten- und Altaktenregister und sind in 
erster Linie Ansprechpartner für den Publikumsver-
kehr, auch über das Telefon. Nicht zuletzt führen sie 
auch handwerkliche Tätigkeiten in den Gerichtsge-
bäuden aus.  

Zu Recht werden unsere Justizwachleute als Rück-
grat der Justiz beschrieben. Die Bandbreite an Auf-

gaben erfüllen sie derzeit nach einem Vorbereitungs-
dienst von neun Monaten. Das ist anhand der Fülle 
der Aufgaben, die in den letzten Jahren auf sie zuka-
men, zu wenig Zeit, um dem Umfang und der Fülle 
von Aufgaben gerecht zu werden. 

Hinzu kommt – Frau Erwin hat es gerade ausgeführt –, 
dass Justizwachtmeisterinnen und Justizwachtmeis-
ter aktuell Mitarbeitende des einfachen Dienstes 
sind. Ihre Aufgaben sind bereits jetzt sehr verantwor-
tungsvoll und mittlerweile zu umfangreich geworden, 
als dass diese niedrige Eingruppierungsstufe noch 
gerechtfertigt wäre. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Wir finden, ähnlich wie die antragstellende Fraktion, 
dass eine Novellierung der Ausbildung der Justiz-
wachtmeisterinnen und -wachtmeister geboten ist. 
Diese Novellierung soll sowohl eine unter Umstän-
den längere Ausbildungszeit ins Auge fassen als 
auch definitiv eine höhere Eingruppierung beinhal-
ten. Sie soll die Vielfalt der Aufgaben anerkennen 
und dieser Rechnung tragen, und zwar zum einen 
aus Gründen der Wertschätzung gegenüber den Mit-
arbeitenden, aber auch – und dafür sind auch wir ver-
antwortlich –, um diesen Beruf für zukünftige Justiz-
wachleute attraktiv zu machen. 

(Beifall von der SPD und Dr. Werner Pfeil 
[FDP]) 

Wie viele andere Bereiche wird auch die Justiz in Zu-
kunft mit einem riesengroßen demografiebedingten 
Fachkräftemangel zu kämpfen haben. Da ist es be-
sonders wichtig, dass Nordrhein-Westfalen als Ar-
beitgeber auf der Höhe der Zeit bleibt.  

Andere Bundesländer sind diesen Weg bereits ge-
gangen. Lassen Sie uns in Nordrhein-Westfalen ge-
meinsam diesen Weg gehen. Wir würden uns sehr 
darüber freuen. Insofern ist es selbstverständlich, 
dass wir der Überweisung in den Rechtsausschuss 
zustimmen. Wir freuen uns auf die hoffentlich inhalts-
offene Diskussion mit einem guten Ende. – Recht 
herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Bongers. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Hanses. 

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Wenn Bürgerinnen und 
Bürger in Kontakt mit der Justiz kommen, dann sind 
Wachtmeisterinnen und Wachtmeister die ersten 
freundlichen Gesichter, die ihnen begegnen. Dafür 
möchten wir den Wachtmeisterinnen und Wacht-
meistern unseren ganz herzlichen Dank ausspre-
chen. 
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„Justizwachtmeister/innen begleiten Gefangene 
zu Terminen und Gerichtsverhandlungen und be-
wachen sie. In der Justizverwaltung erledigen sie 
Aufgaben im Pförtner-, Anmelde- und Fern-
sprechvermittlungsdienst.“  

Das klingt jetzt alles sehr hölzern, aber so heißt es im 
Handbuch „Beruf aktuell“, das viele von Ihnen ken-
nen. Dieses Handbuch nehmen junge Menschen bei 
der Berufswahlorientierung zur Hand. Heutzutage 
greifen sie auch auf BERUFENET zurück, wo der 
gleiche Text hinterlegt ist. Weiter heißt es dann auch, 
dass sie im Außendienst die Schriftstücke zustellen, 
dienstliche Mitteilungen übermitteln und Poststücke 
und Geld befördern. 

Im Weiteren heißt es dann: Verantwortungsbewusst-
sein und Umsicht sind vor allem zum Gewährleisten 
von Sicherheit und Ordnung wichtig. Wechselnde Ar-
beitsbedingungen, Verwaltungs-, Vorführungs-, Si-
cherheits- und Ordnungsdienst erfordern große Fle-
xibilität. Um auf problematisches Verhalten von Per-
sonen angemessen reagieren zu können, ist beson-
ders Konfliktfähigkeit und Beherrschtheit nötig. Für 
Auskünfte und Anweisungen sollte sprachliches Aus-
drucksvermögen vorhanden sein. Das Erstellen von 
Berichten erfordert gute Deutschkenntnisse und 
Rechtschreibsicherheit.  

All das müssen Wachtmeisterinnen und Wachtmeis-
ter können. Das sind in der Tat wichtige Aufgaben in 
der Justiz.  

Beim Lesen des Antrags habe ich mich jedoch ein 
bisschen gewundert, dass er aus den Reihen der 
FDP-Fraktion kam. Ich kann mich noch an die rot-
grüne Zeit erinnern: Im Jahr 2011 haben wir hier 
schon einmal sehr ausführlich über Wachtmeisterin-
nen und Wachtmeister gesprochen, als wir nämlich 
das Eingangsamt A3 abgeschafft haben. Alle Frakti-
onen haben mitgestimmt, sogar die CDU hat in der 
rot-grünen Zeit zugestimmt, nur die FDP-Fraktion hat 
sich enthalten. Deshalb stelle ich mir durchaus die 
Frage, ob dieses Engagement für Beschäftigte bei 
denen glaubwürdig ankommt. Da bin ich mir nicht si-
cher.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Jetzt haben wir ja in den Fraktionen auch neue Leute 
und können die Dinge mit einem anderem Blick an-
gehen. Wir freuen uns, dass da Entwicklung ist, und 
wir freuen uns auch über die Beratung im Ausschuss.  

Ich möchte jedoch einen Punkt betonen, der mir bei 
den Wachtmeisterinnen und Wachtmeistern beson-
ders wichtig ist: Wir brauchen einen niederschwelli-
gen Einstieg in den öffentlichen Dienst der Justiz für 
Beschäftigte, die dann Möglichkeiten zum Bewäh-
rungsaufstieg, zur Weiterqualifizierung und zur Ent-
wicklung haben. Bei den Wachtmeisterinnen und 
Wachtmeistern haben wir oft Biografien, die sonst 
nicht in den öffentlichen Dienst kämen, die sonst 

nicht in der Justiz arbeiten würden. Deshalb finden 
wir es absolut notwendig, in diesem Bereich diese 
Möglichkeit zu schaffen.  

Natürlich kann man immer über Qualität sprechen, 
aber letztlich müssen wir auch sehen, dass es prag-
matisch ist. Ob das im Bereich „Fachkräftemangel“ 
wirklich Probleme lösen oder – Frau Kollegin Erwin 
hat darauf hingewiesen – neue Probleme schaffen 
würde, müssen wir im Rahmen der Beratungen eru-
ieren. 

Ich freue mich auf die Diskussionen im Ausschuss.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Kollegin 
Hanses, bevor Sie sich freuen und gehen, besteht 
noch der Wunsch nach einer Zwischenfrage von dem 
Kollegen Dr. Pfeil. Lassen Sie die noch zu?  

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Selbstverständlich.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Selbstverständ-
lich.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Kollegin, vie-
len Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie 
haben auf einen Vorgang vor 12 Jahren verwiesen. 
Da war ich noch nicht in diesem Parlament. Mittler-
weile hat sich die Zeit aber auch geändert.  

Ich komme zu meiner Frage. Wir stehen vor massi-
ven Aufgaben beim demografischen Wandel. Wir 
wissen, dass überall Fachkräfte in den nächsten Jah-
ren fehlen werden, wenn nämlich die geburtenstar-
ken Jahrgänge in Rente gehen. Sie fehlen in allen 
Bereichen: im Handwerk, in Kitas, aber auch bei den 
Gerichten. Deswegen ist es doch sinnvoll, gerade 
darüber nachzudenken, wie wir auch die Position des 
Wachtmeisters weiter stärken. Wenn da die finanzi-
elle Frage eine Möglichkeit der Beantwortung ist, 
müsste man doch darüber nachdenken, oder? 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: „Oder“ war die 
Frage, Frau Kollegin Hanses. Sie können dann be-
antworten.  

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Vielen Dank. – Selbst-
verständlich können wir darüber sprechen, aber ich 
meine, dass ich darauf schon geantwortet habe. Wir 
brauchen trotzdem und gerade in Zeiten des Fach-
kräftemangels auch einen niederschwelligen Ein-
stieg. Ich glaube nicht, dass es eine Lösung ist, die 
Hürde höher zu hängen und dann zu meinen, es 
würde vieles einfacher. Auch bei einer mehrjährigen 
Ausbildung, bei anderen Ausbildungsformen oder im 
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längeren Vorbereitungsdienst ist es nicht automa-
tisch gewährleistet, dass wir mehr Menschen für die-
sen Beruf finden. Daher weiß ich nicht, ob das, was 
Sie hier vorschlagen, wirklich eine Lösung ist.  

Ich nehme aber wahr, dass das auch bei Berufsver-
bänden und Gewerkschaften diskutiert wird. Deshalb 
freue ich mich wirklich auf die Beratung im Aus-
schuss. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hanses. – Für die AfD-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker.  

Dr. Hartmut Beucker*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Die An-
tragsteller beschreiben wort- und detailreich den Ar-
beitsalltag der Justizwachtmeister. Diese kleinteilige 
Beschreibung einer Vielzahl von Aufgaben wie Be-
dienung der Röntgengeräte, Führen von Gefange-
nen, Bewachung während der Sitzung, Pflegen des 
Postfachs, Einscannen umfangreicher Papierein-
gänge, Einkauf von Material, Umzüge und Möbelauf-
bauten innerhalb des Hauses etc. kann allerdings 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es tatsächlich 
nur um ganz einfache Tätigkeiten handelt, deren 
Ausführung weder Spezialwissen, umfangreiche Er-
fahrung oder eine aufwendige Ausbildung erfordert.  

Der Antrag stellt danach knapp fest, dass es in dem 
Berufszweig der Justizwachtmeister nur eine Kurz-
ausbildung gibt und sie im einfachen Dienst geführt 
werden. Unvermittelt wird sodann zur Forderung ei-
ner 24-monatigen Ausbildungsdauer und einem Auf-
stieg bis A9, mittlerer Dienst, übergeleitet.  

Die FDP greift mit dem Antrag Forderungen der 
Deutschen Justizgewerkschaft, DJG, in Nordrhein-
Westfalen auf. Wir sehen diese Forderungen derzeit 
als nichtbegründet an.  

Eine Novellierung der Ausbildung würde finanzielle 
Ressourcen erfordern, um diverse Ausbildungsin-
halte zu aktualisieren, Lehrmaterialien bereitzustel-
len und zusätzliche Ausbilder einzustellen. Die finan-
zielle Belastung für die Justizbehörden und für den 
Steuerzahler steht in keinem Verhältnis zum Ertrag. 
Es gibt wichtigere Bereiche, die dringenderer Refor-
men bedürfen.  

Eine Novellierung muss auf einer klaren Evidenzba-
sis oder einem nachgewiesen Bedarf beruhen. Der 
Antrag führt lediglich aus: Die bisherige Kurzausbil-
dung ist angesichts der behaupteten anspruchsvol-
len und vielfältigen Tätigkeiten der Justizwachtmeis-
ter sowie der sich wandelnden Aufgabenanforderun-
gen nicht mehr zeitgemäß. Eine Anpassung der Aus-
bildung an die tatsächlichen Verhältnisse sei daher 
dringend geboten. – Das ist eine Behauptung, aber 
keine Begründung.  

Die Begründung, die gegeben wird, bleibt nämlich 
sehr vage. Es heißt lediglich:  

„Aufgrund von immer gewaltbereiterem Publikum 
in den Justizbehörden sind Trainings zur Eigen- 
und Fremdsicherung sowie zum Umgang mit 
schwierigen Gerichtsbesuchern künftig fester Be-
standteil des Ausbildungsprogramms. Die zuneh-
mende Digitalisierung macht es erforderlich, die 
Justizwachtmeister auch im Hinblick auf Video-
technik und IT-Service auszubilden.“  

Warum dieser behauptete Bedarf zu einer Verlänge-
rung der Ausbildungszeit von 9 Monaten auf 24 Mo-
nate führen soll, bleibt unklar. Warum muss eine Ver-
längerung um 15 Monate sein? Das gilt auch ange-
sichts eines Blicks über die Ländergrenzen. 

Zwei andere Länder verlängern die Ausbildung auch, 
aber um eine deutlich kürzere Spanne. Was in NRW 
an Besonderheiten demgegenüber bestehen soll, 
bleibt der Antrag auszuführen schuldig.  

Die bestehende Ausbildung bringt nachweislich qua-
lifizierte Justizwachtmeister hervor. Eine Verlänge-
rung der Ausbildungsdauer und eine Höhergruppie-
rung erscheinen uns daher unnötig.  

Fazit: Den Antrag halten wir für nicht zu Ende ge-
dacht. Die Forderung nach einer Verlängerung der 
Ausbildungszeit und der Eingruppierung der Justiz-
wachtmeister in den mittleren Dienst sind weder 
plausibel begründet noch finanziell richtig zu Ende 
gedacht. Erschwerend kommt hinzu, dass die gefor-
derte Aufwertung zwangsläufig in das Verhältnis zu 
anderen Beschäftigungsgruppen eingreift. Warum 
die geforderte Novellierung so dringend erforderlich 
sein soll, bleibt unerfindlich. 

Wir lehnen daher den Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Dr. Beucker. – Für die Landesre-
gierung spricht Ministerin Neubaur in Vertretung von 
Minister Dr. Limbach. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Der Antrag der FDP-Fraktion zielt auf eine erhebliche 
Verlängerung der Ausbildung des Justizwachtmeis-
terdienstes von derzeit 9 auf 24 Monate. Zugleich wird 
in diesem Zusammenhang die Überführung des Jus-
tizwachtmeisterdienstes in die Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt, also in den ehemaligen mittle-
ren Dienst gefordert. 

Die Landesregierung teilt den Ansatz, den Justiz-
wachtmeisterdienst attraktiver zu machen, kann die 
Forderungen der FDP aber nicht unterstützen. Nicht 
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alle hier haben eine Vorstellung von den Aufgaben 
und der Stellung des Justizwachtmeisterdienstes. 
Lassen Sie mich daher kurz ausholen. 

Der Justizwachtmeisterdienst ist mit rund 2.000 Plan-
stellen in Nordrhein-Westfalen die letzte große Be-
amtenlaufbahn des ehemals einfachen Dienstes. Die 
Justizwachtmeisterinnen und Justizwachtmeister ge-
währleisten seit jeher die Sicherheit und Ordnung in 
den Gerichten. Sie führen Inhaftierte vor und regeln 
den Zugang zu den Gerichtsgebäuden. Hinzuge-
kommen sind vielfältige, mit dem elektronischen 
Rechtsverkehr verbundene organisatorische Aufga-
ben, zum Beispiel die Erledigung von Arbeiten an 
EDV-Arbeitsplätzen, im elektronischen Posteingang 
und der Scanstelle. Ohne die Justizwachtmeisterin-
nen und Justizwachtmeister – insoweit pflichte ich 
dem Antrag vorbehaltlos bei – läuft nichts an unseren 
Gerichten.  

Dabei sind die Herausforderungen zweifelsohne – 
auch vor dem Hintergrund der vielfach beklagten ge-
sellschaftlichen Tendenz zur Respektlosigkeit ge-
genüber öffentlichen Amtsträgerinnen und Amtsträ-
gern – in den vergangenen Jahren deutlich gestie-
gen. Nicht zuletzt aus diesen Gründen wurde die Ge-
samtdauer der Ausbildung der Justizwachtmeisterin-
nen und Justizwachtmeister bereits im Jahr 2018 von 
6 auf 9 Monate deutlich verlängert. Zudem wurde im 
Jahr 2021 die fachtheoretische Ausbildung im Aus-
bildungszentrum der Justiz in Monschau erweitert. 
Dort werden inzwischen auch Kenntnisse insbeson-
dere in den Bereichen „Deeskalation“, „Grundzüge 
der Psychologie“, „Umgang mit Personen aus frem-
den Kulturkreisen“, „Waffenkunde“ und „Waffen-
recht“ sowie in der „Fremd- und Eigensicherung“ für 
den Sitzungs- und Vorführdienst, die „Gebäudesi-
cherung“ und die „Eingangskontrolle“ vermittelt.  

Aus Sicht der Landesregierung können die zur quali-
fizierten Berufsausbildung notwendigen Fachkennt-
nisse während der neunmonatigen Ausbildungs-
dauer hinreichend vermittelt und im Übrigen auch 
durch ein regelmäßig an den jeweiligen Bedarf ange-
passtes Fortbildungsangebot ausreichend verstetigt 
und erweitert werden. Die Justizwachtmeisterinnen 
und Justizwachtmeister erledigen ihre Aufgaben – 
das an dieser Stelle zu betonen, ist mir sehr wichtig 
– kompetent, effizient und zuverlässig.  

Anders als der Antrag der FDP dies suggerieren 
mag, kann ich angesichts der Leistungen, die unsere 
Justizwachmeisterinnen und Justizwachtmeister tag-
täglich erbringen, keine derart gravierenden Ausbil-
dungsdefizite erkennen, die es erforderlich machen 
würden, die derzeitige Ausbildungsdauer nahezu zu 
verdreifachen.  

Soweit darüber hinaus eine Überführung der Lauf-
bahn in den ehemals mittleren Dienst gefordert wird, 
setzt sich der Antrag nach unserer Einschätzung 
nicht hinreichend mit den rechtlichen und tatsäch-

lichen Rahmenbedingungen auseinander. Dabei be-
darf eine solch gravierende strukturelle Veränderung 
jedenfalls zunächst einer intensiven Prüfung. Ich 
möchte nur auf zwei Punkte eingehen. 

Der Zugang zur Laufbahngruppe 1.1, dem früheren 
einfachen Dienst, ist Bewerberinnen und Bewerbern 
mit einem Hauptschulabschluss oder einem ver-
gleichbaren Bildungsabschluss eröffnet. Die Bewer-
berinnen und Bewerber werden in der Regel zu-
nächst in einem Beschäftigungsverhältnis als Justiz-
helferin bzw. Justizhelfer eingestellt und durch eine 
intensive praktische Ausbildung und die zuvor be-
schriebene fachtheoretische Ausbildung auf eine 
Übernahme in das Beamtenverhältnis vorbereitet.  

Für den Zugang zur Laufbahngruppe 1.2 ist demge-
genüber mindestens ein mittlerer Bildungsabschluss, 
also zum Beispiel die Fachoberschulreife – früher 
hätte man mittlere Reife gesagt – erforderlich. Be-
werberinnen und Bewerbern, die diesen Bildungsab-
schluss nicht aufweisen können, bliebe der Zugang 
somit zukünftig verwehrt.  

Zweitens. Die Tätigkeit im Justizwachtmeisterinnen-
dienst spricht einen völlig anderen Bewerberkreis an 
als die Tätigkeit etwa in den Serviceeinheiten der Ge-
richte und Staatsanwaltschaften. Die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Serviceeinheiten sind Ange-
hörige des mittleren Dienstes. Dort herrscht wie in 
vielen anderen Laufbahnen ein erheblicher Nach-
wuchsmangel. Die Laufbahn des Justizwachtmeis-
ters hat im Gegensatz dazu bislang keine gravieren-
den Nachwuchsprobleme. Wir sollten daher keine 
künstlichen Hürden aufbauen, weder bei den Zu-
gangsvoraussetzungen noch bei der Ausbildung. Die 
angespannte Situation in den Ausbildungseinrichtun-
gen des Landes – Sie haben es gerade noch einmal 
angesprochen, Herr Kollege – in Zeiten des demo-
grafischen Wandels ist Ihnen bekannt.  

Alles in allem: Eine laufbahnrechtliche Überführung 
des Justizwachtmeisterdienstes in den mittleren 
Dienst ist daher gegenwärtig kritisch zu sehen. 

Wir wollen allerdings eine Sache hier noch aufführen. 
Seit 2018 wurden landesweit rund 300 zusätzliche 
Beförderungsmöglichkeiten durch Stellenhebungen 
in insgesamt über 330 neue Planstellen geschaffen. 
Allein im vergangenen Haushaltsjahr wurden rund 
130 neue Beförderungsstellen nach Besoldungs-
gruppe A 6 und A 7 geschaffen. Wir prüfen aktuell die 
Schaffung eines neuen Spitzenamtes A 8 für die Lei-
tung großer Justizwachtmeistereien, denn derzeit 
sind die Leitungen der Justizwachtmeistereien alle-
samt mit maximal A 7 bewertet. Dabei gibt es ganz 
erhebliche Unterschiede in den Größen unserer Ge-
richte und damit auch in den Größen der Wachtmeis-
tereien.  

Insgesamt arbeiten wir also kontinuierlich an der 
Schaffung von Beförderungsmöglichkeiten und einer 
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besseren finanziellen Ausstattung unseres Wacht-
meisterdienstes. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Frau Ministerin Neubaur. – Der guten Ordnung 
halber weise ich darauf hin, dass Frau Ministerin ihre 
Redezeit um 37 Sekunden überzogen hat, sehe aber 
keinerlei Reaktionen der anderen Fraktionen. Somit 
sind wir am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/4349 an den Rechtsausschuss. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dieser Über-
weisungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Niemand. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

4 Einsetzung einer Enquetekommission „Krisen 
und Notfallmanagement“ – durch die Lehren 
der Vergangenheit die Zukunft sicher gestal-
ten 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/4346 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem schon vorne befindlichen Ab-
geordneten Dr. Vincentz das Wort. 

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Ich danke Ihnen. – Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Wissen Sie, was ein sogenanntes Black-
Swan-Ereignis ist? Ich möchte es Ihnen kurz erklä-
ren. 

Bis ins 18. Jahrhundert galten Schwäne inhärent als 
weiß. Im 17. Jahrhundert hat ein niederländischer 
Abenteurer diesen eigentlichen Leitsatz, was für ei-
nen Schwan gilt, negiert, und zwar mit der Entde-
ckung eines sogenannten Trauerschwans in Austra-
lien. Ab diesem Zeitpunkt galt es nicht mehr, dass zu 
einem Schwansein das Weißsein gehört, sondern es 
gab auch schwarze Schwäne. 

Was für Sie vielleicht wie eine zoologische Petitesse 
wirkt – ein Fachmann der Taxonomie würde Ihnen da 
durchaus widersprechen –, hat Einfluss auf die Wirt-
schaftswissenschaften genommen. Es gilt dort als 
Theorie für sehr unwahrscheinliche Ereignisse, die 
aber, wenn sie eintreten, das Bild von etwas gänzlich 
verändern. 

Das Gegenteil davon ist übrigens das sogenannte 
Grey Rhino, ein Ereignis, das ebenfalls sehr unwahr-
scheinlich ist, von dem man aber vorher weiß und mit 
dem man planen kann. 

Warum erzähle ich Ihnen das jetzt, werden Sie sich 
fragen. Nicht nur, um Ihre Aufmerksamkeit zu gewin-
nen, sondern auch, um die Wichtigkeit des Krisen-
managements und der Verbesserung des Krisenma-
nagements in Nordrhein-Westfalen zu erläutern, und 
damit auch die Bedeutung unserer Enquetekommis-
sion. 

In den vergangenen Jahren haben sich verschie-
dene Ereignisse – sei es die Überschwemmungska-
tastrophe, sei es die COVID-19-Situation – gezeigt, 
die hinterher betrachtet – so sagten einige – nicht 
vorhersehbar waren. 

Menschen, die sich damit länger beschäftigen, die 
sich mit Pandemien länger beschäftigen – Herr Ba-
kum wird mir wahrscheinlich nachher Recht geben; 
nein, auch das wäre ein Back-Swan-Ereignis, wenn 
das einträte – … 

(Rodion Bakum [SPD]: Das haben Sie ge-
träumt! – Heiterkeit von Dr. Martin Vincentz 
[AfD]) 

Das Auftreten einer Pandemie gilt nicht als unwahr-
scheinlich. Es war keine Frage des „wenn“, sondern 
nur eine Frage des „wann“. Dementsprechend ist es 
die Frage, wie wir uns demnächst darauf vorbereiten, 
wenn wieder so ein Ereignis passiert.  

Bei diesem Ereignis, bei COVID-19 wurden auch po-
litisch viele Fehlentscheidungen getroffen. Das ist 
mittlerweile klar. Die Frage ist, wie man damit um-
geht. Behandelt man es als Black Swan und sagt, 
man habe es nicht besser wissen können und läuft 
wieder in eine Situation, in der man es wieder nicht 
besser weiß? Oder arbeitet man es vernünftig auf, 
schaut sich an, wo Fehler gemacht worden sind, was 
man hätte besser machen können? Dabei geht es 
nicht darum, mit dem Finger auf irgendjemanden zu 
zeigen – dafür ist das Instrument einer Enquetekom-
mission auch gar nicht geeignet –, sondern um mit-
einander, parteiübergreifend, ohne nachzukarten, zu 
schauen, welche Fehler in einer außergewöhnlichen 
und zumindest für unser Zeitfenster unserer Existenz 
relativ einmaligen Situation begangen worden sind.  

Nein, es geht darum, dass wir genau das nehmen 
und dann für die Zukunft weiter planen, um für ein 
nächstes Ereignis vielleicht in 2, 15, 30 oder 100 Jah-
ren besser vorbereitet zu sein.  

Nicht alles, was diskutiert wurde, ist sinnvoll. Das mil-
lionenfache Vorhalten von Schutzkitteln zum Beispiel 
kann unter Umständen überhaupt nicht sinnvoll sein, 
weil dort einfach Steuermillionen verbraten werden. 
Das war einer der Vorwürfe, der aus der Opposition 
beispielsweise dem Gesundheitsminister gemacht 
wurde. Aber ist das überhaupt sinnvoll? Sind die 
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Vorwürfe der Opposition in einer solchen Situation an 
die Regierung sinnvoll? Ist das fair, was dort passiert 
ist? 

Das sollten wir uns in den nächsten zwei Jahren 
überparteilich und miteinander anschauen und einen 
großen Katalog an Forderungen entwickeln. Eine 
gute Vorarbeit ist übrigens schon im parlamentari-
schen Begleitgremium „COVID-19-Pandemie“ gelegt 
worden. Dort haben schon viele Anhörungen stattge-
funden. Es ist aber bisher noch in keinerlei Art und 
Weise darauf eingegangen worden, was man damit 
macht. Die Erkenntnisse, die wir dort miteinander ge-
funden und festgestellt haben, haben noch keinen 
Übertrag gefunden. 

Deswegen ist es an dieser Stelle unsere Aufgabe, 
gemeinsam miteinander zu schauen, wo vielleicht 
die Wirtschaft oder der Staat schon gelernt haben 
und wo es vielleicht noch diese weißen Stellen bzw. 
Nachholbedarf gibt, wo wir miteinander handeln kön-
nen, damit wir das nächste Mal nicht vor einem Black 
Swan stehen, sondern vor einem Grey Rhino: ein 
kalkuliertes Risiko, das zwar unwahrscheinlich ist, 
aber auf das wir als Politik die Menschen gut vorbe-
reitet haben. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Dr. Vincentz. – Für die CDU-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Berger. 

Christian Berger (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten 
heute über den Antrag der AfD zur Einsetzung einer 
Enquetekommission mit dem Titel „Krisen- und Not-
fallmanagement“. Dazu sei vorab gesagt: Gegen 
Schlauer- und Klügerwerden habe ich nichts einzu-
wenden. Ich weiß zwar nicht, Herr Dr. Vincentz, ob 
der Ausflug in die Vogelkunde dem Sachthema dien-
lich war, aber in der Tat waren in vielen Wortbeiträ-
gen in den letzten Monaten die Worte „Die Corona-
pandemie hat gezeigt …“ zu hören, und das stimmt 
auch. 

Die Pandemie hat unser Gesundheitssystem, unsere 
Gesellschaft, unsere Wirtschaft stark belastet. Mir ist 
aber wichtig, zu betonen: stark belastet, aber eben 
nicht überlastet. Dafür waren zum Teil weitreichende 
Regeln und Verordnungen notwendig, die demokra-
tisch beraten und entschieden worden sind. 

Viele Menschen haben auf allen Ebenen der Politik, 
egal ob Bund, Land, Bezirk oder Kommune, wichtige 
Entscheidungen getroffen und umgesetzt, genau wie 
die Wirtschaft, das Ehrenamt und auch jede Bürgerin 
und jeder Bürger. 

Ich möchte für diese Menschen einmal eine Lanze 
brechen und danke sagen. Es ist wirklich sehr leicht 
zurückzublicken und zu sagen, was man hätte 

besser machen können. Aus der Situation heraus zu 
entscheiden – teilweise mit unklaren wissenschaftli-
chen Aussagen und dazu noch vielen Emotionen –, 
erfordert Mut und zeigt Größe. 

Im Rahmen der Arbeit in der beantragten Enquete-
kommission werde ich nicht zurückblicken und zum 
Beispiel einem Trainingsleiter sagen, dass die Ent-
scheidung, ein Trainingsamt durchzuführen oder 
ausfallen zu lassen, falsch war. Die CDU-Fraktion 
und auch ich persönlich werden aber sachlich und 
konstruktiv daran arbeiten, dass wir in Zukunft besser 
vorbereitet sind. 

Es gibt aber auch ein großes und deutliches „Aber“ 
bei diesem Einsetzungsantrag. Mir persönlich dreht 
sich der Magen um, wenn ich die zwei Wörter „AfD“ 
und „Corona“ in einem Sachzusammenhang höre. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Ich weiß, jetzt wird es gleich wieder laut von der rech-
ten Seite, aber tippen Sie einmal die Wörter „AfD“ 
und „Corona“ in eine der bekannten Suchmaschinen 
ein und schauen Sie sich die Ergebnisse an. Da kann 
man dann den ganzen Budenzauber nachlesen, den 
die AfD die letzten drei Jahre fabriziert hat. Ihr Um-
gang mit der Coronapandemie war meiner Meinung 
nach unsachlich, destruktiv und für mich in vielen 
Aussagen und Forderungen einfach nur unanstän-
dig. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Wenn ich in Ihrem Antrag lesen muss, dass unter an-
derem das Demokratiegefüge erheblich in Mitleiden-
schaft gezogen worden sei, dann fällt es mir wirklich 
schwer, die AfD und diesen Antrag als sachlich und 
seriös anzusehen. 

Ich bin sehr stolz, in einer der weltweit wenigen funk-
tionierenden Demokratien geboren worden und auf-
gewachsen zu sein, leben und arbeiten zu dürfen. 
Auch die Coronapandemie hat daran nichts geän-
dert. Und wenn ich Ihnen eines versprechen kann, 
dann, dass ich mit aller Kraft unsere Demokratie ver-
teidigen werde, egal, ob Krise, Extremismus oder 
verfassungsfeindliche Ideologie. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Kommen wir jetzt zurück zu diesem Einsetzungsan-
trag. Wir als CDU-Fraktion werden uns hier enthal-
ten. Kommt es zur Einsetzung, werden wir konstruk-
tiv und auf einer Sachebene mitarbeiten. Zur Erinne-
rung: Die Arbeit einer Enquetekommission ist ergeb-
nisoffen. Eine Bewertung der Sachverhalte steht im 
Vorfeld noch nicht fest. Wir werden die Arbeit der AfD 
messen. Egal, ob der Antragsteller AfD heißt oder 
nicht: Es muss das Ziel sein, für das Land und die 
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Bürgerinnen und Bürger das beste Ergebnis daraus 
zu erzielen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Berger. – Für die SPD-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Bakum. 

Rodion Bakum (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegen und 
Kolleginnen! Die Coronapandemie vernichtete mehr 
als 300 Millionen Lebensjahre – so titelte das Deut-
sche Ärzteblatt am 19. Mai 2023 mit Verweis auf das 
statistische Jahrbuch der Weltgesundheitsorganisa-
tion. Durchschnittlich sei bei jedem Todesfall ein Le-
ben etwa 22 Jahre verkürzt worden. In Nordrhein-
Westfalen betraf dies bis heute das Leben von 
32.485 unserer Mitmenschen. 

Dabei muss ich sagen, dass ich in dieser schwersten 
Gesundheitskrise aller Zeiten und selbst bei Ent-
scheidungen, die man mit dem Wissen von heute an-
ders treffen würde, ziemlich glücklich darüber bin und 
dass es gut war, in einem Land wie diesem hier zu 
leben. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Die Ruhruniversität in Bochum hat in einer Studie er-
hoben, dass die Einhaltung der Schutzmaßnahmen 
und Hygieneregeln in Deutschland zu 13,6-mal we-
niger Todesfällen geführt hat als beispielsweise in 
den USA, Russland, Polen und Schweden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir können also froh sein, dass wir durch diese Pan-
demie von Angela Merkel und Karl Lauterbach ge-
führt wurden und nicht von Putin, Trump oder Mora-
wiecki. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Kein Wunder also, dass 84 Prozent der Befragten 
laut dieser Studie angaben, dass die Maßnahmen in 
Deutschland sinnvoll waren – ein Spitzenwert im Üb-
rigen. Wir sind es daher den Menschen schuldig, 
Lehren aus dieser Gesundheitskrise zu ziehen. Die 
entsprechende Enquetekommission wird heute ein-
gesetzt. Wir werden dort sachlich mitarbeiten und, 
wie der Kollege Berger sagte, natürlich auch die AfD-
Fraktion an ihrer Arbeit messen. 

Wir werden jedoch nicht nur über Schwachstellen re-
den, sondern auch nachahmenswerte Stärken be-
nennen und beleuchten, die es während der Corona-
pandemie gab und in unserem Land viele Menschen-
leben gerettet haben. Allein in Europa hat die 
Coronaschutzimpfung mehr als einer Million Men-

schen das Leben gerettet; weltweit waren es allein 
2020 und 21 mehr als 20 Millionen Menschenleben. 

Besonders werden zwei Themen wichtig sein. 

Erstens: Wie können wir Fehlinformationen während 
Krisenzeiten besser bekämpfen? Ich bin durchaus 
verblüfft, diese Frage in einem Antrag der AfD-Frak-
tion zu lesen, denn sie ist in einem Einsetzungsan-
trag durchaus richtig. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn wir diese Frage ordentlich bearbeiten und 
sinnvolle und effektive Konzepte entwickeln, ist das 
das beste Präventionsprogramm gegen die AfD-
Fraktion. Deshalb: Lasst uns das gemeinsam ange-
hen! 

(Beifall von der SPD) 

Zweitens: die Frage der Prävention. Wie können wir 
künftige Pandemien, die wir leider erwarten müssen, 
zumindest abmildern oder sogar verhindern? Da gibt 
es zwei Hauptursachen: a) die Klimakrise und b) die 
eng damit verbundene Krise des Artensterbens. – 
Davon lese ich hier leider kein Wort; das ist jedoch 
eine zentrale Erkenntnis. Ich muss hoffentlich nicht 
erklären, wie sich die Übertragung von Infektions-
krankheiten von Tieren auf Menschen verstärkt, 
wenn der Lebensraum kleiner wird, und das Immun-
system schwächer wird, wenn die biologische Vielfalt 
nachlässt. 

Herr Dr. Vincentz – das erlaube ich mir zu sagen –, 
Sie müssten das notwendige Wissen um eine konse-
quente Pandemiebekämpfung theoretisch mitbrin-
gen, weil Sie an einer sehr guten Uni, der Universität 
zu Köln, studiert haben und dort insbesondere das 
Institut für Gesundheitsökonomie und klinische Epi-
demiologie zu nennen ist, das dank seines Direktors 
Professor Dr. Karl Lauterbach ein weltweites Renom-
mee hat. 

(Beifall von der SPD) 

Im Übrigen gibt es noch einen weiteren prominenten 
Coronabekämpfer, der in Köln an der gleichen Uni 
studiert hat – er wurde heute bereits benannt –: Pro-
fessor Dr. Uğur Şahin, der Gründer und Vorstands-
vorsitzende von BioNTech, der gemeinsam mit sei-
ner Frau Özlem Türeci sicherlich künftiger Nobel-
preisträger sein wird und heute schon Held ist. 

Sehr geehrter Herr Dr. Vincentz, Sie haben gute Vor-
bilder gehabt. Es ist für Sie nicht zu spät, auf die helle 
Seite der Macht zu wechseln. Wir werden Gutes aus 
dieser Enquetekommission mitnehmen. – Bleiben 
Sie alle gesund! 

(Beifall von der SPD und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Herr Kollege Bakum. – Für die Fraktion Bünd-
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nis 90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete 
Wenzel. 

Jule Wenzel*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Wir debattieren heute über einen 
Antrag, eine Enquetekommission zur Coronapande-
mie auf den Weg zu bringen, der von rechts außen 
in dieses Parlament eingebracht wird. Eins ist uns al-
len klar: Wenn diese Fraktion hier, aber auch in an-
deren Parlamenten, sei es national oder kommunal, 
Anträge stellt, Wortbeiträge macht, sich gegenüber 
der Presse äußert oder versucht, mit Ihnen einen 
Kaffee zu trinken, dann ist zu keiner Zeit eine Teil-
nahme am demokratischen Diskurs, sondern immer 
der Versuch, das eigene Weltbild zu normalisieren. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Das ist ein Weltbild, das versucht zu spalten, das im-
mer und immer wieder Menschen, sei es aufgrund ih-
rer Religion, ihres Geschlechts, ihrer Sexualität oder 
ihrer sexuellen Identität, ihrer Herkunft oder ihrer so-
zioökonomischen Verhältnisse stigmatisiert, aus-
grenzt und zum Feindbild macht. 

Dabei bedienen Sie sich auch in Bezug auf die 
Coronapandemie einer zweiarmigen Strategie, die 
jedoch untrennbar zusammengehört: Sie geben auf 
der einen Seite den Biedermeier, der ernsthaft an ei-
ner Aufarbeitung und Verbesserung von Handeln in 
Pandemiezeiten interessiert sei. Auf der anderen 
Seite marschierten Sie mit anderen Rechtsextremis-
ten, die völkische Flaggen vor sich hertrugen, gegen 
die Coronamaßnahmen, verweigerten den 3G-Nach-
weis im Bundestag, die Maske stets unter der Nase.  

Daher ist auch klar: In dieser Enquete sind wir De-
mokrat*innen gefordert. 

Erinnern wir uns an die Zeit zurück, die die antrag-
stellende Fraktion in ihrem Antrag bewusst ausklam-
mert. Im Jahr 2020 wurden in Italien Massengräber 
ausgehoben. In New York standen Kühllaster auf 
den Straßen. Auf der ganzen Welt sind Intensivstati-
onen über die Grenzen ihrer Kapazitäten hinausge-
kommen. Es war ein Bild des Horrors – zum ersten 
Mal in der Geschichte der Menschheit in Bildern in 
Echtzeit und Gleichzeitigkeit auf unseren Endgeräten 
zu verfolgen. Jedes Opfer war ein Schicksal, und die 
Familien trauern bis heute um ihre Angehörigen. 

Wir erinnern uns mit Schmerz aber auch an das kol-
lektive Mitgefühl und die Welle der Solidarität von 
Jung bis Alt. Menschen organisierten Nachbar-
schaftshilfen für die Vulnerabelsten unter uns. Sie 
zeigten auf kreativste Art und Weise Respekt und 
Anerkennung für diejenigen unter uns, die nicht ins 
Homeoffice konnten, sondern Menschenleben retten 
und unsere Infrastruktur aufrechterhalten mussten. 
Sie verzichteten auf Geburtstage, Abifeiern und Ru-
hestandsfeten. 

Diese Menschen taten das freiwillig, um sich selbst 
und andere zu schützen und die Ausbreitung des Vi-
rus zu bekämpfen. Ihnen und all den mutigen 
Held*innen, die jeden Tag gegen die Coronapande-
mie gekämpft haben, möchte ich noch einmal Danke 
sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Die Pandemie ist auch heute noch Teil unseres Le-
bens, selbst wenn im Westen die Impfung und später 
Mutationen das Virus weniger tödlich gemacht ha-
ben. Im März dieses Jahres gab es noch rund 80 
Coronatote pro Woche. Noch immer sterben Men-
schen an und mit diesem Virus. Patient*innen, die 
unter Long COVID leiden, tun das seit teilweise drei 
Jahren. 

Wir müssen diese Enquete nutzen, um aus dieser 
Krise Lehren für die Zukunft zu ziehen. In der Rück-
schau können und müssen wir Punkte und Maßnah-
men identifizieren, die uns besser auf künftige Pan-
demien und Katastrophen vorbereiten. Dem werden 
wir uns als Fraktion wie gewohnt mit Ernsthaftigkeit 
widmen. 

Wir werden uns daher bei diesem Antrag enthalten. 
Wir geben aber auch ein Versprechen ab. Der an-
tragstellenden Fraktion wird diese Enquete keine 
Freude bereiten. Denn sie hat sich in der Pandemie 
an Desinformationskampagnen beteiligt – sei es 
durch Verdrehung von Statistiken, Kampagnen ge-
gen das Robert Koch-Institut oder die konsequente 
Verharmlosung der Lage. Wenn der Antrag also 
fragt, wie die Menschen in unserem Land vor Fal-
schinformationen geschützt werden können, dann 
sollte die antragstellende Fraktion diese Frage an 
sich selbst richten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir werden uns derweil damit beschäftigen, wie wir 
die Menschen in unserem Land im Hinblick auf den 
Anschluss an Verschwörungsmythen sensibilisieren 
und davor schützen können. 

Für einen Teil der politischen Landschaft in Deutsch-
land war diese Pandemie nur ein Anlass, unsere De-
mokratie und unseren Rechtsstaat zu attackieren 
und zu untergraben. Das wird weder der Lage in der 
Coronapandemie noch den Krisen, denen wir heute 
jeden Tag gegenüberstehen, gerecht. 

Mein Kollege Bakum hat die Klimakrise und das Ar-
tensterben angesprochen. Ich war darüber sehr er-
freut und entzückt. Denn das ist richtig. Wir müssen 
uns auf diese Lagen und auf die Gleichzeitigkeiten 
von Krisen besser vorbereiten. Deswegen werden 
wir als grüne Fraktion unseren konstruktiven Beitrag 
dazu leisten, gemeinsam mit allen anderen demokra-
tischen Fraktionen Verantwortung für unser Land zu 
übernehmen. – Vielen Dank. 
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(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP hat nun Kollegin Schneider 
das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! In Notfall- 
und Krisensituationen ist ein zügiges, pragmatisches 
Handeln erforderlich. Der FDP-Landtagsfraktion ist 
es hier aber auch besonders wichtig, dass mit den 
Freiheitsrechten und mit den Bürgerrechten beson-
ders sensibel umgegangen wird. 

(Beifall von der FDP) 

Der vorliegende Antrag liest sich für mich eher wie 
ein Auftrag für einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss als für eine Enquetekommission. 
Wenn es aber zum Einsetzen dieser Kommission 
kommt, wird die FDP-Fraktion sicher konstruktiv mit-
arbeiten, um gute und nützliche Erkenntnisse daraus 
zu gewinnen. Alles andere können wir dann in dieser 
Kommission besprechen. 

Ihnen allen und den Menschen, die Ihnen wichtig 
sind, wünsche ich ein frohes und ein gesegnetes 
Pfingstfest. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Somit kommen wir zum 
Schluss der Aussprache und gehen zur Abstimmung 
über. 

Die antragstellende Fraktion der AfD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir stimmen somit über den In-
halt des Antrags Drucksache 18/4346 ab. Wer 
stimmt dem Antrag zu? – Das ist die Fraktion der 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Keine Gegenstimmen. 
Wer enthält sich? – Das sind die Fraktionen von 
CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP. Damit 
ist der Antrag Drucksache 18/4346 angenommen. 

Ich rufe auf: 

5 Chancengleichheit für Kinder mit Lese-Recht-
schreibstörung & Rechenschwäche 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/4357 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der SPD Kollegin Gosewinkel das 
Wort. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren der demo-
kratischen Fraktionen! Meine Damen und Herren! 
Lesen, Rechnen und Schreiben sind Basiskompe-
tenzen, die ab dem Beginn der Schulzeit erlernt wer-
den. Wir alle wissen, wie wichtig das für unser gesell-
schaftliches Zusammenleben ist. 

(Beifall von der SPD) 

Die IGLU-Studie der letzten Woche macht mehr als 
klar, dass wir hier nicht wegschauen dürfen. 25 % der 
Kinder erfüllen die Mindeststandards beim Lesen, 
Rechnen und Schreiben für die vierte Klasse nicht. 
Das zeigt klar die Schwierigkeiten der Kinder, Lesen, 
Rechnen und Schreiben zu erlernen, und zwar unab-
hängig davon, ob wir hier von Lese-Rechtschreib-
Störung, Lese-Rechtschreib-Schwäche, Legasthe-
nie, Dyskalkulie, Rechenschwäche oder Rechenstö-
rung sprechen, um die geläufigsten Nomenklaturen 
einmal zu benennen. 

Eines ist für mich klar: Eine Förderung für die Kinder 
ist wichtig, damit künftig mehr Kinder gut Lesen, 
Rechnen und Schreiben lernen werden. Denn ohne 
Lesesinnverständnis ist auch kein Erkenntniszu-
wachs in anderen Fächern möglich. 

Fakt ist: Jedes Kind lernt anders, und jedes Kind hat 
sein Tempo. Dem müssen wir gerecht werden. Das 
bedeutet für mich Chancengleichheit und Teilhabe 
an unserer Gesellschaft. 

(Beifall von der SPD)  

In unserem Schulsystem benötigen Kinder erst eine 
Diagnose, bevor eine Extraförderung möglich ist. 
Was bedeutet das in der aktuellen Situation für Eltern 
und für Schülerinnen? 

Ich nenne einmal ein Beispiel: Der Mutter von Fritz 
fiel früh in der Schulzeit die Rechtschreibung ihres 
Sohnes auf. Bei jedem Elternsprechtag hat sie die 
Lehrer auf die Rechtschreibung angesprochen. Weil 
die Mutter gut informiert war, hat sie auch auf den seit 
1991 vorliegenden Erlass hingewiesen. Die Lehrer 
winkten allerdings ab: Fritz sei faul, und er solle sich 
etwas mehr anstrengen. 

An dieser Stelle zitiere ich mit Erlaubnis der Präsi-
dentin: Schülerinnen und Schüler, „deren Leistungen 
im Lesen oder Rechtschreiben über einen Zeitraum 
von mindestens drei Monaten den Anforderungen 
nicht entsprechen“, bekommen einen Nachteilsaus-
gleich. 

Laut Erlass muss keine Diagnose vorliegen. Auch 
das Jugendamt betonte, man solle nur in Ausnahme-
fällen testen, da dies ja auch eine Belastung für die 
Kinder darstellt. 

Damit war die Familie gänzlich verunsichert. Da 
staatliche Strukturen hier nicht weiterhalfen, hat sie 
sich außerschulisch an ein Lehrinstitut gewendet. 
Eine LRS wurde diagnostiziert. Für die Diagnose 
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„LRS“ muss eine Lernstörung ausgeschlossen wer-
den – wieder eine Testung, diesmal durch die Kinder- 
und Jugendpsychologie. Unterdessen vergingen 15 
Monate, in denen Fritz in der Schule mit schlechten 
Noten konfrontiert wurde. Die Freude am Lernen hat 
Fritz verloren. Mobbing war ein weiteres, sekundäres 
Symptom. 

Ich fasse an dieser Stelle einmal die Problematik zu-
sammen: Erstens. Es gibt einen ungenauen Erlass, 
der Unsicherheiten in der Anwendung von Noten-
schutz und Nachteilsausgleich erzeugt. Zweitens. El-
tern müssen sich oft außerschulisch Unterstützung 
suchen – und das, wie wir in der Anhörung zum der-
zeitigen Umgang mit Kindern mit LRS und Rechen-
schwäche am 8. Februar 2023 hörten, mit einem ho-
hen finanziellen Aufwand. Wir reden von 300 bis 500 
Euro im Monat. 

Hier möchte ich noch kurz erwähnen, dass normaler-
weise die Erziehungsberechtigten die Kosten für eine 
Therapie selbst tragen. Nur wenn eine seelische Be-
hinderung droht, können Eltern laut § 35a Sozialge-
setzbuch VIII beim örtlichen Jugendamt einen Antrag 
auf Gewährung von Eingliederungshilfe stellen. 

Das Jugendamt verwies hier aber auf die Zuständig-
keit der Schule und den Erlass. 

Fakt ist: Den Kindern wird gerade nicht wirklich ge-
holfen. 

(Beifall von der SPD) 

Der Umgang mit Teilleistungsstörungen bedeutet für 
die Kinder und Eltern Chancenungleichheit in unse-
rem Bildungssystem – und das bei den vorliegenden 
Daten der IGLU-Studie. 

Die bisherigen Drucksachen des Schulministeriums 
zeigen, dass Sie, Frau Ministerin, gern auf ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts und eine Vorgabe 
der KMK warten möchte. Mit Verlaub: Davon profitie-
ren die Kinder und die Eltern jetzt nicht. Auch im 
Schulausschuss gestern sind Sie gar nicht darauf 
eingegangen. 

Die Anzahl der in der Vergangenheit eingegangenen 
Petitionen zeigt die Ungerechtigkeit an Schulen. El-
tern kämpfen um die Anwendung des vorliegenden 
Erlasses, der nicht in jeder Schule gleichermaßen 
umgesetzt wird. Und für Dyskalkulie gibt es bisher 
keinen Erlass. 

Daher fordern wir basierend auf der Anhörung, dass 
der Erlass überarbeitet und auch Dyskalkulie berück-
sichtigt wird, sowie eine Verankerung im Schulge-
setz. Dann braucht es zentrale Befundungen für alle 
Kinder in der Schule, damit wir die Kinder auch ent-
decken. Eine landesweite Beratungsstelle für die Be-
troffenen, für Eltern sowie für die Lehrkräfte vor Ort 
und digital ist einzurichten. Auch auf Mehrsprachig-
keit ist zu achten. 

In unserem Schulsystem geht es von Tag eins an da-
rum, Leistung zu liefern. Dazu müssen wir die Kinder 
aber auch entsprechend ihren Fähigkeiten befähi-
gen. Jedes Kind soll die Chance haben, Lesen, 
Schreiben und Rechnen zu lernen. 

An dieser Stelle danke ich allen Lehrerinnen und 
Lehrern, die das berücksichtigen. Laut IGLU-Studie 
haben sich auch 12 % der Lehrkräfte zu diesem Be-
reich fortgebildet. 

Ich bitte um die Unterstützung des Antrags und freue 
mich auf die weitere Beratung im Ausschuss. Ein 
letzter Hinweis sei mir noch erlaubt. Ich will hier an-
merken, dass wir diesen Antrag heute gern, weil uns 
das inhaltlich wichtig ist, interfraktionell gestellt hät-
ten. Gott sei Dank hat sich die FDP dazu bereit er-
klärt, aber leider nicht die CDU und die Grünen. Ich 
freue mich daher wirklich auf die Beratung im Aus-
schuss. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Das war ein letz-
ter Hinweis mit mehreren Sätzen. Aber gut; vor den 
Pfingsttagen wollen wir ein bisschen großzügiger 
sein. – Für die Fraktion der FDP spricht nun Kollegin 
Müller-Rech. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die In-
klusion bereichert unsere Schulen in Nordrhein-
Westfalen aus ganz verschiedenen Gründen. Schü-
lerinnen und Schüler mit besonderen Bedürfnissen 
lernen zusammen. Durch gezielte Unterstützung und 
Förderung können sie, aber auch alle anderen Schü-
lerinnen und Schüler ihre Fähigkeiten und Potenziale 
besser entfalten und erfolgreich lernen. Zudem för-
dert die Inklusion auch die Chancen- und Bildungs-
gerechtigkeit und kann zur Entwicklung von innovati-
ven pädagogischen Ansätzen und Methoden beitra-
gen. 

Wir Freien Demokraten sind fest davon überzeugt, 
dass gezielte Unterstützung und Förderung aber 
nicht nur diejenigen Schülerinnen und Schüler erhal-
ten sollten, die eine festgestellte besondere, zum 
Beispiel körperliche oder emotional-soziale, Beein-
trächtigung haben, sondern auch Schülerinnen und 
Schüler, bei denen das nicht formal festgestellt ist, 
die unter einer Lese- und Rechtschreibstörung oder 
Rechenschwäche leiden. 

Jedes achte Grundschulkind ist von einer Lernstö-
rung betroffen, und ca. 4 bis 6 % der Grundschulkin-
der sind von einer Lernschwäche betroffen. Auch 
diese Schülerinnen und Schüler brauchen unsere 
bestmögliche Unterstützung, um erfolgreich am 
Schulalltag teilnehmen zu können und eine erfolgrei-
che Schullaufbahn mit hervorragenden Abschlüssen 
absolvieren zu können. 
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Daher ist dieser Antrag, den wir gemeinsam mit den 
Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion einbrin-
gen, für die betroffenen Schülerinnen und Schüler 
immens wichtig. Die aktuelle Situation im Umgang 
mit Dyskalkulie und Lese- und Rechtschreibstörung 
ist nämlich noch nicht sachgemäß und führt immer 
noch zu viel zu viel Chancenungleichheit. 

Die Praxis zeigt, dass immer noch zu viel Unsicher-
heit und mangelnde Information bei Eltern, Schulen 
und Lehrkräften vorliegen. So fordern zum Beispiel 
Schulen in Nordrhein-Westfalen immer noch von be-
troffenen Schülerinnen und Schüler fachärztliche At-
teste, um eine Lese- und Rechtschreibstörung anzu-
erkennen. Das ist weder notwendig noch erlaubt. 

Wie wir in der Anhörung von den Expertinnen und 
Experten erfahren konnten, gibt es viel bessere, 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse zur Diagnostik 
und zur Therapie, die aktuell leider noch nicht ausrei-
chend berücksichtigt werden. Es herrscht noch zu 
viel Unkenntnis. Daran müssen wir dringend heran-
gehen. 

(Beifall von der SPD)  

Wir Freien Demokraten fordern daher die Landesre-
gierung auf, die Erlassregelungen dem aktuellen 
Stand von Wissenschaft und Forschung zur Dyskal-
kulie und zur Lese-Rechtschreib-Störung anzupas-
sen. Im Schulgesetz muss dies auch dringend veran-
kert werden. Unsere Schulen in Nordrhein-Westfalen 
brauchen Sicherheit im Umgang. Vor allem müssen 
wir diesen Umgang zugunsten der betroffenen Schü-
lerinnen und Schüler anpassen. 

Wir schlagen im Antrag noch weitere Maßnahmen 
vor. Exemplarisch nenne ich drei, die mir ganz be-
sonders wichtig sind. 

Erstens sollen Nachteilsausgleiche für Dyskalkulie 
ermöglicht werden. Das ist im Moment noch nicht der 
Fall. Es ist aber besonders wichtig, damit betroffene 
Schülerinnen und Schüler nicht durch schlechte No-
ten entmutigt werden. 

Zweitens soll ein Case-Management mit Kooperati-
onszeit innerhalb der multiprofessionellen Teams an 
unseren Schulen geschaffen werden, damit sie sich 
multiprofessionell übergreifend über den besten Weg 
zum Wohl des Kindes austauschen können. 

Drittens brauchen wir dringend eine landesweite Be-
ratungsstelle, damit betroffene Schülerinnen und 
Schüler, aber auch die Eltern genau wissen, wohin 
sie sich wenden können. Auch für die Lehrkräfte ist 
das eine wichtige Unterstützung. Diese Angebote 
müssen – darauf pochen wir – auch digital verfügbar 
sein. 

Zur gelingenden Inklusion gehört eben auch, dass 
wir Kinder mit Lese-Rechtschreib-Störung und Dys-
kalkulie in den Blick nehmen, sie unterstützen und 
ihnen gerechte Bildungschancen einräumen, damit 

sie erfolgreich und motiviert durch die Schule kom-
men. Dafür setzen wir uns ein. 

Ich freue mich sehr, dass wir darüber gemeinsam im 
Ausschuss beraten, und möchte auch die Hand zu 
CDU und Grünen ausstrecken. Das ist ein wichtiges 
Thema für die Schülerinnen und Schüler. Es ist kein 
parteipolitischer Angriffspunkt. Ich glaube, dass wir 
hier wirklich eine große Chance haben, zusammen 
die beste Lösung für diese Kinder erreichen zu kön-
nen, die unsere Unterstützung verdient haben. Ich 
freue mich sehr darauf, dass uns das hoffentlich ge-
lingt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die Fraktion der 
CDU spricht nun der Abgeordnete Herr Grunwald. 

Jonathan Grunwald (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um ehrlich 
zu sein, bin ich über den vorliegenden Antrag irritiert. 
Das Anliegen mag berechtigt sein. Das Timing Ihres 
Antrags, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD 
und der FDP, ist jedoch wenig zielführend. 

In der Sitzung des Schulausschusses am 14. De-
zember 2022 hat Ministerin Dorothee Feller ausführ-
lich dargelegt, dass eine Überarbeitung des entspre-
chenden Erlasses erst dann konkretisiert wird, wenn 
die ausstehende Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts getroffen wurde. 

Wie Ihnen bekannt sein dürfte, findet die mündliche 
Verhandlung in dieser Sache am 28. Juni 2023 statt, 
also bereits in knapp fünf Wochen. Die Entscheidung 
und die Begründung des Bundesverfassungsge-
richts liefern eine wichtige und vor allem rechtssi-
chere Grundlage für das weitere Vorgehen. Dass Sie 
trotzdem bereits heute Ihren Antrag einbringen, an-
statt auf das Ergebnis vom 28. Juni zu warten, spricht 
für blinden Aktionismus. 

Zudem vermisse ich in Ihrem Antrag einen wesentli-
chen Punkt. Richtigerweise sprechen Sie von dem 
Ziel einer möglichst individuellen Förderung der 
Schülerinnen und Schüler, die von LRS und Dyskal-
kulie betroffen sind. Gleichzeitig erwähnen Sie aber 
mit keinem Wort die vielfältigen Potenziale digitaler 
Bildungsanwendungen, die maßgeschneiderte An-
gebote vorhalten und auf die speziellen Lernbedürf-
nisse von Schülerinnen und Schülern mit LRS oder 
Dyskalkulie angepasst sind. 

Durch den Einsatz von KI und technologischen Hilfs-
mitteln können wir in Ergänzung zu den bestehenden 
Angeboten betroffenen Schülern mittlerweile ein nie 
da gewesenes Maß an individueller Lernunterstüt-
zung anbieten. Um die Chancengerechtigkeit für un-
sere Kinder weiter zu erhöhen und die Zukunfts-
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fähigkeit unseres Landes zu stärken, müssen und 
werden wir dies noch viel intensiver in den Blick neh-
men. 

Wie im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen fest-
gehalten, werden wir uns mit einer Anpassung des 
LRS-Erlasses und der Thematik der Rechenstörung 
auseinandersetzen – allerdings erst dann, wenn wir 
über eine fundierte Rechtsgrundlage verfügen. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die weiteren Be-
ratungen im Ausschuss und danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
der Kollege Herr Sonne. 

Dennis Sonne (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 
einmal bin ich ein wenig irritiert über die Handrei-
chungsgeschichte, die hier gerade zur Sprache kam. 
Natürlich wurden wir angesprochen. Die CDU und 
die grüne Fraktion hätten auch großes Interesse an 
einem interfraktionellen Antrag gehabt. 

Wenn nach dieser Ansprache allerdings der Antrag 
eine Woche später auf einmal auf der Tagesordnung 
des Plenums steht, bin ich tatsächlich sehr irritiert, 
obwohl die Absprache war, dass wir einen größeren 
Aufschlag machen wollen, auch gerne gemeinsam 
mit allen demokratischen Fraktionen. Dass ich an-
schließend Ihren Antrag auf der Tagesordnung wie-
derfinde, hat mich tatsächlich sehr irritiert. Von Hand-
reichung kann hier tatsächlich nicht die Rede sein, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – 
Franziska Müller-Rech [FDP]: Aber das krie-
gen wir doch geheilt!) 

Jeder hat ein Recht auf Bildung – Art. 26 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte. Wir wissen 
um den hohen Stellenwert von Bildung für die Le-
bensgestaltung und die gesellschaftliche Teilhabe 
von Menschen. Wir verstehen Bildung als ein Recht 
jedes Menschen und wollen daher ein inklusives Bil-
dungssystem fördern. 

Um dem Recht auf Bildung tatsächlich nachhaltig 
nachzukommen und es für jeden Menschen umzu-
setzen, ist es nicht möglich, Bildung ohne Chancen-
gleichheit und Chancengerechtigkeit zu denken, ge-
schweige denn zu gestalten. 

Dabei müssen viele Bereiche angegangen werden. 
Einer dieser Bereiche betrifft Lese-Rechtschreib-Stö-
rungen und Rechenschwächen von Lernenden. 

Etwa zwei Kinder pro Grundschulklasse sind von ei-
ner Lese-Rechtschreib-Störung oder einer Rechen-
schwäche betroffen. Diese führen während der 
Schullaufbahn oftmals zu Nachteilen bei der Leis-
tungsbemessung und dem Lernfortschritt. Dieser 
Umstand erhöht wiederum den psychischen Druck 
auf Lernende und lässt sie zu häufig an ihrem Leis-
tungsvermögen und sogar an ihrem Selbstwert zwei-
feln. 

Ende des vergangenen Jahres habe ich nach einer 
Podiumsdiskussion in Köln noch lange mit Lehrkräf-
ten, aber auch mit Eltern über LRS und Dyskalkulie 
gesprochen. Es wurde schnell deutlich, wie belas-
tend die nicht passenden Maßnahmen für alle Betei-
ligten sind. Ein Elternpaar erzählte mir von seinem 
Kind, welches emotional sehr unter seiner Dyskalku-
lie und den damit einhergehenden Nachteilen leidet. 

Um ein gerechtes, schüler*innenzentriertes Bil-
dungssystem zu gewährleisten, müssen die unter-
schiedlichen Voraussetzungen von Kindern und Ju-
gendlichen berücksichtigt werden. Ihnen entspre-
chend müssen Maßnahmen und Regularien festge-
legt werden. 

In NRW wird auf die Lese-Rechtschreib-Störung 
durch den LRS-Erlass für Nordrhein-Westfalen ein-
gegangen. Durch beispielsweise den Nachteilsaus-
gleich und den Notenschutz sollen betroffene Ler-
nende auf ihrem Bildungsweg die nötige Unterstüt-
zung und Förderung erhalten. 

Jedoch wurde der Teilleistungsstörung Dyskalkulie 
bisher nicht die notwendige Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Eltern, Betroffene sowie Lehrkräfte haben 
dementsprechend keine rechtliche Grundlage, um 
mit Dyskalkulie von Lernenden umzugehen, so ihren 
Auftrag zu erfüllen und die Kinder und Jugendlichen 
angemessen zu fördern. 

Diesem Missstand waren sich Grüne und CDU be-
reits zu Beginn dieser Legislaturperiode bewusst.  

So haben wir in unserem Zukunftsvertrag Folgendes 
festgehalten: 

„Wir streben eine Aktualisierung und Weiterent-
wicklung der Empfehlungen der Kultusminister-
Konferenz (KMK) zur inklusiven Bildung und eine 
Überarbeitung der Grundsätze der KMK zur Re-
chenschwäche an.“ 

Die angestrebte Aktualisierung und Weiterentwick-
lung soll und wird unterschiedliche Bereiche umfas-
sen. Dabei werden aktuelle Forschungsergebnisse 
und verschiedene Perspektiven einbezogen. Ziel 
wird es sein, in unserem Bildungssystem das Recht 
auf Bildung für jeden zu stärken. 

Im Bildungssystem mit all seinen Facetten soll Chan-
cengerechtigkeit grundgesetzt sein. Dies ist nur mög-
lich, wenn auf individuelle Bedürfnisse von Lernen-
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den sowie auf Lese-Rechtschreib-Schwächen oder 
Rechenschwächen eingegangen wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und Matthias Eg-
gers [CDU]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege 
Sonne, es gibt eine Zwischenfrage von der Kollegin 
Frau Stich von der Fraktion der SPD. Möchten Sie 
sie zulassen? 

Dennis Sonne (GRÜNE): Ich würde gerne erst zu 
Ende vortragen. – Danke. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Okay. 

Dennis Sonne (GRÜNE): Liebe SPD, liebe FDP, 
das Thema Ihres Antrags ist somit zweifelsohne ein 
wichtiges Thema, welches angegangen werden 
muss. Jedoch ist zu bedenken, dass die Frage des 
Nachteilsausgleichs in einem Monat, am 28. Juni 
2023, vor dem Verfassungsgericht verhandelt wird. 
Auch auf der kommenden Kultusministerkonferenz 
werden LRS und Dyskalkulie thematisiert. 

Entscheidungen für das Land NRW zu treffen, bevor 
das Urteil des Verfassungsgerichts bekannt ist und 
bevor die KMK ihre Empfehlung ausgesprochen hat, 
halten wir nicht für zielführend. Der Zeitpunkt Ihres 
Antrags ist somit trotz der Dringlichkeit der Sache un-
günstig gewählt. Wir stimmen der Überweisung des 
Antrags an den Fachausschuss selbstverständlich 
dennoch zu, halten es jedoch für klug, dort zunächst 
die Zusammenkünfte von Verfassungsgericht und 
KMK abzuwarten und diese in unsere Arbeit einzu-
beziehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Möchten Sie die Zwischenfrage jetzt noch zulassen? 

Dennis Sonne (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Ja. – Dann haben 
Sie das Wort, Frau Stich. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Danke, Frau Präsidentin. – 
Sehr geehrter Herr Sonne, danke, dass Sie auch 
noch einmal die Podiumsdiskussion des Kölner Ar-
beitskreises ansprechen. Ich saß ja neben Ihnen. Als 
Logopädin kenne ich die Situation der Eltern und der 
Kinder sowie die Belastungen, die daraus entstehen. 
Genau das ist der Grund, warum wir als Opposition 
sagen: Wir können nicht noch einmal acht Jahre war-
ten. – Das Thema liegt nämlich schon seit acht Jah-
ren beim Bundesverfassungsgericht. 

Meine Frage lautet: Was sagen Sie denn den Eltern? 
Sagen Sie ihnen, dass Sie jetzt bis zum 28. Juni war-
ten sollen und dann vielleicht noch einmal bis zum 
nächsten Schuljahr, bis es umgesetzt werden soll? 

Wir haben darüber gesprochen. Ehrlich gesagt, 
schätze ich Zuverlässigkeit. Sie haben uns eine Ant-
wort zugesagt. Da uns das Thema wichtig ist, haben 
wir und die FDP es heute gemeinsam auf die Tages-
ordnung gebracht. – Danke. 

Dennis Sonne (GRÜNE): Frau Gosewinkel, danke 
für die Frage. – Grundsätzlich sage ich den Eltern 
und den Betroffenen bzw. den Lernenden selbst, 
dass wir das Thema auf dem Schirm haben und uns 
diesem in Absprache mit allen demokratischen Frak-
tionen sowie mit dem Ministerium widmen. 

Das Ministerium hat auch bereits erklärt, dass der 
Termin des Verfassungsgerichts abgewartet werden 
soll und wir dann umzusetzen werden, was auch im-
mer umzusetzen ist. Aber wir können jetzt nicht über 
ungelegte Eier sprechen. Wir müssen tätig werden, 
sobald dieser Termin stattgefunden hat. Wir spre-
chen ja nicht von einem Termin, der erst in acht Jah-
ren ist, sondern von einem Termin, der in einem Mo-
nat stattfindet. Dann können wir tätig werden. 

Ich gehe davon aus, dass wir schnellstmöglich zu ei-
ner Lösung kommen und dann alle zu ihrer Zufrie-
denheit und nach ihren individuellen Bedürfnissen 
gefördert werden können. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. 

Die Zwischenfrage kam übrigens von der Kollegin 
Frau Gosewinkel und nicht, wie es hier angemeldet 
war, von Frau Stich. 

Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Clemens. 

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank. – Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Kollegen! Ein nicht unerheblicher Teil der Grund-
schüler ist von einer Lernstörung oder einer Lern-
schwäche betroffen. Die Zahlen variieren. Bei Lern-
störungen oder Teilleistungsstörungen an Grund-
schulen in den Bereichen „Lesen“, „Schreiben“ oder 
„Rechnen“ geht man in der Wissenschaft von bis zu 
12 % aus, bei Lernschwächen von ca. 4 bis 6 %. 

Es gibt in Nordrhein-Westfalen zur Lese-Recht-
schreib-Störung einen Erlass aus dem Jahre 1991. 
Dieser sieht vor, dass Schulen bzw. Deutschlehrer 
Lernstörungen selber über einen mehrmonatigen 
Zeitraum erkennen und gegebenenfalls Fördermaß-
nahmen einleiten sollen. Ärztliche Gutachten sind 
hierfür nicht vorgesehen. 
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Hier stoßen wir in der Praxis auf Probleme. Vielen 
Lehrkräften fehlt die Ausbildung für eine angemes-
sene Diagnostik und die individuelle Förderung. Sie 
haben im Lehralltag ohnehin schon genug um die 
Ohren. Informations- und Fortbildungsangebote sind 
spärlich vorhanden. Es fehlen sowohl für die Eltern 
als auch für die Lehrer selbst geschulte Ansprech-
partner für Legasthenie und Rechenschwäche. 

Viele Schulen kennen den Erlass aus dem Jahre 
1991 noch nicht einmal und fordern von betroffenen 
Schülern und deren Eltern ärztliche Atteste ein, damit 
es überhaupt zu Nachteilsausgleichen kommen 
kann. Damit verstoßen viele Schulen nicht nur gegen 
den besagten Erlass, sondern es vergeht auch viel 
wertvolle Zeit, in der den betroffenen Schülern die 
ihnen zustehende individuelle Unterstützung nicht 
gewährt wird. Viel zu oft werden Lernstörungen und 
Lernschwächen viel zu spät erkannt. 

Die meisten Eltern suchen sich außerhalb der Schule 
Hilfe für ihre Kinder. Hier kommen weitere belas-
tende Faktoren für Eltern und Kinder hinzu. Die diag-
nostischen Ansätze von außerschulischen Psychia-
tern sind für die pädagogischen Bedarfe oft unzu-
reichend. Hinzu kommen der zusätzliche organisato-
rische Aufwand und die Tatsache, dass eine solche 
außerschulische Förderung auch viel Geld kostet. 
Dafür fallen etwa 300 bis 350 Euro pro Monat an. Zu-
dem bestehen zwischen Schule und außerschuli-
scher Förderung oft keine Absprachen. 

Aber an allererster Stelle müssen wir festhalten: 
Viele Schulen kommen ihrer Aufgabe gemäß Erlass 
nicht nach. Sie verstoßen sogar oft unbewusst gegen 
den Erlass, zum Beispiel, wenn sie Atteste einfor-
dern, die es eigentlich gar nicht braucht. Auch die 
Nachteilsausgleiche werden in den Schulen ganz un-
terschiedlich umgesetzt – oft mit pauschalen Rege-
lungen für alle, ohne auf individuelle Voraussetzun-
gen einzugehen. Viele Schulen haben keinerlei För-
derkonzept. Zahlreiche Schüler, die von ihrer Intelli-
genz her zu mehr fähig sind, fallen durchs Raster und 
bleiben so unter ihren Möglichkeiten. 

Andererseits: Was müssen Lehrer noch alles ma-
chen? Wird das alles nicht langsam zu viel? 

Wenn es zu wenig Aufklärung, kaum Standards und 
keinen schulrechtlichen Rahmen gibt, kommen wir 
als Politik ins Spiel. Dieser Antrag stellt vernünftige 
Forderungen, die längst überfällig sind – etwa, den 
Erlass zur Lese-Rechtschreib-Störung aus dem 
Jahre 1991 um die Dyskalkulie bzw. Rechenstörung 
bzw. Rechenschwäche zu ergänzen und damit auf 
den aktuellen Stand der Wissenschaft zu bringen, 
den Erlass im Schulgesetz zu verankern, die Lehrer-
ausbildung und die Lehrerfortbildung in diesen Berei-
chen zu verbessern, Nachteilsausgleiche für die Re-
chenschwäche zu ermöglichen, mehr Lern- und 
Sprachtherapeuten an die Schulen zu holen und die 

Lehrer zu entlasten, damit sie sich wieder ihrer Kern-
aufgabe widmen können. 

Es gibt eine umfangreiche Forschungslage zu die-
sem Thema, die so manche Vorurteile widerlegt. Es 
gibt keinen Grund, warum man die Rechenstörung 
anders als die Legasthenie behandeln sollte. In sehr 
vielen Fällen geht das eine mit dem anderen einher. 

Wichtig ist, Lernstörungen, Teilleistungsstörungen oder 
Lernschwächen frühzeitig zu erkennen, am besten 
schon im Kindergarten, um frühzeitig zu fördern.  

Was die Nachteilsausgleiche oder den Notenschutz 
angeht, so muss sich das Land mit den Experten und 
den Praktikern zusammensetzen, um einheitliche 
Regeln für die Schulen zu erarbeiten. Ich sage hier 
ganz deutlich: Die Schulen in den Kommunen haben 
genug Aufgaben. Hier ist ganz klar das Schulminis-
terium gefordert, für Klarheit und Entlastung zu sor-
gen. Dafür braucht es überall mehr Fachpersonal. 

Besonders traurig ist es, wenn Informations- und Be-
ratungsangebote, von denen es ohnehin zu wenige 
gibt, immer wieder mit der Schulbürokratie zu kämp-
fen haben. Ich habe in Gesprächen mit einem ehren-
amtlichen Verein für LRS und Dyskalkulie leiden-
schaftliche und herzliche Streiter für ihre Sache ken-
nengelernt und viel über das Thema gelernt. 

Es kann nicht sein, dass Ehrenamtliche unter Einsatz 
ihrer spärlichen Freizeit für Eltern und hilfesuchende 
Lehrer diejenige Arbeit leisten, die eigentlich Schulen 
leisten müssten, welche wiederum durch die Politik 
keine ordentlichen Rahmenbedingungen bekom-
men. Die Landesregierung ist dringend gefordert. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, für die Landesregierung hat nun Minis-
terin Feller das Wort. 

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Sowohl für Kinder mit Lese- und Rechts-
schreibschwäche als auch für Kinder mit Rechen-
schwäche ist es wichtig, einerseits eine möglichst 
frühzeitige Diagnose, andererseits die bestmögliche 
Unterstützung und Förderung zu gewährleisten, um 
ihnen trotz der Teilleistungsstörung eine gute Bil-
dungsbiografie zu ermöglichen. 

Unser LRS-Erlass bildet – und das ist in der Anhö-
rung auch deutlich geworden – eine gute Grundlage, 
sowohl für die Diagnose als auch für die Unterstüt-
zung von Kindern mit Schwierigkeiten beim Lesen 
und Rechtschreiben. 

Im Bereich der Rechenschwäche bestehen auch un-
abhängig vom LRS-Erlass Möglichkeiten der 
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Diagnose und Unterstützung. Im Fokus des schuli-
schen Alltags, insbesondere an den Grundschulen, 
steht immer die individuelle Förderung eines jeden 
Kindes. Die begleitenden Lehrkräfte vor Ort sind da-
her die maßgeblichen Expertinnen und Experten, um 
die Kompetenzen und Förderbedarfe der Kinder ein-
schätzen zu können. 

Zudem wurden an den 53 Schulämtern insgesamt 
106 Stellen für Fachberaterinnen und Fachberater 
eingerichtet, die die Grundschulen beim Umgang mit 
Lese-, Rechtschreib- und Rechenschwierigkeiten 
unterstützen. 

Der Fokus auf die individuellen Kompetenzen wird an 
den Grundschulen ab dem kommenden Schuljahr 
nochmals deutlich verstärkt. So werden wir, unter an-
derem als Konsequenz aus den Ergebnissen der 
IQB-Studie, zukünftig einen Schwerpunkt auf die 
Förderung der Basiskompetenzen Lesen, Schreiben, 
Rechnen und Zuhören legen. Beginnen werden wir 
dabei mit der Förderung der Lesekompetenz als 
zentrale Schlüsselkompetenz für einen erfolgreichen 
Bildungsweg, denn zwischen Lesen, Verstehen und 
mathematischem Denken bestehen enge Zusam-
menhänge. 

Durch die Stärkung der Basiskompetenzen werden 
wir die individuellen Lernausgangslagen aller Kinder, 
auch jener mit einer Lese-Rechtschreib- oder Rechen-
schwäche, nachhaltig verbessern und einer Verfesti-
gung von Teilleistungsstörungen entgegenwirken. 

Selbstverständlich orientieren wir uns mit unseren 
Maßnahmen immer am aktuellen Stand der Wissen-
schaft. Daher werden wir den LRS-Erlass daraufhin 
überprüfen, inwieweit gegebenenfalls Anpassungen 
erforderlich sind, um eine frühzeitige Diagnose und 
eine angemessene Unterstützung sowohl für Kinder 
mit einer Lese-Rechtschreib-Schwäche als auch für 
solche mit einer Rechenschwäche zu gewährleisten. 
Dabei werden wir uns auch mit der Frage auseinander-
setzen, inwieweit ein Nachteilsausgleich auch im Falle 
einer Rechenschwäche ermöglicht werden sollte. 

Hinsichtlich dieser Überprüfung erhoffen wir uns 
klare Hinweise von der mündlichen Verhandlung vor 
dem Bundesverfassungsgericht, die zeitnah für den 
28. Juni anberaumt ist. Hintergrund für diese Ver-
handlung sind drei Verfassungsbeschwerden von 
Abiturienten mit Lese-Rechtschreib-Schwäche hin-
sichtlich der Zulässigkeit eines Vermerks im Abitur-
zeugnis, der die Nichtbenotung der Rechtschreibleis-
tung ausweist. 

Diese Entscheidung hat einen sehr grundsätzlichen 
Charakter. Daher erwarten wir von der Verhandlung 
wesentliche Hinweise für den Umgang mit Lese-, 
Rechtschreib- und Rechenschwierigkeiten, die wir 
dann zügig in unsere Überprüfung bzw. Anpassung 
des LRS-Erlasses einfließen lassen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es liegt eine Kurzintervention von der 
Kollegin Gosewinkel vor. Wenn Sie sich einloggen, 
kann ich Ihr Mikro freischalten. – Sie haben das Wort. 

Silvia Gosewinkel*) (SPD): Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin. – Frau Ministerin, es freut mich sehr, 
dass Sie sich des Themas annehmen. In dem Be-
richt, der uns im vergangenen Jahr kurz vor Weih-
nachten vorgelegt wurde, klang das noch anders. Für 
den Bereich der Rechenstörung bzw. Rechenschwä-
che wurde seitens des Ministeriums verlautbart, dass 
es keine wissenschaftlichen Erkenntnisse gebe. 
Dem ist nicht so. Im medizinischen Bereich liegt eine 
Leitlinie vor, die konsensbasiert von 22 Fachgesell-
schaften aufgesetzt worden ist. Da gibt es also viele 
Befunde, und da muss man nachziehen. 

An dieser Stelle möchte ich betonen, dass der der-
zeitige Erlass zur LRS über 30 Jahre alt ist. Der ist 
nicht gut. Da fehlen – ich habe es zitiert – de facto 
Sicherheiten für Lehrerinnen und Lehrer, um sich ori-
entieren zu können. Es findet keine zentrale Befun-
dung in den Schulen statt. Die Art und Weise, wie 
sich viele Lehrer behelfen, nämlich indem sie Atteste 
fordern, bedeutet für Eltern Ungerechtigkeit – das 
habe ich in meinem Beispiel auch beschrieben. 

Ich wünsche mir, dass das künftig Eingang in einen 
Erlass bzw. in das Schulgesetz findet. Ich würde 
mich sehr freuen, wenn NRW vorangehen würde, 
ohne auf die KMK etc. zu warten. Das dauert schon 
sehr lange, nämlich acht Jahre. – Danke. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
selbstverständlich können Sie auf die Kurzinterven-
tion eingehen. Dafür würde ich, wenn Sie sich einlog-
gen, Ihr Mikro freischalten. – Sie haben das Wort. 

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Abge-
ordnete, ich habe es ausgeführt und will es noch ein-
mal betonen, damit das auch klar wird: Wir fokussie-
ren uns auf die Entscheidung bzw. die mündliche 
Verhandlung des Bundesverfassungsgerichts, die 
zeitnah am 28. Juni stattfindet. Ich bin sehr froh dar-
über, dass das jetzt ansteht. Wir werden sie auswer-
ten, und dann werden wir den Erlass zeitnah anpas-
sen. Sie sehen also, dass wir nicht auf die KMK-
Ebene warten werden. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Wir kommen somit zum Schluss der Aussprache und 
gehen über zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/4357 an den Ausschuss für 
Schule und Bildung. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen dort in öffentlicher Sitzung 
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erfolgen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich frage: 
Wer stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? – Auch 
keine Enthaltungen. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

6 Gebäudeenergiegesetz: Für smarten Klima-
schutz, den sich alle leisten können! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/4352 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/4442 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP Herrn Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben in die-
ser Plenarwoche, die jetzt zu Ende geht, viele Debat-
ten mit bundespolitischer Relevanz und Punkten ge-
habt, die insbesondere in der Hand Berlins liegen. 
Jetzt sprechen wir das wohl brennendste Thema, 
das dort diskutiert wird, das Gebäudeenergiegesetz, 
heute hier im Plenum an. Man kann wirklich sagen: 
Das Beste kommt zum Schluss. 

Siehe da: Pünktlich zu unseren Beratungen zum Ge-
bäudeenergiegesetz lenkt auch Minister Habeck ein. 
Genau eine Stunde vor unserem Debattenbeginn hat 
er Nachbesserungen angekündigt. Das hört sich 
recht umfangreich an, was auch notwendig ist. Na-
türlich bedeutet das nicht offiziell, dass er den Ge-
setzentwurf zurückzieht und einen neuen Entwurf 
macht, sondern dass an einigen Stellen angepasst 
wird. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Hören Sie auf, 
alles madig zu machen!) 

Ich hoffe, dass es so umfangreich wird, wie es jetzt 
angekündigt ist. Denn, Herr Kollege, in seiner bishe-
rigen Form ist das Gebäudeenergiegesetz zu büro-
kratisch, zu teuer und kontraproduktiv für Klima-
schutz und Wohlstand. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Stefan Zim-
keit [SPD]) 

Die Akzeptanz für Klimaschutz kann nur aufrecht-
erhalten werden, wenn Energie und Wärme für Ei-
gentümer, Mieter und Unternehmer weiterhin bezahl-
bar bleiben. Bei der Einhaltung der Klimaschutzziele 
im Gebäudesektor ist auf praktikable gesetzliche 

Vorgaben zu achten, denn die Heizung muss zum 
Haus passen. 

Verbote und Subventionen erschweren und verteu-
ern den Klimaschutz im Gebäudebereich. Stattdes-
sen setzen wir Freien Demokraten auf eine freie 
Preisbildung am Markt. Dazu schlagen wir vor, die 
nationale CO2-Bepreisung für Brennstoffe in den Be-
reichen Wärme und Verkehr in ein echtes Emissions-
handelssystem zu überführen. Die Einnahmen aus 
dem Emissionshandel sollen in Form eines Klimagel-
des in gleicher Höhe an alle Bürger zurückgezahlt 
werden. Davon profitieren insbesondere Bürgerin-
nen und Bürger mit geringerem Einkommen überpro-
portional, und das ist uns wichtig. 

Wir müssen auf kleinteilige staatliche Vorgaben ver-
zichten und für mehr Emissionseffizienz sorgen. 
Deshalb fordern wir die schwarz-grüne Landesregie-
rung auf, sich auf Bundesebene für eine vollständige 
Novellierung des GEG einzusetzen. 

(Beifall von der FDP – Dr. Robin Korte 
[GRÜNE]: Das können Ihre Leute im Bundes-
tag machen! – Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, eine sinnvolle Klima-
schutzpolitik setzt auf wirtschaftliche  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

– melden Sie sich ruhig! – Anreize. Was sich rechnet, 
setzt sich im Markt auch durch, ohne gesetzlichen 
Zwang. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Klimaschutzziele im 
Gebäudesektor sind primär über den Emissionshan-
del mit Pro-Kopf-Klimageld zu erreichen und nicht 
über detaillierte ordnungsrechtliche Eingriffe, die sich 
auf einzelne Technologien beziehen. 

Marktwirtschaftliche Steuerungsinstrumente sind ei-
ner zentralstaatlich vorgegebenen Technologiemik-
roplanung immer überlegen. 

(Michael Röls-Leitmann [GRÜNE]: Niemand 
macht Mikroplanung!) 

Auch im Wärmemarkt gibt es keine One-Fits-All-Lö-
sung, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen. 

Die Wärmepumpe ist gut, aber sie ist nicht die ein-
zige Lösung. Die Wärmeversorgung ist auch möglich 
mit Energie aus Wind, Sonne, Holz, Wasserstoff, Bi-
omasse, insbesondere Biomethan und auch Ge-
othermie. Dazu haben wir übrigens auch schon ei-
nige Anträge hier eingebracht, denen leider die Koa-
litionsfraktionen bisher nicht zugestimmt haben. 

In einer ersten Stellungnahme des Bundesrats zum 
Gebäudeenergiegesetz haben sich die beteiligten 
Ausschüsse gegen die Vorgabe ausgesprochen – 
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was gut ist –, dass bereits ab dem 1. Januar 2024 
neu eingebaute Heizungen zu 65 % mit erneuerba-
ren Energien laufen sollen. Stattdessen wurde das 
Jahr 2027 vorgeschlagen. 

Einige Bundesländer mit grüner Regierungsbeteili-
gung haben sich dafür stark gemacht, dass die Län-
der schon früher Regeln für Betriebsverbote für Heiz-
kessel mit fossilen Brennstoffen erlassen können. 
Das halte ich für sehr schwierig. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege, es 
liegt der Wunsch auf eine Zwischenfrage vor, und 
zwar von dem Abgeordneten Herrn Achtermeyer der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Möchten Sie die 
zulassen? 

Dietmar Brockes*) (FDP): Ja, bitte, gerne doch, Herr 
Kollege. 

Tim Achtermeyer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Kollege, vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. 
Sie haben gerade darauf verwiesen, dass es eine so-
genannte One-Fits-All-Variante im Gesetz geben 
würde. Jetzt möchte ich Sie gerne einmal fragen, auf 
welcher Seite Sie das gelesen haben.  

Wenn ich nämlich den Gesetzentwurf lese, dann 
sehe ich da, dass Hybrid-Möglichkeiten drin sind, 
dass die Wärmepumpe eine Möglichkeit ist, aber 
nicht die alleinige. Ich hätte gerne eine konkrete Ant-
wort von Ihnen und nicht so eine Plattitüde oder eine 
Phrase, warum Sie das bezüglich eines Gesetzent-
wurfs behaupten, dem Sie als FDP selber im Bun-
deskabinett zugestimmt haben. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Herr Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege Achter-
meyer, das findet sich in dem gesamten Gesetz wie-
der. Sie setzen die Vorgaben ab 2024. Wir müssen 
zum Beispiel gucken, dass unsere Gasnetze grün 
werden. Da ist eine Idee, dass wir Biomethan, das, 
was wir in der Landwirtschaft aus Reststoffen erzeu-
gen können, also nicht über neue … 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Sie müssen 
schon auf meine Frage kommen! – Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN) 

– Jetzt müssen Sie mir auch zuhören. Sie schwan-
ken da durch die Gegend. Hören Sie in Ruhe zu!  

Wir müssen schauen, dass wir Biomethan in großen 
Mengen in die Verteilnetze hineinbringen. Die wer-
den dann viel schneller grün als die Wärmepumpe, 
die im Moment, wenn sie eingebaut wird, in vielen 

Häusern leider noch mit dem guten alten Braunkoh-
lestrom läuft und damit eben nicht grün ist. 

(Beifall von der FDP) 

Wir müssen schauen, welche Möglichkeiten wir da 
haben.  

Auch auf den Wasserstoff müssen wir schauen; das 
wollen wir gemeinsam hochfahren. 

Nach Ihrem Schritt, gemäß dem Gesetzentwurf, der 
jetzt vorliegt, sind die Menschen dazu gezwungen, 
ihre Gasheizung Anfang nächsten Jahres auszutau-
schen, wenn sie defekt ist. 

(Jule Wenzel [GRÜNE]: Nein! – Michael Röls-
Leitmann [GRÜNE]: Lüge! – Dr. Robin Korte 
[GRÜNE]: Das ist eine Lüge!) 

Wenn sie in großen Teilen nicht mehr reparierbar ist, 
will Ihr Gesetz, dass sie dann rausgerissen wird. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] – Weitere Zurufe 
von den GRÜNEN) 

Wir wollen sie drin lassen. Wir wollen die Energie 
grün machen und den Bürgerinnen und Bürgern 
dadurch große Kosten ersparen, dass sie weiterhin 
mit ihrer Gastherme, aber grünem Gas heizen kön-
nen. 

(Beifall von der FDP) 

Ich kann gerne auch noch zur Tiefengeothermie aus-
führen. Das ist ein Punkt, zu dem die Stadtwerke 
auch hier im Land planen. Das ist aber nicht morgen 
umgesetzt. Deshalb müssen wir den Bürgerinnen 
und Bürgern Zeit geben. 

(Zuruf von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege Achter-
meyer, ich glaube, dass Ihr Bundeswirtschaftsminis-
ter im Gegensatz zu Ihnen, vielleicht auch durch den 
Einfluss des neuen Staatssekretärs, endlich erkannt 
hat, dass der ideologische Ansatz, den Ihr Staatssek-
retär Graichen in der Vergangenheit gefahren ist, der 
völlig falsche ist. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr … 

Dietmar Brockes*) (FDP): Wir müssen die Men-
schen auf dem Weg zum Klimaschutz und auch bei 
der Wärme mitnehmen. 

Ich hoffe, dass man in Berlin in Ihrer Fraktion weiter 
ist, als Sie hier es sind. 

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege Bo-
ckes, Ihre Redezeit ist um. Darum geht es mir im Mo-
ment aber gar nicht. Wir haben einige weitere Zwi-
schenfragen. Es liegen drei Wortmeldungen, jeweils 
Zwischenfragen, aus der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. 

(Zuruf von Dr. Ralf Nolten [CDU]) 

Dietmar Brockes*) (FDP): Bitte. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Allerdings möchte 
ich darauf hinweisen, dass pro Redebeitrag nur zwei 
Zwischenfragen erlaubt sind. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

– Ich höre, dass es beim Kollegen Achtermeyer ein 
Versehen war. Dann ist die Zwischenfrage zurückge-
zogen. 

Chronologisch wäre dann jetzt Frau Kollegin Wenzel 
mit ihrer Zwischenfrage dran. 

(Jule Wenzel [GRÜNE] weist auf Dr. Robin 
Korte [GRÜNE]. – Dietmar Brockes [FDP]: 
Jetzt kneifen die alle!) 

– Okay. Dann hat Herr Korte die Möglichkeit, eine 
Zwischenfrage zu stellen, wenn Sie gestatten, Herr 
Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Bitte, gerne. Ich hätte 
auch die anderen noch genommen. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Herr Kollege Brockes, 
vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. 

Sie holzen gerade gegen ein Gesetz, teilweise mit 
nicht ganz richtigen Aussagen, das, um es noch mal 
richtig zu fassen, den Ausstieg aus dem dauerhaften 
Einbau immer neuer Öl- und Gasheizungen vorse-
hen soll. 

Das ist ja eine Absicht, zu der sich auch die FDP im 
Koalitionsvertrag der Ampel auf Bundesebene be-
kannt hat und zu der vor allem auch Ihre Minister und 
Ihre Partei gesagt haben, dass man dieses Gesetz 
vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges 
auf die Ukraine vorziehen sollte. Erst vor wenigen 
Monaten gab es im Koalitionsausschuss auf Bundes-
ebene noch einmal eine Vereinbarung – die auch die 
FDP unterschrieben hat –, dass dieses Gesetz nun 
mit Wirkung zum nächsten Jahr vor der Sommer-
pause kommen soll. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Frage. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Dazu, dass Sie hier jetzt 
wieder infrage stellen, dass auch Ihre Kollegen in 

Berlin das Gesetz infrage stellen, möchte ich Sie 
gerne fragen: Was bedeutet das eigentlich für die Re-
gierungsfähigkeit Ihrer Partei auf Bundesebene und 
auch im ganzen Land? 

(Beifall von den GRÜNEN und Fabian 
Schrumpf [CDU] – Sven Werner Tritschler 
[AfD]: Sehr gute Frage! – Zuruf von Ralf Witzel 
[FDP]) 

Dietmar Brockes*) (FDP): Lieber Kollege Korte, 
Danke, dass Sie mir die Möglichkeit geben, einiges 
klarzustellen. Auch uns ist sowohl im Bund als auch 
im Land nämlich wichtig, dass wir im Wärmemarkt 
deutlich besser werden, als es in der Vergangenheit 
der Fall war. Da hat sich in den letzten 16 Jahren in 
Berlin leider nicht viel getan. Deshalb finde ich es ab-
solut richtig, dass die Ampel das Thema jetzt angeht. 

Wir haben uns darauf verständigt, dass das Thema 
zügig beraten wird. Das ist gut und richtig so. Dafür 
braucht man aber eine vernünftige Diskussions-
grundlage, auf der man arbeiten kann. 

Man muss sagen, dass der Entwurf aus dem Bun-
deswirtschaftsministerium leider viel zu ideologisch 
geprägt war. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Da gibt es jetzt einen 
Beschluss des Kabinetts!) 

Man kann dann so dilettantisch vorgehen, wie das 
CDU und Grüne bei den Tausenden Nachtragshaus-
haltsberatungen hier im Landtag gemacht haben. 

(Beifall von der FDP – Dr. Robin Korte 
[GRÜNE]: Eigene Vorschläge machen! – Zu-
rufe von Fabian Schrumpf [CDU] und Jule 
Wenzel [GRÜNE]) 

Man bringt ein Gesetz ein, bekommt Kritik aus der 
Opposition zu hören und muss es dann wieder ein-
kassieren. 

(Jule Wenzel [GRÜNE]: Kein Plan!) 

Das geht zum Schaden des jeweiligen Ministers, der 
dann die Rolle rückwärts machen muss. 

(Dr. Robin Korte [GRÜNE]: Ihre Partei ist doch 
nur nicht in der Lage, eigene Änderungsan-
träge zu erarbeiten!) 

Davor hat die FDP Ihren Bundeswirtschaftsminister 
geschützt, weil er, wie ich gerade in der Pressemel-
dung gesehen habe, endlich einsieht, dass es nicht 
so geht, wie Sie es wollen. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von den 
GRÜNEN: Angst vorm Änderungsantrag! – 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN – Zuruf: Sie 
sind nicht in der Lage, einen Gesetzentwurf zu 
begleiten!) 

Haben wir noch mehr? 
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(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Nein, ich gehe da-
von aus, dass die Frage beantwortet ist. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Sie wurde nicht be-
antwortet!) 

Damit ist Ihre Redezeit jetzt beendet. 

(Lachen von den GRÜNEN) 

Dietmar Brockes*) (FDP): Nein, ich würde gerne, da 
ich zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zwischenfrage ge-
stellt worden ist, noch eine halbe Minute Redezeit 
hatte, noch zum Schluss kommen wollen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege Bro-
ckes, wir haben das schon berücksichtigt, und Ihre 
Redezeit war nach der Beantwortung eigentlich auch 
schon abgelaufen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh! – Ralf Witzel 
[FDP]: Er hat nur die Zwischenfrage beantwor-
tet!) 

Wenn Sie jedoch versichern, dass das jetzt die letz-
ten zwei Sätze sind und dass es keine langen Sätze 
sind, dann gestatte ich es doch noch. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Die Bürgerinnen 
und Bürger wollen verbraucherfreundliche, wirtschaft-
liche und umsetzbare Regelungen für das Heizen. 

Wir Freien Demokraten wollen eine Reform des Ge-
bäudeenergiegesetzes, die sich alle Menschen in 
diesem Land auch leisten können. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit und die weitere Redezeit. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE] – Heiterkeit von den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU hat nun der Kollege Herr 
Schrumpf das Wort. 

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kol-
lege Brockes, ich werde versuchen, mich Ihrer Rede 
und Ihrem Antrag aus psychologischer Sicht etwas 
zu nähern. 

(Ralf Witzel [FDP]: Lieber fachlich! – Zuruf von 
Dietmar Brockes [FDP]) 

Beim Blick nach Berlin konstatieren wir die Beteiligung 
der FDP an einer toxischen Dreiecksbeziehung.  

(Heiterkeit von der CDU und den GRÜNEN) 

Sie sind dort nämlich Teil einer Regierungsbezie-
hung, die von Giftigkeit, Konflikten und emotionaler 
Instabilität geprägt ist.  

(Zurufe) 

Diese toxische Ampeldynamik führt zu einem ständi-
gen Konkurrenzkampf, Eifersucht, Schuldzuweisun-
gen und bei Ihnen, lieber Herr Kollege Brockes, of-
fenbar auch zu einem erhöhten Maß an emotionaler 
Anspannung. 

(Heiterkeit von der CDU und den GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund fällt der FDP-Antrag wohl 
unter die Diagnose „Überkompensationsverhalten“. 

(Beifall von Christina Schulze Föcking [CDU] – 
Heiterkeit von den GRÜNEN)  

So bezeichnet man nämlich den Mechanismus, bei 
dem eine Seite versucht, Defizite oder Unzulänglich-
keiten in einem Bereich ihres Lebens, hier offenbar 
Ihrer Regierungsbeteiligung in Berlin, durch übermä-
ßige Anstrengungen in einem anderen Bereich, wie 
mit dieser Antragsinitiative im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen, auszugleichen.  

Ziel ist dabei in der Regel, eine Art von Ausgleich, 
also der Kompensation, zu schaffen, um eine ver-
meintlich positive Selbstwahrnehmung aufrecht-
erhalten zu können oder um sich von inneren Kon-
flikten und innerer Zerrissenheit abzulenken. Das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, trifft doch hier wirk-
lich den Nagel auf den Kopf.  

(Beifall von der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie fordern 
in diesem Antrag die Landesregierung unter ande-
rem in 10 Ihrer insgesamt 14 Forderungspunkte dazu 
auf, sich für Themen in reiner Bundeszuständigkeit 
einzusetzen. So weit so gut, aber liebe FDP, lieber 
Herr Kollege Brockes, warum sitzen Ihre Kolleginnen 
und Kollegen dann eigentlich in Berlin und sind noch 
Teil der Ampel? Warum setzen Ihre Kolleginnen und 
Kollegen nicht einfach dort diese Forderungen aus 
Ihrem Antrag um?  

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja!) 

Verfolgt man die mediale Berichterstattung, sollte 
man meinen, dass die FDP in Berlin auf der Opposi-
tionsbank sitzt. Das muss ich Ihnen echt lassen: Sie 
machen da eine großartige Oppositionsarbeit.  

(Beifall von der CDU – Heiterkeit von den 
GRÜNEN) 

Aber eines dürfen wir natürlich bei aller zugespitzten 
politischen Debatte nicht vergessen. Wir sprechen 
hier über ein Gesetzesvorhaben des Bundes, wel-
ches die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land 
umtreibt wie derzeit kaum ein anderes. Für viele 
Menschen stellen sich existenzielle Fragen, welche 
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Auswirkungen sie auf ihr Eigentum, auf ihre Alters-
vorsorge zu erwarten haben.  

Daher ist es umso bedauerlicher, dass wir auch die 
Führungsstärke des Bundeskanzlers vergeblich su-
chen. Damit wären wir dann beim Entschließungsan-
trag der SPD. Sie fordern dort größtenteils Punkte, 
die wir in Nordrhein-Westfalen längst adressiert ha-
ben; denn wir betrachten die kommunale Wärmepla-
nung als integralen Bestandteil von Stadtentwick-
lung.  

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Dazu hat das Land bereits, liebe Mona Neubaur, das 
Kompetenzzentrum Wärmeplanung an den Start ge-
bracht, mit dem wir die Wärmewende nun konse-
quent und systematisch angehen.  

Wir unterstützen unsere Kommunen dabei, die richti-
gen Entscheidungen für eine klimaneutrale Zukunft 
der Wärmeversorgung zu treffen. So geht seriöse 
Politik, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ja, der Kabinettsentwurf 
des Gebäudeenergiegesetzes auf Bundesebene ist – 
das wird hier niemanden überraschen, dass ich das 
als Redner für die CDU-Fraktion sage – aus Sicht un-
serer Partei sicherlich noch mehr als ausbaufähig; 
denn die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht 
ein Gesetz, das Planbarkeit garantiert und keine Fi-
xierung auf einzelne Technologien enthält.  

Die staatliche Förderung muss zeitgleich sicherge-
stellt und deren Konditionen müssen konkreter aus-
formuliert sein.  

So müssen wir den Menschen mehr Sicherheit ge-
ben und dürfen sie nicht weiter verunsichern. 
Schließlich darf ein neues GEG auch nicht die Leis-
tungsfähigkeit unseres phantastischen Handwerks 
überstrapazieren.  

Kurzum: Wir brauchen ein technologieoffenes und 
sozialverträgliches Gesetz.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Nordrhein-West-
falen machen wir, worauf es ankommt; denn unsere 
schwarz-grüne Zukunftskoalition arbeitet zielorien-
tiert und fokussiert, und das werden wir genauso bei-
behalten. Diese Arbeitsweise kann ich der Berliner 
Ampel nur wärmstens empfehlen, dann bleiben uns 
nämlich auch solche Anträge erspart, die wir selbst-
verständlich ablehnen werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun der Kollege André 
Stinka das Wort.  

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe gerade 
Olaf Scholz eine SMS geschrieben und bin dankbar, 
dass er über so viel Temperament verfügt, weil ich 
glaube, dass das dazu beitragen wird, dass die bei-
den hier dann in Ruhe noch einmal darauf gucken, 
worauf es eigentlich ankommt. Dietmar, das muss 
ich dir auch sagen: Es geht um Klimaschutz, es geht 
darum, dass das, was wir sonntags sagen, montags 
auch umgesetzt wird. Ich kann nur empfehlen, dass 
wir der CDU keine Vorlage geben, einer CDU, die 16 
Jahre alles verpennt hat,  

(Fabian Schrumpf [CDU]: Wer war denn auch 
dabei?) 

sich hier hinstellt und über Wärmewende redet, wäh-
rend Herr Spahn aus Nordrhein-Westfalen  

(Beifall von der SPD) 

Innovationen ablehnt und das Gesetz rückabwickeln 
will. Da frage ich die Grünen, wie ihr das übereinan-
der bekommt.  

Herr Spahn hat heute wieder deutlich gemacht, dass 
er das Gesetz rückabwickeln und Öl- und Gas-Hei-
zungen wieder einbauen will. Gleichzeitig hat er über 
Atomenergie gesprochen. Darauf, wie ihr es schaffen 
wollt, das mit Innovationen zu verbinden, bin ich sehr 
gespannt.  

(Beifall von der SPD) 

Sie sind diejenigen, die hier mit den Sorgen der Men-
schen Wahlkampf betreiben und hier so tun, als wür-
den Sie das alles organisieren.  

Sie machen die Leute bekloppt, Sie, niemand ande-
res! Das will ich Ihnen mal ganz klar sagen.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege, es 
liegt eine Zwischenfrage vor, und zwar von der Kol-
legin Jule Wenzel von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Möchten Sie die gestatten?  

(Jule Wenzel [GRÜNE]: Die Frage ist vom Kol-
legen Röls-Leitmann!) 

– Sorry, die Kolleginnen und Kollegen setzen sich 
manchmal auf andere Plätze. 

(André Stinka [SPD]: Wer denn jetzt?) 

Es ist der Kollege Röls-Leitmann. Möchten Sie die 
gestatten?  

André Stinka*) (SPD): Ja, natürlich. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ganz herzlichen 
Dank, Herr Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zu-
lassen. Meine Frage ist, was Sie konkret an dem 
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Vorhaben der schwarz-grünen Landesregierung, die 
kommunale Wärmeplanung konkret in den Kommu-
nen zu unterstützen, sodass dort eine Strategie ent-
steht, wie man zu einer klimaneutralen Wärmever-
sorgung kommt, zu kritisieren haben. Das ist ja das 
Kernvorhaben, das wir in diesem Bereich haben, wo-
bei wir die Kommunen umfangreich unterstützen wol-
len. Vor dem Hintergrund der ersten Sätze Ihrer Rede 
würde mich hierzu Ihre Meinung interessieren. – Ganz 
herzlichen Dank. 

André Stinka*) (SPD): Ich kritisiere das genauso wie 
bei der Windkraftplanung, dass Sie den Menschen 
vor dem Hintergrund von Personalknappheit und Fi-
nanzknappheit gerade mit Blick auf die Metropolkom-
munen Versprechungen machen, die sich in der Ge-
schwindigkeit so nicht halten lassen.  

Wir hatten hier die Debatte mit dem Innenminister, 
wo er deutlich gemacht hat, wie stark die Bezirksre-
gierungen belastet sind. Wenn Sie mit Ihrer Kom-
mune mal reden, wie viele sich im Bauamt mit der 
Wärmeplanung beschäftigen, dann werden Sie se-
hen, dass sie zu wenige Leute haben. Erster Punkt.  

Zweiter Punkt. Das hat die SPD immer kritisiert. Die 
Planung ist ja schön, aber Sie müssen auch den 
Kommunen gerade beim Thema „Altschuldenrege-
lung“ die Möglichkeit geben, zu bauen. Das kritisie-
ren wir an Ihrem Beschluss, Herr Röls-Leitmann.  

(Beifall von der SPD)  

Ich fange mit meiner Rede noch einmal an. Ich habe 
sie mit einem FDP-Zitat eingeleitet. Mit Erlaubnis der 
Präsidentin zitiere ich Walter Scheel, FDP-Mitglied 
und Vizekanzler 1969:  

„Es kann nicht die Aufgabe eines Politikers sein, 
die öffentliche Meinung abzuklopfen und dann 
das Populäre zu tun. Aufgabe des Politikers ist es, 
das Richtige zu tun und es populär zu machen.“ 

Ich sage das vor dem Hintergrund, dass wir hier zur 
Novelle des Gebäudeenergiegesetzes eine Debatte 
erleben, bei der es mir manchmal so erscheint, als 
hätten wir das, was wir eigentlich organisieren wol-
len, völlig aus dem Blick verloren.  

Wir diskutierten in der letzten Woche über einen Ge-
setzentwurf, der nicht einmal dem Bundestag vorlag. 
Das müsste auch dir, Dietmar Brockes, bekannt sein. 
Wir diskutieren darüber, dass es nicht nur eine Aus-
richtung auf die Wärmepumpe gibt. Und wir diskutie-
ren darüber – da schaue ich wieder in Richtung der 
CDU – dass am Sonntag alle und auch Ihr Minister-
präsident immer sagen: Schöpfungsbewahrung ist 
uns sehr wichtig. Wenn aber dann gesprungen wird, 
dann schämen Sie sich nicht, mit den berechtigten 
Sorgen der Menschen, die ein Anrecht auf Klarheit 
haben, Wahlkampf zu machen. Das ist das, was wir 
Ihnen hier massiv vorwerfen.  

(Beifall von der SPD) 

Die CDU hat im Bundestag auch auf die CO2-
Bepreisung hingewiesen. Die CO2-Bepreisung trifft 
genau die Menschen, die sich keinen neuen Heiz-
kessel leisten können. Sie trifft genau die, die wenig 
Geld haben. Sie lassen die Menschen erfrieren.  

(Lebhafte Zurufe von der CDU) 

Sie gaukeln Ihnen vor, es kann alles so bleiben. Das 
ist Ihr Riesenfehler. 

(Weitere Zurufe von der CDU) 

– Ja, das ist Ihr Fehler, und da sind Herr Spahn, Herr 
Merz und Herr Linnemann vornedran. Das sage ich 
Ihnen in aller Deutlichkeit. 

(Beifall von der SPD – Fortgesetzt Zurufe von 
der CDU) 

Wir wissen, dass wir uns den Herausforderungen der 
Energiewende und des Klimawandels stellen müs-
sen.  

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Es steht außer Frage, dass wir außer sonntags auch 
montags, dienstags und mittwochs darüber reden 
müssen, wie wir den Wärmesektor mit 80 % Wärme-
nachfrage organisieren können. Das ist keine Frage.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir Sozialdemokraten wollen auch – das muss das 
Ziel sein, was die Akzeptanz betrifft –, dass es sozial 
gerecht zugeht. Mieterinnen und Mieter in alten 
Wohnhäusern sind diejenigen, die am meisten von 
dieser Energiewende betroffen sein werden.  

Deswegen wird sich die Regierung darum kümmern 
müssen, dass es sozial abgefedert wird. Das ist das 
Anliegen der SPD-Fraktion. Wir können nicht 80 % 
der Bevölkerung, die in diesen Fragen … 

(Zurufe von der CDU – Dr. Günther Bergmann 
[CDU]: Wie denn, Herr Stinka?) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Bevor … 

André Stinka*) (SPD): Das wird im Bundestag disku-
tiert. Gerade Sie, die Sie die Mietpreisbremse verhin-
dert haben, wollen hier den Mieterschutz angehen. 
Das ist ja lächerlich! 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von der 
SPD) 

Sie haben sich nie um den Mieterschutz gekümmert. 
Frau Scharrenbach macht in diesem Bereich nichts. 
Und dann wollen Sie sich jetzt um die Mieter küm-
mern. Das ist nicht besonders geschickt.  

(Lebhafte Zurufe von der CDU) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege … 

André Stinka*) (SPD): Wir wollen … 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Abgeordne-
ter Stinka, ganz kurz: Ich muss Sie leider wieder un-
terbrechen. Bevor Sie auf die Zwischenrufe einge-
hen, möchte ich doch darauf hinweisen, dass es eine 
ordentlich angemeldete Zwischenfrage gibt, und 
zwar von Herrn Schrumpf. Möchten Sie die gestat-
ten? 

André Stinka*) (SPD): Ja, natürlich. 

Fabian Schrumpf (CDU): Danke, Herr Kollege, dass 
Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie haben gerade 
wortwörtlich gesagt – und da ist bei aller parlamenta-
rischen Aufgeregtheit meine Hoffnung, dass Sie das 
nicht wirklich sagen wollten –: Die CDU lässt Men-
schen erfrieren.  

Wollen Sie jetzt die Gelegenheit nutzen,  

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

diese infame Behauptung richtigzustellen? 

(Beifall von der CDU) 

André Stinka*) (SPD): Wenn Sie meinen Ausführun-
gen gelauscht hätten, wüssten Sie, das ich gesagt 
habe, Sie lassen die Leute im Unklaren darüber, 
dass die Preissteigerung ab 2027 in der CO2-
Bepreisung genau die trifft, die sich keine Umstellung 
leisten können, und Sie werden sie frieren lassen. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Nein, das haben Sie 
nicht gesagt! – Dr. Ralf Nolten [CDU]: Sehen 
wir im Protokoll! – Zuruf: Stehen Sie doch 
dazu! – Unruhe) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Wir fahren fort. 

André Stinka*) (SPD): Ich brauche das gar nicht wei-
ter auszuführen. Punkt. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass im Ge-
setz bereits jetzt die Technologieneutralität enthalten 
ist. Wir wissen als Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten in Nordrhein-Westfalen auch, dass die 
Gegebenheiten – Stadt, Land, Metropolregion, nicht 
Metropolregion – völlig unterschiedlich sind. Deswe-
gen setzen wir stärker auf Nah- und Fernwärme-
netze. Wer auf der E-world war, weiß, dass die Nach-
folgeunternehmen von STEAG in dem Bereich tätig 
sind. Wir setzen auf strombetriebene Luft- und 

Wärmepumpen, und wir setzen auf Hybridheizung. 
Wer lesen kann, ist hier ganz klar im Vorteil. 

Für uns ist wichtig – das will ich am Ende der Debatte 
noch einmal einbringen –: Wenn wir Politik glaubhaft 
machen wollen, müssen wir zu den Zielen, die wir 
sonntags immer bekräftigen, Klarheit in die Debatte 
bringen. Wir wissen alle, welch schwerer Weg vor 
uns liegt. Ich habe in den letzten Wochen einen Ge-
schmack davon bekommen, dass das in vielen Tei-
len nicht der Fall ist.  

Wir sollten mehr Ruhe und Gelassenheit in diese De-
batte bringen. Ich bin dankbar, dass Olaf Scholz über 
dieses Temperament verfügt.  

(Zurufe und Lachen von der CDU) 

Ich hoffe, dass wir im Sinne der Menschen eine Situ-
ation herbeiführen, in der dieses Land sich diesen In-
novationen stellt. Bei „Innovation“ fällt mir natürlich 
nicht die CDU ein, aber wir werden das hinbekom-
men. Da bin ich mir absolut sicher. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
der Kollege Röls-Leitmann. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen 
der demokratischen Fraktionen! Als FDP hinterlegen 
Sie mit diesem Antrag hier im Landtag noch einmal, 
wie schrecklich Sie das alles in der Ampel in Berlin 
finden. Das können Sie natürlich tun. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Nur das Gesetz!) 

– Okay, ich höre, das ist nur das eine Gesetz. 

(Zuruf von der CDU: Das wird jetzt überarbei-
tet!) 

Mir brennt wirklich etwas auf der Seele. Ich habe ein 
großes Problem damit, wenn man über Wochen und 
Wochen Falschinformationen über die Inhalte des 
Gesetzentwurfs verbreitet und dann anfängt,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

in diesem Antrag mit der Verunsicherung der Men-
schen zu argumentieren. Das ist einfach destruktiv. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist einfach destruktiv, und so kann diese Heraus-
forderung der Wärmewende einfach nicht gelingen.  

Ich möchte bei meiner Rede nicht, wie ich es schon 
in vorherigen Reden zum GEG und der Debatte um 
die Wärmewende gemacht habe, alle Redezeit dafür 
aufbrauchen, ausschließlich kleinteilig richtigzustel-
len, was dazu alles an falschen Informationen unter-
wegs ist. Was Sie mit Ihrem Antrag auch tun, ist, eine 
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Vorlage darüber abzugeben, wie Sie es sich vorstel-
len, und dazu möchte ich ein paar Dinge sagen.  

Eines noch: Der zweite Absatz des vorliegenden An-
trags ist natürlich der Hammer. Dort schreiben Sie 
von Überarbeitungsbedarf, der gesehen wird und der 
im laufenden parlamentarischen Verfahren angemel-
det und angemahnt wird. Das Verfahren läuft aber 
noch überhaupt nicht. 

Wenn man diese Herausforderung wirklich angehen 
und das Gesetz besser machen will, damit es am 
Ende ein guter Aufschlag ist dafür, dass die Wärme-
wende in diesem Land gelingt, dann muss man sich 
auch trauen, sich der parlamentarischen Auseinan-
dersetzung zu stellen. Dann soll man konkret wer-
den. Dann soll man Anhörungen machen. Dann ist 
es ehrliche Politik.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Der Antrag legt aber auch sehr grundsätzliche Dinge 
darüber offen, wie Sie auf diese Debatte gucken und 
was Ihr Ansatz ist. 

Einerseits beklagen Sie den hohen zeitlichen Anpas-
sungsdruck, der durchs GEG entstehen würde. Der 
zeitliche Anpassungsdruck kommt aber doch nicht 
durch das GEG zustande, sondern durch die grau-
same Realität der Klimakrise und durch die Tatsa-
che, dass eine Heizung, wenn sie erst mal eingebaut 
ist, minimal 20 Jahre läuft. 

Wir haben das Klimaziel „Klimaneutralität 2045“. 
Wenn man das ernst meint und wenn man die Klima-
wissenschaft, laut der das schon ziemlich spät gegrif-
fen ist, ernst nimmt, dann ist doch vollkommen klar, 
dass wir in allen Bereichen einen hohen zeitlichen 
Anpassungsdruck haben. Das GEG ist nicht der Aus-
löser, sondern eine Antwort darauf. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege 
Röls-Leitmann, es liegt eine Zwischenfrage vom Kol-
legen Herrn Brockes vor. Möchten Sie diese gestat-
ten? 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ja, gestatte ich. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Herr Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege, vielen Dank, 
dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Ich denke, 
dass Ihnen nicht entgangen ist, dass wir den Antrag 
gestellt haben, um diese parlamentarische Debatte 
als Liberale zu führen. Von daher sehe ich Ihren Vor-
wurf nicht. 

Umgekehrt ist in der parlamentarischen Debatte – ich 
habe es eben deutlich gemacht – wichtig, dass man 
auch mit einem möglichst guten Entwurf in die Runde 
geht, weil man sonst so scheitert wie Sie mit den 
Nachtragshaushalten. 

Haben Sie – das ist meine Frage – eben zur Kenntnis 
genommen, welche Veränderungen, vier ganz große 
Bereiche, Ihr Parteifreund Herr Habeck angekündigt 
hat und damit auch wirklich den überwiegenden Teil 
des Gesetzes – wenn er es so macht, wie er es jetzt 
angekündigt hat – deutlich verändern wird? Könnten 
Sie sich vorstellen, dass das an der bisherigen Hal-
tung der FDP gelegen hat? 

(Zuruf von Fabian Schrumpf [CDU]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Eine Frage. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ich habe die An-
kündigungen vom Bundeswirtschaftsminister wahr-
genommen, und ich nehme auch wahr, dass die ein 
ziemliches Stück von dem entfernt liegen, was Sie 
hier vorschlagen.  

Ich finde, es ist an der Zeit, mit dem Märchen vom 
CO2-Zertifikatehandel, der beim Klimaschutz alles al-
leine lösen wird, aufzuräumen.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Ja, der CO2-Preis und der Zertifikatehandel sind ein 
Baustein auf dem Weg zur Klimaneutralität. Wenn 
man sich aber ansonsten komplett zurücklehnt und 
sagt, der Markt regele das schon alles, dann gibt es 
genau zwei mögliche Szenarien. Entweder ver-
knappt man die Zertifikate so stark und lässt den 
CO2-Preis so stark ansteigen, dass es zu enormen 
sozialen Verwerfungen kommt, oder man lässt es ge-
mächlich angehen, weil man niemanden groß belas-
ten will. Dann bleibt der CO2-Preis für den Klima-
schutz aber wirkungslos. 

Das macht deutlich: Entweder ist Ihnen soziale Ge-
rechtigkeit egal, oder Ihnen ist Klimaschutz egal – 
vielleicht sogar von beidem ein bisschen, und das 
wäre echt fatal. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von Ralf 
Witzel [FDP] und Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Ich halte also fest: Zwischen dem, was der Bundes-
wirtschaftsminister angekündigt hat, und Ihren Vor-
stellungen, die Sie in dem Antrag skizziert haben, wie 
man das löst, liegen Welten von Unterschieden. Ich 
glaube, das ist auch genau richtig so, weil das GEG 
eine geeignete Antwort auf die Herausforderungen 
der Wärmewende, der Transformation unserer Hei-
zungen in den Wohngebäuden sein soll. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Kollege Stinka, es tut mir fast schon ein bisschen 
leid, dass Sie mit Ihrem umfangreichen Entschlie-
ßungsantrag in diese Debatte reingeraten. Ich finde 
es auch schade, dass der Antrag nicht an den Aus-
schuss überwiesen wird, weil jetzt alles in einen Topf 
geschmissen wird. Das wird Ihrem Antrag nicht kom-
plett gerecht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es stehen darin nämlich einige Punkte, die – da kann 
ich, glaube ich, für beide regierungstragenden Frak-
tionen sprechen – wir ganz ähnlich sehen, und an-
dere, die wir unterschiedlich sehen. 

Ich möchte nur einen Punkt herausgreifen, den auch 
Kollege Brockes angesprochen hatte: die Rolle der 
Gasverteilnetze, die Sie als ersten Punkt nennen. 

Ich finde es total wichtig, dass die Sozialverträglich-
keit im Mittelpunkt steht. Das ist ganz entscheidend, 
und darum wird es auch bei der Ausgestaltung dieser 
Transformation zentral gehen. Aber man darf nicht 
die Augen davor verschließen, dass es unglaublich 
teuer werden wird, wenn man alles über grüne Gase 
machen will, das Verteilnetz komplett bestehen bleibt 
und man alles mit Wasserstoff macht. Das ist keine 
sozialverträgliche Lösung für diese Transformation.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist angesprochen worden: Wir haben auch schon 
im vorliegenden Entwurf vom GEG eine mögliche 
Technologieoffenheit. Wir dürfen aber nicht ver-
krampft an alten Strukturen festhalten, sondern müs-
sen gucken, wie wir diese Transformation hinbekom-
men können, damit sie auch in Zukunft sozialverträg-
lich die Wärmeversorgung sicherstellen kann. Das ist 
aus meiner Sicht ein ganz wichtiger Aspekt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Kollege, es 
liegt eine weitere Zwischenfrage vor, und zwar von 
dem Abgeordneten Herrn Witzel von der Fraktion der 
FDP. Möchten Sie die Zwischenfrage gestatten? 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ja, die gestatte 
ich. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Bitte schön. 

Ralf Witzel*) (FDP): Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Vielen Dank, Herr Dr. Korte. Sie haben gerade … 

(Michael Röls-Leitmann [GRÜNE]: Ich bin 
nicht Herr Dr. Korte, es tut mir leid! – Heiter-
keit) 

– Entschuldigung. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Röls-Leitmann. 

(Michael Röls-Leitmann [GRÜNE]: Genau! – 
Heiterkeit) 

Ralf Witzel*) (FDP): Entschuldigen Sie vielmals. 

(Michael Röls-Leitmann [GRÜNE]: Einen Dok-
tortitel hab ich nicht!) 

Ich habe mich so auf Ihren Inhalt konzentriert. 

(Michael Röls-Leitmann [GRÜNE]: Wunder-
bar! – Heiterkeit) 

Ich habe Ihren Ausführungen gerade entnommen, 
dass Sie großen Wert auf Sozialverträglichkeit legen. 
Es hat gerade in diesen Tagen – ich weiß nicht, ob 
Ihnen das bekannt geworden ist – von dem öffentli-
chen Unternehmen Allbau in meiner Heimatstadt Es-
sen eine Berechnung gegeben – sie haben keinen 
Riesenanteil am Essener Wohnungsbestand –, was 
Habecks Gesetz den öffentlichen Wohnungsbaukon-
zern jetzt kostet. Das macht Investitionen von 400 
Millionen Euro aus. 

Allbau sagt: Selbstverständlich werden wir das auf 
die Mieten umzulegen haben. 

Es kann ja auch nicht Aufgabe des Steuerzahlers 
sein, das alles durch Subventionen zu bezahlen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Witzel, die 
Frage bitte. 

Ralf Witzel*) (FDP): Meine Frage ist: Was sagen 
Ihnen diese Beispiele aus der Realität für Ihren An-
spruch von Sozialverträglichkeit? 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP])  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Herrn Brockes 
gefällt die Frage, wunderbar! – Herzlichen Dank für 
die Frage. Sie gibt mir die Möglichkeit, mit einem 
Missverständnis, das wir grundsätzlich in der De-
batte haben, aufzuräumen, nämlich dass immer 
durcheinandergeworfen wird, dass es natürlich in ei-
nigen Bereichen Investitionskosten gibt, es gibt aber 
auch Betriebskosten. Ein Festhalten z. B. an Gashei-
zungen mit dem bereits beschlossenen Rahmen des 
CO2-Zertifikatehandels führt ab 2027 zu unfassbar 
stark steigenden Gaspreisen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dem sind Mieterinnen und Mieter über die Warm-
miete auch ausgesetzt.  

Deswegen ist der Kernpunkt: Ja, wir haben Investiti-
onskosten, und dafür gerade noch die Überlegungen 
für die Fördermöglichkeiten konkretisiert, um sie 
bestmöglich abzufangen. Ich glaube, das ist deutlich; 
denn damit schützen wir Mieterinnen und Mieter 
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künftig vor Betriebskosten, die ihnen komplett um die 
Ohren fliegen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir müssen uns von dem Gedanken verabschieden, 
man könne sich zurücklehnen und bloß nicht inves-
tieren.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Ihre Vorschläge im Antrag führen zu noch weiter stei-
genden Betriebskosten, wenn wir einfach nichts tun. 
Deswegen ist es für den Aspekt der Sozialverträg-
lichkeit wichtig, zu verstehen, dass es einerseits In-
vestitionskosten gibt, andererseits aber auch sehr 
hohe Betriebskosten, wenn man nichts tut. Das ist 
ein ganz wichtiges Kernmissverständnis in dieser 
Debatte.  

Es wird nicht ohne Investitionen bei dieser Transfor-
mation gehen; das ist richtig. Aber wenn wir nicht in-
vestieren, dann wird es für alle nur noch viel teurer, 
und am allerschlimmsten kommt es dann für diejeni-
gen in unserer Gesellschaft, die wenig haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich weiß gar nicht, wie viel Redezeit ich noch übrig 
habe. – Eine Sekunde? Das ist sehr wenig. Dann 
möchte ich zum letzten Satz kommen.  

Die Wärmewende ist eine große Herausforderung. 
Die Wärmeversorgung muss sozialverträglich sein 
und klimaneutral werden, und dabei darf der Indust-
rie und anderen Regionen weltweit nicht der Weg zur 
Klimaneutralität verbaut werden. Diese Herausforde-
rung meistert man nicht ohne jegliches Verbot, mit 
einem CO2-Preis alleine, aber auch nicht mit einer 
Strategie, die sich aus lauter Angst vor Transforma-
tion an alte Strukturen klammert. Die vorliegenden 
Anträge lehnen wir ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Clemens. 

Carlo Clemens*) (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! Das 
Gebäudeenergiegesetz ist bürokratisch, teuer und 
kontraproduktiv – für den sogenannten Klimaschutz 
genauso wie für den gesamtgesellschaftlichen Wohl-
stand, den früh aufstehende Bürger Tag für Tag er-
wirtschaften. 

Wer will bestreiten, dass ein innovationsfreundlicher, 
technologieoffener Ansatz besser ist als grüne Ver-
botspolitik? Doch auch die FDP bekennt sich immer 
noch zu den globalen Klimaschutzzielen, zu einem 
geradezu religiös inszenierten Vorwand, um die Welt 
zu retten. Sie glauben neuerdings, dies allein mit der 

CO2-Bepreisung und Subventionen erreichen zu 
können. Ich darf Sie daran erinnern, dass Ihr Bun-
desparteitag am 2. Dezember 2021 dem Ampelkoa-
litionsvertrag mit einer Mehrheit von 92 % zuge-
stimmt hat. Darin heißt es – ich zitiere –:  

„[Wir] ändern das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
wie folgt: Zum 1. Januar 2025 soll jede neu ein-
gebaute Heizung auf der Basis von 65 Prozent er-
neuerbarer Energien betrieben werden.“ 

Das ist doch wohl die entscheidende Regelung in 
den Gesetzentwürfen aus den Häusern Habeck und 
Geywitz samt verwandter und verschwägerter 
Lobby. Sie vollziehen doch bloß den gemeinsamen 
Koalitionsvertrag. Seinerzeit vertraute die FDP noch 
selbst auf die klimapolitischen Zwangsmittel. Sie ha-
ben auch im Koalitionsausschuss und im Kabinett 
dem Entwurf zugestimmt. Woher kommt jetzt also 
dieser Sinneswandel? 

Nun verweisen Sie auf CO2-Preis und Emissionshan-
del. Sie glauben doch nicht ernsthaft daran, dass so 
das völlig überzogene CO2-Einsparungsziel von 65 % 
für 2030 erreicht werden kann. Im Gebäudesektor 
wäre bis dahin eine Absenkung der Emissionen um 
40 % zu schaffen.  

Nach der Schätzung des Ökonomen Sebastian Dul-
lien wären dafür ein CO2-Preis von 2.500 Euro je 
Tonne und ein Gaspreis von 62 Cent pro Kilowatt-
stunde erforderlich. Man müsste alle drei Instru-
mente, also CO2-Preis, Subventionen und Ord-
nungsrecht, bis zum Anschlag hochfahren, um die-
ses Einsparungsziel zu erreichen. Wer das ernsthaft 
will, hat jedes Maß für das Machbare, Leistbare und 
Zumutbare verloren. Der spaltet die Gesellschaft und 
setzt unsere Wirtschaft und den sozialen Frieden 
aufs Spiel. 

(Beifall von der AfD) 

Es kämen erhebliche Kosten auf den Heizungsmarkt 
in Nordrhein-Westfalen zu, schreiben Sie. Nein! Wo 
ist Ihr Mut zur Wahrheit? Die erheblichen Kosten 
kommen auf die Bürger zu, und zwar sowohl auf die 
Mieter als auch auf die Eigentümer. Haben Sie eine 
Vorstellung vom Ausmaß der notwendigen Subven-
tionen für das Klimageld in gleicher Höhe für alle Bür-
ger – wie Sie das wollen – und der gleichzeitigen 
Subvention der energetischen Gebäudesanierung? 
Es ist doch keine liberale Politik, sich utopische Ziele 
zu setzen und sie dann ohne Rücksicht auf die Kos-
ten herbeizusubventionieren. 

Übrigens: Geld, das massiv in den Bestand fließt – 
ob privat oder öffentlich –, fehlt an anderer Stelle, 
etwa beim Neubau von Häusern und Wohnungen, 
wo jetzt schon Hunderttausende fehlen. 

Ihr neuer Ansatz ist genauso wie Ihr alter zum Schei-
tern verurteilt. Was Sie hier versuchen, ist, Schützen-
hilfe für Ihre Bundestagsfraktion zu leisten. Sie wol-
len dem Bürger immer noch weismachen, dass die 
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Klimaziele sozialverträglich zu erreichen seien. Doch 
das sind sie nicht! 

(Beifall von der AfD) 

Was glauben Sie denn, was Sie mit Ihren nachge-
schobenen Manövern jetzt noch erreichen können? 
Mehr als ein bisschen GEG-Kosmetik ist doch gegen 
Ihre Koalitionspartner in Berlin nicht zu machen. Das 
Verfassungsgericht und die EU-Klimaschutzver-
ordnung fordern z. B. nur 55 % und nicht 65 %. Sie 
hätten besser eine deutliche Absenkung des globa-
len CO2-Ziels für 2030 fordern können. Das wäre si-
cherlich konstruktiver gewesen.  

Ihre Parteifreunde hätten diese Koalition im Bund un-
ter diesen Voraussetzungen niemals eingehen dür-
fen; Ihre Regierungsfähigkeit wurde eben schon von 
den Grünen angezweifelt. Der ehrlichste Weg wären 
Neuwahlen im Bund. Aber dazu haben Sie wahr-
scheinlich nicht den Mut, denn Sie wollen lieber 
schlecht regieren als gar nicht regieren. 

(Beifall von der AfD) 

Ihrem Antrag können wir natürlich nicht zustimmen 
und dem Entschließungsantrag der SPD auch nicht, 
weil Sie beide die Wurzel des Problems nicht anpa-
cken. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Für die Landesregierung hat nun Mi-
nisterin Mona Neubaur das Wort.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es würde 
mir relativ leichtfallen, über das, was gerade in Teilen 
gelaufen ist, vom Leder zu ziehen. Ich sehe uns als 
Politikerinnen und Politiker der demokratischen Frak-
tionen in einer krisenhaften Zeit, in der wir eine rie-
sige Herausforderung stemmen müssen. Ursächlich 
dafür ist, dass erstens die Klimakrise als das Symp-
tom der ökologischen Krise Realität ist und uns zwei-
tens der Angriffskrieg Russlands auf die Menschen 
in der Ukraine zu einem viel schnelleren Umdenken 
zwingt. 

Wir als gewählte Politikerinnen und Politiker sollten 
deshalb etwas anderes machen, als hier mit Unwahr-
heiten am Rednerpult zu brillieren oder 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

mit parteipolitischem Geplänkel: die einen, nein, 
doch die anderen. 

Nach all dem, was in den letzten Wochen vor allem 
durch einen Teil der Bundesregierung erfolgt ist, 
nämlich eine massive Verunsicherung in die Mitte 
der Gesellschaft zu bringen, sollten wir hier im 

Landtag dazu beitragen, Ruhe und Zuversicht in die 
Gesellschaft zu bringen, und vor allem Sicherheit mit 
Blick auf den Herausforderungsmarathon, vor dem 
wir stehen, ausstrahlen. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Das wäre trotz aller berechtigten Kritik und der Ver-
besserungsnotwendigkeit einzelner Gesetzentwürfe 
notwendig. 

Lieber Herr Brockes, notwendig wäre auch, dass 
eine FDP auch in NRW ihre Möglichkeiten nutzt, um 
dem Bundesfinanzminister zu sagen: Es gibt Vor-
schläge, wonach Menschen mit einem Einkommen 
von bis zu 20.000 Euro pro Jahr zu 80 % unterstützt 
werden sollen, wenn eine neue Heizung eingebaut 
werden muss, weil die alte kaputt ist. – Das sind die 
Antworten, die die Menschen, die verunsichert sind, 
zu Recht einfordern. Das wäre auch der richtige 
Weg, um die soziale Gerechtigkeit im Wandel zu be-
gleiten. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Der bisher vorliegende Gesetzentwurf des GEG be-
inhaltet eine Technologieoffenheit, weil schon jetzt 
darinsteht, dass wasserstofffertige Gasthermen ein-
gebaut werden können. Ich möchte als Mitglied einer 
Landesregierung eindeutig festhalten: Es gibt keinen 
Zwang. Heizungen, die repariert werden können, 
werden repariert. Heizungen, die nicht repariert wer-
den können und deswegen ausgetauscht werden 
müssen, sollen den Anspruch erfüllen, als Grundlage 
65 % erneuerbare Rohstoffe zu haben. – Das steht 
in diesem GEG, und das bedeutet eine Technologie-
offenheit. 

Es ist gut, dass Robert Habeck nicht aufhört, zu ver-
suchen, die Regierung obgleich der zu bewerkstelli-
genden Herausforderungen zusammenzuhalten. Es 
ist gut, dass er die Vertreterinnen und Vertreter der 
ampeltragenden Fraktionen einlädt und sagt: Lasst 
uns zusammen die Nachbesserungen besprechen. 
Ich bin bereit, mit dem auch von Christian Lindner be-
schlossenen Gesetzentwurf jetzt die Veränderungen 
im parlamentarischen Verfahren vorzunehmen. – Die 
FDP hat sich dem, obwohl sie zugestimmt hat, bisher 
leider verweigert, und ich hoffe, dass die FDP zur 
Vernunft kommt. 

([Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sehr geehrte 
Frau Ministerin, es liegt eine Zwischenfrage von 
Herrn Brockes von der Fraktion der FDP vor. Möch-
ten Sie die Zwischenfrage gestatten? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Gerne. 
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Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Ministerin, vielen 
Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Sie ha-
ben gerade versucht, die Unruhe praktisch allein an 
den Nachfragen der FDP festzumachen. Können Sie 
sich vielleicht vorstellen, dass dieser sehr schlecht 
gemachte, ideologische Gesetzentwurf, der von 
Herrn Habeck scheinbar endlich nachgebessert wird, 
zu dieser Unruhe beigetragen hat? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Lieber Kollege Brockes, 
der von Ihnen erwähnte Gesetzentwurf trägt auch die 
Stimme der Kabinettsmitglieder der FDP. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Carlo 
Clemens [AfD] – Zuruf von Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Mir ist das Thema ernst, und mir ist klar, dass es für 
die Menschen eine Herausforderung ist, diesen für 
den Klimaschutz notwendigen Maßnahmen folgen 
zu können. Deshalb will ich den Fokus darauf richten, 
wie wir in Nordrhein-Westfalen das machen. Wir ad-
ressieren richtigerweise an den Bund, die Unterstüt-
zung für die Investitionskosten sozial gerecht auszu-
gestalten. Ich habe einen Vorschlag dazu genannt, 
was wir als notwendig erachten. 

Wir in Nordrhein-Westfalen sehen das GEG als ei-
nen Teil eines Instrumentenmixes für die Wärme-
wende. Dazu kommen der Emissionshandel und die 
CO2-Zertifikate. Es ist auch jetzt nicht vorgesehen, 
dass eines alles regelt. 

Ein Punkt. Ich war gestern in Marl. Dort gibt es ein 
neues, wasserstofffertiges großes Kraftwerk eines 
Unternehmens, das aktuell mit Gas und perspekti-
visch mit Wasserstoff betrieben wird. Das habe ich 
eingeweiht. 

Dazu möchte ich gerne sagen: Genau so machen wir 
das in Nordrhein-Westfalen. – Sie können sich auf 
den Internetseiten des LANUV alle das Wärmekatas-
ter angucken. Darüber erhalten die Kommunen, die 
Energieversorger und die Eigentümer von Gebäuden 
bereits jetzt eine relativ gebäudescharfe Lage der Si-
tuation. Wenn Sie sich das angucken, werden Sie 
auch sehen, welche Potenziale zum Beispiel in der 
Fernwärmenutzung liegen. 

Wir müssen politisch lösen, dass im Moment 60 % 
der Wärmeversorgung auf der Grundlage von Gas 
erfolgt. 

Wenn wir die klugen Instrumente nutzen, wie wir das 
als Landesregierung machen, Frau Scharrenbach, 
Frau Neubaur, die gesamte Landesregierung zu-
sammen, und damit diejenigen unterstützen, die das 
am Ende umsetzen müssen, dann gehen wir den 
Schritt in die Richtung, dass passiert, was von uns 
gefordert wird. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Deswegen sind alle aufgefordert, in der Sache hart 
zu diskutieren, allerdings ohne die Debatte durch den 
Überbau von Falschbehauptungen oder Fehlmei-
nungen bei wenig Fakten weiter anzuheizen. Es gilt, 
die berechtigten Sorgen von Handwerkerinnen und 
Handwerkern – wie sollen wir das schaffen? – zu 
transportieren. Das tun wir als Landesregierung ge-
genüber der Bundesregierung. Das sind die berech-
tigten Sorgen der Bürgerinnen und Bürger, die mit-
machen wollen. Aktuelle Umfrage heute: Über 50 
Prozent stimmen zu,  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

dass wir die Wärmewende brauchen. Lassen Sie uns 
also gemeinsam den klugen Mix finden. Wir sollten, 
wo nötig, zielgenau Investitionen für die Wärme-
wende unterstützen und die Unberechenbarkeit der 
Betriebskosten, dadurch dass wir weiter an fossilen 
Energieträgern festhalten würden, beenden. So kön-
nen wir auf Basis von Erneuerbaren, auf Basis von 
Rohstoffen, die den Klimaansprüchen genügen, die 
Wärmewende zum Gelingen bringen – im Sinne von 
18 Millionen Menschen in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das war ja eine sehr 
lebendige Debatte. Hier und da gab es auch Rede-
zeitüberschreitungen. Ich möchte dennoch darauf 
hinweisen, dass die Landesregierung ihre Redezeit 
um 2 Minuten und 14 Sekunden überschritten hat, 
was ja möglich ist. Ich möchte darauf hinweisen, 
dass allen Fraktionen genau diese Redezeit noch zur 
Verfügung stehen würde. – Ich sehe aber keine wei-
teren Wortmeldungen.  

Somit kommen wir zum Schluss der Aussprache und 
gehen über zur Abstimmung. Wir stimmen erst ein-
mal über den Antrag der Fraktion der FDP Drucksa-
che 18/4352 ab. Die antragstellende Fraktion der 
FDP hat direkte Abstimmung beantragt. Also stim-
men wir jetzt über den Inhalt des Antrages Drucksa-
che 18/4352 ab. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
frage, wer dem Antrag zustimmt. – Das ist die Frak-
tion der AfD.  

(Zurufe) 

– Natürlich korrigiere ich das umgehend: Das ist die 
Fraktion der FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen der CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und der AfD. Wer enthält sich? – Keine Enthal-
tungen. Damit ist der Antrag Drucksache 18/4352 
abgelehnt.  

Wir kommen jetzt zur zweiten Abstimmung und stim-
men über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
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SPD Drucksache 18/4442 ab. Auch hier frage ich: 
Wer zustimmt dem Entschließungsantrag zu? – Das 
ist die Fraktion der SPD. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
der FDP. Damit ist der Entschließungsantrag 
Drucksache 18/4442 ebenso abgelehnt.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind somit am 
Ende unserer heutigen Sitzung. Ich wünsche Ihnen 
einen angenehmen Tag, und vor allen Dingen wün-
sche ich Ihnen auch schöne Pfingsttage. Bis zum 
nächsten Mal. 

Schluss: 13:33 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 


